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Magistratsdirektion- Strategie und Kommunikation
(MDS)

Die Magistratsdirektion - Strategie und Kommuni¬
kation ist eine aus vier Personen bestehende Stabs¬
stelle , deren Leitung sich der Magistratsdirektor
selbst Vorbehalten hat . Sie wurde im Rahmen der
Neuorganisation der Magistratsdirektion im Juli
2001 eingerichtet .Schwerpunkte ihrer Tätigkeit sind
die Assistenz des Magistratsdirektors insbesondere
im Bereich seiner internationalen Beziehungen , in¬
ternen Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit so¬
wie die Wahrnehmung strategischer Aufgaben der
Weiterentwicklung des Magistrats in seinem unmit¬
telbaren Auftrag.

Die Stadt Wien hat in den vergangenen Jahren be¬
reits große und erfolgreiche Anstrengungen unter¬
nommen ,um eine klassische öffentliche Verwaltung
zu einem modernen , effizienten und kundenori¬
entierten Dienstleistungskonzern weiterzuentwi¬
ckeln . Ein wichtiger Faktor dieses umfassenden
Modemisierungsprozesses ist die Kommunikation
nach innen und außen . Intern wird eine Kommu¬
nikationskultur angestrebt , in der notwendige In¬
formationen rasch und transparent zur Verfügung
stehen .Die Diskussionskultur soll gefördert werden.
Die modernen Informationstechnologien spielen
dabei eine Schlüsselrolle . So informiert der Magis¬
tratsdirektor seit 2001 auf den Intranet -Seiten der
Stabsstelle für Strategie und Kommunikation nicht
nur über seine grundlegenden Ziele und Überlegun¬
gen sowie über aktuelle Maßnahmen und Entwick¬
lungen , sondern steht auch ohne hierarchische Hür¬
den per E-Mail für den informellen Dialog mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Verfügung.
In der externen Kommunikation wurden die Bemü¬
hungen verstärkt , den Magistrat als kundenori¬
entierten Dienstleistungskonzem zu positionieren
und den Prozess der Verwaltungsmodemisierung

Am 21. Juni 2001 gab Bürgermeister Dr.Michael Häuplfür die bilateralen Botschafter
Wiens einen Empfang im Rathaus.

auch öffentlich darzustellen .Neben den traditionel¬
len Medien kommt dabei dem Internet und allen For¬
men des eGovemments besondere Bedeutung zu.

Die rasche Veränderung der ökonomischen , politi¬
schen ,gesellschaftlichen und technischen Rahmen¬
bedingungen - wie Globalisierung , europäische In¬
tegration , neue Informationstechnologien - stellt
nicht nur die Wiener Stadtverwaltung vor große
Aufgaben .Auch andere europäische Städte sind mit
vergleichbaren Herausforderungen konfrontiert .Die
Kommunikation zwischen solchen Städten , die Ver¬
tretung gemeinsamer Interessen in der Europäischen
Union ,Erfahrungsaustausch ,Beratung und Wissens¬
transfer zwischen den Verwaltungen machen des¬
halb Sinn .Der Wiener Magistratsdirektor hat in die¬
sem Zusammenhang die Initiative zum Aufbau ei¬
nes unbürokratischen , informell und rasch funktio¬
nierenden Netzwerks der Verwaltungsspitzen einer
Reihe großer europäischer Städte ergriffen . Dieser
Plattform sollen Städte aus verschiedenen Regionen
der Europäischen Union , aber auch aus den künfti¬
gen EU-Staaten angehören . Diese Wiener Initiative
ist international auf großes Interesse gestoßen .2001
wurden bereits Arbeitstreffen mit Magistratsdirek¬
toren aus Städten wie Paris ,Dublin ,Prag ,Brünn ,Bu¬
dapest , Krakau und Laibach organisiert.

Magistratsdirektion- Präsidialabteilung(MDP)

Im Jahr 2001 sind der Präsidialabteilung des Bür¬
germeisters 9.109 Geschäftsstücke zugegangen.

Das Repräsentationsreferat hatte im Berichtszeit¬
raum 459 gesellschaftliche Veranstaltungen , 15 Er¬
öffnungsfeierlichkeiten oder Grundsteinlegungen und
136 sonstige Veranstaltungen vorzubereiten und
durchzuführen .Die 459 gesellschaftlichenVeranstal¬
tungen wurden von insgesamt 90.736 Gästen besucht,
von denen 29.469 aus dem Ausland kamen . Im Hin¬
blick auf ihre Größe wären besonders hervorzuhe¬
ben die Empfänge anlässlich des 10* International
Congress for Human Genetics (1.200Teilnehmer ),des
Vienna City Marathons (7.000 Teilnehmer ), des Life
Balls 2001 (3.800Teilnehmer ),des 104.Concordia Balls
(1.800Teilnehmer ),des Galaabends - Fußballeuropa¬
meisterschaft 2008 Österreich/Schweiz (750 Teilneh¬
mer),des 17* International Congress of Nutrition 2001
(1.300Teilnehmer ),des Kleingartenpreises 2001 (1.230
Teilnehmer ), des Großstadtsymposiums zur Fest¬
veranstaltung „Bemüht euch um das Wohl der Stadt"
(1.090 Teilnehmer ), der Eröffnung der Viennale 2001
(800 Teilnehmer ) und der Ehrung Österreichischer
Staatsmeisterinnen 2000 (1.000 Teilnehmer ).

Magistratsdirektion- Verfassungsdienst und Rechts¬
mittelangelegenheiten(MD-VfR)

In der MD-VfR fielen im Jahr 2001 insgesamt 15.372
Geschäftsstücke an.

Entsprechend dem spezifischen Aufgabenbereich
der MD-VfR lag im Berichtsjahr 2001 ein wesentli¬
cher Schwerpunkt der Tätigkeit auf dem Gebiet des
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Legistischen Dienstes sowie der rechtlichen Ange¬
legenheiten der europäischen Integration . In diesem
Zusammenhang waren 402 Gesetzes - und Verord¬
nungsentwürfe des Bundes zu begutachten . Außer¬
dem wurden die Vorlagen von 93 Landesgesetzen,
36 Verordnungen der Landesregierung ,6Verordnun¬
gen des Landeshauptmanns sowie 20 Verordnungen
des Magistrats einer Prüfung unterzogen bzw.selbst
ausgearbeitet . Des Weiteren wurde die Kundma¬
chung von 67 Gesetzen , 65 Verordnungen und 13
Kundmachungen im Landesgesetzblatt veranlasst.

Im Zuge der Rechtsdatenpflege und der Betreuung
des Wiener Rechtsinformationssystems (WRI)
nimmt die MD-VfR alle in diesem Zusammenhang
anfallenden manipulativen Aufgaben wahr . Der
Informationsdienst WRI steht allen Rechtssuchen¬
den über Internet (http ://www .wien .gv.at/recht/
landesrecht -wien/index .htm ) zur Verfügung . 236 E-
Mail -Anfragen von Privatpersonen zeigen , dass die
MD-VfR auch als direkter Ansprechpartner für alle
Bürgerinnen zunehmend an Bedeutung gewinnt . Im
Berichtsjahr 2001 wurde die gesamte Rechtsabfrage
in ein neues Layout gebracht , um die Bedienung für
den Benutzer zu erleichtern . Neben der laufenden
Aktualisierung der Wiener Rechtsvorschriften¬
sammlung (WRS), die seit dem Jahr 2001 auch Do¬
kumente im PDF-Format anbietet , wurden auch die
im Vorjahr kundgemachten Landesgesetzblätter und
die Entwürfe zu den Landesgesetzen in das System
aufgenommen . Des Weiteren wurde die Loseblatt-
Sammlung der Wiener Rechtsvorschriften durch eine
Nachtragslieferung ergänzt.

Die zahlreichen Aktivitäten der Bundesregierung zur
Umsetzung des Regierungsprogramms führten auch
im Berichtsjahr auf vielen Gebieten zu grundlegen¬
den und vor allem umfangreichen Änderungen der
bisherigen Rechtslage , die auf Grund der vielen
Verknüpfungen mit anderen Rechtsmaterien einen
umfassenden Rechtsstoff bildeten , der auch unter
Bedachtnahme auf die Interessen Wiens einer ge¬
nauen Prüfung unterzogen werden musste . In die¬
sem Zusammenhang sind insbesondere der Entwurf
des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, der Novellierung
des Familienlastenaüsgleichsgesetzes 1967, des Ab-
gaben -Rechtsmittel -Reformgesetzes 2001, der No¬
vellierung des Arbeitsvertragsrechts -Anpassungs-
gesetzes ,der Novellierung des ORF-Gesetzes ,der No¬
vellierung des Privatfernsehgesetzes , der Novel¬
lierung der Straßenverkehrsordnung , des E-Com-
merce -Gesetzes , des 2. Euro -Justiz -Begleitgesetzes
und des Gesetzes über die Einrichtung und Organi¬
sation des Bundeskriminalamtes zu erwähnen .Her¬
vorzuheben wäre auch der sensible und für die Wei¬
terentwicklung des Wiener Dienstrechts relevante
Entwurf des Objektivierungsgesetzes , das sachliche
und neutrale Personalentscheidungen im Einfluss¬
bereich des Bundes gewährleisten soll . In diesem
Zusammenhang ist auch noch der Entwurf des Ob¬
jektivierungs -Begleitgesetzes und des Gesetzes über
den unabhängigen Dienstrechts - und Objektivie-
rungskontrollsenat zu erwähnen.

Im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung
wird der Entwurf der Verordnung des Landeshaupt¬
manns über die Pflicht zur Abfuhr von spezifizier¬
tem Risikomaterial und die hiefür zu entrichtenden

Im Jahr 2001 besuchten folgende Persönlichkeiten das Wiener Rathaus und trugen sich
in das Goldene Buch der Stadt Wien ein:

23. Januar 2001

21. Februar 2001
19. Juni 2001

13. Juli 2001
7. November 2001

20. November 2001

21. November 2001
30. November 2001

I.M. König Abdullah II und Königin Rania des Haschemitischen
Königreiches von Jordanien
S.E. Stjepan Mesic , Staatspräsident der Republik Kroatien
S.E. Jean -Claude Juncker , Premierminister des Großherzogtums
Luxemburg
S.E. Otmar Hasler ,Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein
S.E. Milan Kuöan , Präsident der Republik Slowenien
Seine Heiligkeit Karekin II ., Oberster Partriarch und Katholikos
aller Armenier
S.E.Aleksander Kwasniewski , Präsident der Republik Polen
S.E. Habib Ben Yahia, Außenminister der Republik Tunesien

Der Premierminister des Großherzogtums Luxemburg Jean -Claude Juncker trug sich in
das Goldene Buch der Stadt Wien ein.

Im Jahr 2001 kamen folgende Bürgermeister und hochrangige Gäste zu Besuch:

22. bis 24. Februar 2001
13. März 2001

5. Juni 2001

17. bis 22. Juni 2001
21. Juni 2001

2. Juli 2001

15. Oktober 2001

29. Oktober bis
1. November 2001

4. bis 7. November 2001

21. November 2001
6. bis 7. Dezember 2001

10. bis 13. Dezember 2001

Herr Freddy Thielemans , Bürgermeister von Brüssel
Herr Juan Fageda Aubert , Bürgermeister von Palma de
Mallorca
Herr Dipl .-Ing . Jiri Paroubek ,Vizebürgermeister von Prag
und Frau Dr. Petra Buzkova ,Vizepräsidentin des tschechi¬
schen Abgeordnetenhauses
Herr Dr. Ghassam Laham , Bürgermeister von Damaskus
Frau Radmila Hrustanovic , Bürgermeisterin von Belgrad
Bürgermeister der EU-Beitrittskandidatenländer und Herr
Klaus Wowereit , Regierender Bürgermeister von Berlin,
anlässlich der Konferenz der Bürgermeister der EU-
Beitrittskandidatenländer
Enrique Baron Crespo , Vorsitzender der sozialistischen
Fraktion im Europäischen Parlament

Herr Anatolij Petrow , stellvertretender Oberbürgermeister
von Moskau
Herr Wladimir Platonow , Präsident der Moskauer Stadt¬
duma
Herr Dr. h .c. Peter Müller , Ministerpräsident von Saarland
Herr Prof . Aldo Fumagalli , Bürgermeister von Varese
Herr Ron Huldai , Bürgermeister von Tel Aviv
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Im Jahr 2001 standen folgende Auslandsreisen des Herrn Bürgermeisters auf dem Programm:

3. Mai 2001

17. Mai 2001
21. bis 22. Mai 2001

14. bis 15. Juni 2001
10. September 2001

18. bis 19. September 2001
11. bis 12. Oktober 2001
20. bis 21. Oktober 2001
26. bis 27. November 2001

28. bis 29. November 2001

10. Dezember 2001

Rom:Eröffnung der Konferenz„Hunger und Unterentwick¬
lung in der Welt"
Zagreb: Einladung von Herrn Bürgermeister Milan Bandic
Brüssel :Teilnahme am Kohäsionsforum auf Einladung von
Herrn Kommissar Michel Bamier und Einladung „5 Jahre
Wien -Haus Brüssel"
Stockholm/Göteborg : RGRE Exekutivbüro
Liechtenstein :Einladung von Fürst Hans-Adam II von und
zu Liechtenstein
Paris :Einladung von Herrn Bürgermeister Bertrand Delanoe
Brüssel : RGRE Hauptausschuss
Warschau :Wien-Gala,Wien-Präsentation
Budapest :Wohnbauseminar gemeinsam mit Herrn amts¬
führendem Stadtrat Werner Faymann
Berlin :Übergabe der Wiener Weihnachtsbäume an den Re¬
gierenden Bürgermeister Klaus Wowereit
Luxemburg : Einladung von Herrn Bürgermeister Paul
Helminger

Im Jahr 2001 wurden folgende Eröffnungen und Grundsteinlegungen, Benennungen und
Inbetriebnahmen vorbereitet und durchgeführt:

21. Jänner 2001
3. Februar 2001

26. Februar 2001
11. Mai 2001
9. Juni 2001

16. Juni 2001
16. Juni 2001
22. Juni 2001
28.August 2001
28.August 2001

26. September 2001

12. Oktober 2001

7. November 2001

26. November 2001

26. November 2001

Eröffnung der Messe „Jeder für Jeden"
Eröffnung der Wiener Männergesundheitstage 2001
Eröffnung der 2. Internationalen Fachtagung „Sicheres Wien"
Eröffnung der Wiener Festwochen
Eröffnung des 22. Österreichischen Blasmusikfests
Eröffnung des Life Balls 2001
Enthüllung des Vivaldi -Denkmals
Eröffnung des 104. Concordia -Balls
Eröffnung von 40 Jahre International Police Association - Wien
Eröffnung der Wanderausstellung der Internationalen Organisa¬
tion für Migration (IOM)
Eröffnung des Stadt - und Landesarchivs - Gasometer D,Guglgasse
14, 1110 Wien
Eröffnung des 20-jährigen Bestandsjubiläums des Vereins „Frau¬
en beraten Frauen"
Benennung der „Otto -Herschmann -Gasse "inWien 11., Guglgasse/
Eyzinggasse
Benennung des „Herbert -Böhm-Hofs " in Wien 11., Studenygasse
7-14
Eröffnung der 54. Österreichischen Buchwoche

Im Jahr 2001 fand in der Volkshalle des Wiener Rathauses nachstehende Ausstellung statt:

17. November bis 24. Dezember Weihnachtsausstellung „Adventzauber 2001"
(264.900 Besucher)

Entgelte , der Entwurf einer Verordnung des Landes¬
hauptmanns über die Gewerbeausübung in Gast¬
gärten im Jahr 2001 und der Entwurf einer Ände¬
rung der Sperrzeitenverordnung 1998 hervorgeho¬
ben.

Weiters sind aus dem Bereich der Landesgesetz¬
gebung der Entwurf des Wiener Jugendschutzge¬
setzes 2002 , des Wiener Schischulgesetzes , der
Novellierung des Wiener Wohnbauförderungs - und
Wohnhaussanierungsgesetzes , der Novellierung des

Wiener Sozialhilfegesetzes , des Gesetzes über die
Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an
die Anstalt „Museen der Stadt Wien " (Wiener Muse-
en -Zuweisungsgesetz ) und der Novellierung des
Wiener Aufzugsgesetzes zu erwähnen .Weitere wich¬
tige Novellen betrafen das Baurecht ,das Dienstrecht,
das Krankenanstaltengesetz , das Sozialrecht , das
Jagd - und Fischereirecht sowie das Tierschutz - und
Tierhaltegesetz.

Im Landesbereich sind von den generellen Vollzugs¬
akten der Entwurf der Verordnung über die Gesund¬
heitsüberwachung in land - und forstwirtschaft¬
lichen Betrieben , Entwürfe von Verordnungen nach
dem Wiener Wohnbauförderungs - und Wohnhaus¬
sanierungsgesetz sowie Entwürfe von Verordnungen
im Zusammenhang mit Fiaker - und Pferdemietwa-
genuntemehmen anzuführen.

Zur Stärkung der Rechte der Minderheitsfraktionen,
Straffung der Sitzungsabläufe und Berücksichtigung
der praktischen Erfordernisse der parlamentari¬
schen Praxis wurden die Geschäftsordnung des
Landtags , des Gemeinderats , der Ausschüsse und
Kommissionen des Gemeinderats sowie der Bezirks¬
vertretungen neu erlassen.

In der Geschäftsordnung für den Magistrat der
Stadt Wien wurde zur Steigerung der Effektivität
der Erfüllung der Aufgaben der Magistratsdienst¬
stellen die Pflicht der Dienststellenleiterinnen ver¬
ankert , neben der bereits bisher praktizierten nach¬
prüfenden Kontrolle auch planende und begleiten¬
de Controlling -Maßnahmen zu setzen , um allfälli¬
gen Fehlentwicklungen rechtzeitig gegensteuem zu
können.

Weiters wurde in der Geschäftsordnung für den
Magistrat der Stadt Wien die Rechtsgrundlage für
den Abschluss von Leistungskontrakten zwischen
den Magistratsdienststellen und der politischen
Ebene sowie der Evaluierung dieser Kontrakte fest¬
gelegt .Leistungskontrakte in der staatlichenVerwal¬
tung sind Vorschläge der Dienststellen für Leistungs¬
aufträge unter Verwendung der Begriffe des „New
Public Management ".Durch die Genehmigung durch
den amtsführenden Stadtrat und den Magistrats¬
direktorwerden sie zu verbindlichen Weisungen .Ein
Leistungskontrakt kann durch Weisung jederzeit
geändert werden . Weisungen in Einzelangelegen¬
heiten sind daher nicht ausgeschlossen.

Ein weiterer Tätigkeitsbereich der MD-VfR lag in der
Vorbereitung und Herausgabe von Erlässen . Zur
Klarstellung von Rechtsfragen wurden insgesamt
neun Erlässe herausgegeben . Hervorzuheben wäre
die Ausarbeitung des Erlasses betreffend der Prü¬
fung des EU-Bezugs von Entwürfen zu bundes - und
landesrechtlichen Vorschriften.

Weiters wurde auf Initiative der MD-VfR und im
Einvernehmen mit der Magistratsdirektion-
Verwaltungsakademie im Berichtsjahr 2001 ein um¬
fangreiches Weiterbildungsprogramm für Jurist-
Innen der Stadt Wien auf dem Gebiet der Legistik
erfolgreich weitergeführt . In diesen Legistik-
seminaren werden rechtssetzungstechnische
Grundsätze für eine verständliche Rechtssprache
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vermittelt , sowie wichtige europarechtliche und
verfassungsrechtliche Grundsätze und die Gesetzes¬
folgekosten behandelt.

sätze an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes
sowie sonstige Akten anderer Dienststellen wurden
überprüft.

Im Jahr 2001 wurden auch einige referatsinterne
Projekte gestartet , die im Wesentlichen administ¬
rative Erleichterungen bewirken sollen . Hervorzu¬
heben wären hier die Entwicklung einer elektroni¬
schen Sitzungsunterlage für die Abgabenberufungs¬
kommission und die Umstellung auf das Proto¬
kollierungssystem ELAK. Letztgenanntes EDV-Sys¬
tem soll mit dem Ziel der elektronischen Weiter¬
verarbeitung von einlangenden Schriftstücken ein¬
gesetzt werden.

Im Übrigen wurden Angehörige der MD-VfR zu Be¬
sprechungen der Verbindungsstelle der Bundeslän¬
der und in Bundesministerien herangezogen , hiel¬
ten Vorträge in der Verwaltungsakademie und wa¬
ren in verschiedenen Prüfungskommissionen sowie
als Mitglieder und Referenten in Kollegialorganen
(Abgabenberufungskommission , Bauoberbehörde,
Berufungssenat ) tätig . Die Schriftführerdienste für
diese Kollegialorgane wurden von Angehörigen der
MD-VfR besorgt.

Der MD-VfR obliegt auch die Führung der Geschäf¬
te der Bauoberbehörde ,Abgabenberufungskommis¬
sion , des Berufungssenats , des Landesagrarsenats
und der Bauordnungskommission . Ein Mitglied der
MD-VfR gehört dem Vergabekontrollsenat nach dem
Wiener Landesvergabegesetz als Mitglied bzw . Er¬
satzmitglied an . Im Berichtsjahr oblag der MD-VfR
auch die juristische Betreuung der Landtags¬
präsidentin . Zur Wahrung dieser Aufgabe gehörte
unter anderem die Teilnahme an zwei Landtags¬
präsidentenkonferenzen und zwei Landtagsdirek¬
torenkonferenzen . Die Dienststelle war auch an der
Vorbereitung von vier Landeshauptmännerkonfe¬
renzen und drei Landesamtsdirektorenkonferenzen
beteiligt.

Von der Verbindungsstelle der Bundesländer wur¬
den 970 Geschäftsfälle an das Amt der Wiener Lan¬
desregierung herangetragen und von der MD-VfR
unter Einbindung der befassten Fachdienststellen
erledigt .Bei den rechtlichen Angelegenheiten der eu¬
ropäischen Integration fielen 462 Geschäftsstücke
an . Auch im Jahr 2001 wurden wieder Beiträge für
zwei Bezirksamtsleiter -Besprechungen selbst vorbe¬
reitet und auch Beiträge anderer Dienststellen vor
ihrer Einbringung in die Bezirksamtsleiter -Bespre¬
chungen überprüft.

Im Rahmen der Bauordnungskommission fanden
zahlreiche Sitzungen statt , die wieder umfangreiche
Vorarbeiten erforderlich machten .Insbesondere die
Notwendigkeit , weitere Schritte bei der Reform der
Wiener Bauordnung und den baurechtlichen Neben¬
gesetzen zu setzen ,hatte eine äußerst intensive und
zeitaufwändige Tätigkeit der Bauordnungskommis¬
sion zur Folge . In Bauangelegenheiten waren 527
Rechtsmittelsachen , darunter 11 Verfügungen (Auf¬
forderungen zur Erstattung von Gegenschriften
usw .)des Verfassungsgerichtshofs und 39 Verfügun¬
gen des Verwaltungsgerichtshofs sowie 7 Devolu¬
tionsanträge , zu bearbeiten .Weiters waren 63 Ent¬
würfe von Flächenwidmungs - und Bebauungsplänen
zu überprüfen.

An sonstigen Rechtsmittelsachen (Abgaben - und
Administrativangelegenheiten ) fielen 911, darunter
137 Verfügungen des Verfassungsgerichtshofs und
291 Verfügungen des Verwaltungsgerichtshofs so¬
wie 9 Devolutionsanträge an . Überdies waren 548
Akten des Berufungssenats , darunter 3 Akten der
MD-VfR, zu beurteilen und dem Senat zur Entschei¬
dung vorzulegen .2.247 Rechtsmittelentscheidungen
und -akten anderer Dienststellen und deren Schrift-

Die Sitzungen der Berufungsorgane (Abgabenberu¬
fungskommission , Bauoberbehörde , Berufungs¬
senat ) wurden von der MD-VfR vorbereitet.

Senatsrat Dr. Peter Pollak erhielt als neuer Leiter des Verfassungs- und Rechtsmittel¬
büros der Magistratsdirektion anlässlich seiner Amtseinführung von Magistratsdirektor
Dr. Theimer das Bestellungsdekret.

Magistratsdirektion- Zivil- und Strafrecht(MDZ)

Die Dienststelle für Zivil- und Strafrecht hat 2001
zu 71 Gesetzesentwürfen - vor allem des Bundes,
aber auch des Landes Wien - vom zivil - und straf¬
rechtlichen Standpunkt Stellungnahmen abgege¬
ben . Breiten Raum nahmen auch die Begutachtun¬
gen von EU- Richtlinien ein . Im Bereich der Diszipli-
naranwaltschaft wurden 17 Disziplinarsachen be¬

im abgelaufenen Verwaltungsjahr sind in der Dienst¬
stelle für Zivil- und Strafrecht nachstehende orga¬
nisatorische Veränderungen eingetreten:
• Ab 1.April 2001 wurden alle neu anfallenden Pro¬

zesse vor den Zivilgerichten , sowie Anwalts¬
bestellungen in zivilgerichtlichen Verfahren
durch den Wiener Krankenanstaltenverbund Be¬
reich Recht , bzw . durch das Rechtsbüro des All¬
gemeinen Krankenhauses der Stadt Wien wahr¬
genommen.

• Mit 1. Juli 2001 wurden alle Liegenschafts¬
transaktionen und Baurechtsabwicklungen in¬
klusive Grundbucheingaben an die MA 69 über-
bunden.
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arbeitet . In 57 Fällen haben Mitarbeiter der MDZ
in Sitzungen der Vergabekommmissionen die Recht¬
mäßigkeit des Vergabeverfahrens überwacht.

Wie auch in den Vorjahren wurden sämtliche Dienst¬
stellen des Wiener Magistrats durch mündlich oder
telefonisch erteilte Auskünfte , durch Teilnahme an
Besprechungen und durch Verfassung von 517
schriftlichen Gutachten in zivil - und strafrechtlicher
Hinsicht beraten ,wobei Vergabeangelegenheiten ei¬
nen weiteren Schwerpunkt bildeten . Durch diese
Beratungs - und Begutachtungstätigkeit konnte na¬
turgemäß nicht allen Rechtskonflikten von vorn¬
herein vorgebeugt werden . Demgemäß fielen 377
Klagssachen an , die ihrerseits teilweise im Ver¬
gleichsweg bereinigt werden konnten , im übrigen
aber vor Gericht bzw . im Instanzenzug ausgetragen
werden mussten .Darüber hinaus mussten 171 Mahn¬
klagen und Besitzstörungsklagen eingebracht wer¬
den .In 12 Verlassenschaftssachen wurde vor Gericht
bzw . Notaren für die Stadt Wien eingeschritten.

224 Gerichtsverfahren konnten im Jahr 2001 abge¬
schlossen werden ,wobei 195 Prozesse gewonnen wer¬
den konnten und nur 29 verloren gingen .Der Gesamt¬
streitwert betrug EUR4.180.285,29,wobei solcherart
EUR 3,53 Mio.„erstritten "wurden .Dies entspricht ei¬
ner Quote von 87,1 %gewonnener zu 12,9%verlorener
Prozesse .Ferner waren 539 Liegenschaftsexekutionen,
gelegentlich in Verbindung mit Kuratorbestellungen,
zirka 300 sonstige Exekutionen (davon 88 für andere
Dienststellen , der Rest in Fortführung eigener Pro-
zesscausen ) und 705 Insolvenzfälle zu behandeln.

Für Einvernahmen vor Gerichten oder Verwaltungs¬
behörden wurden 783 Entbindungen von der Amts¬
verschwiegenheit erteilt , die in weiterer Folge die
zeugenschaftliche Vernehmung von Mitarbeitern der
Stadt Wien ermöglichten.

Im Aufgabenbereich der Beurkundung ,grundbuchs¬
technischen Abwicklung und Realisierung von
Liegenschaftstransaktionen waren im Zeitraum vom
1. Jänner 2001 bis 30 . Juni 2001 370 Verträge,
609 Freilassungs - und sonstige Zustimmungs¬
erklärungen auszufertigen und zu verbüchem . Es
waren überdies 96 Grundabteilungsgenehmigungs¬
bescheide zu verbüchern bzw . Grundbuchsord¬
nungen herzustellen sowie 215 baubehördlich be¬
gründete Verpflichtungen grundbücherlich er¬
sichtlich zu machen . Schließlich waren noch 294
Rechtshilfeersuchen und 256 sonstige Geschäfts¬
stücke (Ausstellung von Vollmachten , Erteilung von
Auskünften etc .) zu bearbeiten.

Magistratsdirektion- Bereichsleiter für Bürger¬
service und für die Dezentralisierung der Verwaltung
der Stadt Wien(MD-BLD)

#

Anträge - Anfragen

Im Sinne der Bestimmungen der Wiener Stadt¬
verfassung und der Geschäftsordnung der Bezirks¬
vertretungen wurden im Jahr 2001 der Bereichs¬
leitung Dezentralisierung 217 Anträge und 23 An¬
fragen der Bezirke zur Weiterbearbeitung bzw. Er¬
ledigung durch die jeweils zuständige Fachdienst¬
stelle übermittelt.

Budgetäre Betreuung von Haushaltsmitteln

Im Zusammenhang mit der Herstellung von Haupt¬
straßen in den einzelnen Bezirken wurden entspre¬
chende Zuweisungen für überregionale Maßnahmen,
die in den Bereich der Geschäftsgruppe Planung und
Zukunft sowie ab März 2001 in den Bereich der
Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr fal¬
len ,verwaltet und die hiefür erforderlichen Anträge
dem zuständigen Gemeinderatsausschuss zur Ge¬
nehmigung der Kostenersätze vorgelegt . Die Zuwei¬
sungen betrafen auch zusätzlich Maßnahmen im
Zusammenhang mit der Herstellung , dem Ausbau
bzw . der Umgestaltung von Straßenbereichen . Die
gesamten Zuwendungen betrugen für das Jahr 2001
rund EUR 7,509 Mio.

Informationen an die Bezirke und von den Bezirken

Im Jahr 2001 wurden zehn Jour fixe -Besprechun-
gen mit den vom Magistrats direktor nominierten
Bezirkskoordinatorlnnen abgehalten . Bei diesen
fand ein entsprechender Erfahrungs - bzw .Informa¬
tionsaustausch zwischen den Bezirkskoordinator¬
lnnen und der Bereichsleitung statt . So wurden in
diesem Zusammenhang auch maßgebende Informa¬
tionen einerseits an die Bezirke bzw . andererseits
allfällige Wünsche der Bezirke an die Bezirksko¬
ordinatorlnnen zur weiteren Bearbeitung übertra¬
gen .Vertreterinnen städtischer Dienststellen haben
unter anderem ihre fachlichen Erfahrungen in An¬
gelegenheiten , die auch Agenden der Dezentralisie¬
rung berühren , zur Diskussion gestellt . Den Be¬
zirkskoordinatorlnnen wurden die in den diversen
Medien erschienenen bezirksbezogenen Artikel zur
Information und allfälligen Bearbeitung zur Verfü¬
gung gestellt.

Verwaltungsvereinfachung : diverse EDV-Anwen-
dungen

In den Büros der Bezirksvorsteherinnen wurde das
Programm „E-KESCH"installiert , das für die Verwal¬
tung der Verfügungsmittel der Bezirksvorsteher¬
innen zu verwenden ist . Abgesehen davon wird "E-
KESCH" auch für die Aufzeichnungen der Daten im
Zusammenhang mit der „Gewährung von Hilfen in
besonderen Fällen durch Bezirksvorsteherinnen"
herangezogen.

Informationsveranstaltungen

Auch im Jahr 2001 wurden für neue Bezirkskoor¬
dinatorlnnen ,für neue Büroleiterinnen der Bezirks¬
vorstehungen und für Bezirksmandatarinnen Infor¬
mationsveranstaltungen und Einschulungen im Zu¬
sammenhang mit den Aufgaben der Dezentralisie¬
rung der Verwaltung der Stadt Wien durchgeführt.

Allfälliges

Infolge der im Frühjahr 2001 in Wien abgehaltenen
Gemeinderats - und Bezirksvertretungswahlen wur¬
de u . a . auch den neu nominierten Bezirkspolitiker¬
innen Informationsmaterial über die Aufgaben der
Dezentralisierung der Verwaltung der Stadt Wien in
Form einer handlichen z-Card zur Verfügung gestellt.
Darüber hinaus wurde das Organisationshandbuch
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der Dezentralisierung der Verwaltung der Stadt Wien
aktualisiert und in Form einer Ringmappe und ei¬
ner CD-ROM herausgegeben . Auch dieses Infor¬
mationsmaterial wurde je nach Bedarfsanmeldung
den Bezirkspolitikerinnen und anderen Interessent¬
innen übermittelt.

Magistratsdirektion- Personalstelle Wiener Stadt¬
werke(MD-PWS)

Personalstandesmäßige Angaben

Mit Stichtag 31.Dezember 2001 betrug der Personal¬
stand der Magistratsdirektion - Personalstelle Wie¬
ner Stadtwerke inklusive Karenzurlauberinnen und
Präsenzdiener 13.819 Beschäftigte ,davon 1.758 Frau¬
en, wobei der Wienstrom GmbH 3.600, der Wiengas
GmbH 1.153, der Bestattung Wien GmbH 427, der
Wiener Linien GmbH & Co KG8.485 sowie der Wiener
Stadtwerke Holding AG 154 Bedienstete zugewiesen
waren . Die Zahl der Pensionsparteien belief sich am
31. Dezember 2001 auf 12.207. Im Jahr 2001 betrug
die Anzahl der Versehrtenrenten nach dem UFG 148.
In 27 Fällen bestand ein Anspruch auf Witwen - bzw.
Witwerpension nach diesem Gesetz.

Am 31. Dezember 2001 wurden im Rahmen des Kon¬
zerns insgesamt 257 Lehrlinge beschäftigt . Weiters
sind per 31.Dezember 2001 1.287 Personen direkt bei
den Gesellschaften des Konzerns beschäftigt.

63 Bedienstete des Schemas II/IV, sowie 44 Bediens¬
tete des Schemas I/III waren teilzeitbeschäftigt . Im
Berichtsjahr betrug die Anzahl der Ruhestandsver¬
setzungen 436 . Das Pensionsantrittsdurchschnitts¬
alter betrug 2001 etwa 57, 4 Jahre (Schema I: 56,7;
Schema II: 58,4 Jahre ). Im Berichtsjahr wurden au¬
ßerdem rund 290 Förderungen (Beförderungen,
außerordentliche Stufenvorrückungen , Titelverlei¬
hungen ) bearbeitet.

Allgemeines

Nach Ablauf einer zweijährigen Übergangsphase
werden ab 1. Juli 2001 die Mitarbeiterinnen nicht
mehr zur Stadt Wien sondern direkt zu den Gesell¬
schaften aufgenommen . Die Kollektivvertrags¬
verhandlungen konnten rechtzeitig abgeschlossen
werden , so dass die Anwendbarkeit auf die neuen
Mitarbeiterinnen gewährleistet war.

Im Rahmen des Projekts „Unternehmenskultur"
wurden allgemeine Projektinformationen im Wege
der Mitarbeiterzeitung der Wiener Stadtwerke ver¬
lautbart . Weiters wurden Informationsveranstal¬
tungen für die Geschäftsführungen , Hauptabtei-
lungs - und Abteilungsleiterinnen abgehalten sowie
daran anknüpfend Einzelgespräche geführt .Ebenso
fanden mehrere Gesprächsrunden mit der Personal¬
vertretung statt . Die Ergebnisse hieraus mündeten
in die Planung einer konzernweiten Fragebogen¬
aktion zum Themenkreis „Untemehmenskultur ".

Ein weiteres zentrales Projekt ist die Entwicklung
einer neuen Leistungsbewertung unter Einbin¬
dung von Zielvereinbarungen und Portfolios mit ex¬
akt umschriebenen Bewertungsabstufungen für ein¬
zelne zu bewertende Merkmale.

Aufgrund der gesetzlichen Änderungen im Bereich
Eltern -Karenz wurden die erforderlichen Maßnah¬
men , die sich vor allem durch die Neuregelung des
Anspruchs auf Kinderbetreuungsgeld und die Mög¬
lichkeit der Beschäftigung während einer Eltern-
Karenz ergeben haben , umgesetzt.

Verrechnung der Gehälter und Pensionen

Die Euro -Umstellung wurde mit der Änderung der
Währung von Schilling auf Euro unter Wahrung der
doppelten Preisauszeichnung durchgeführt.

Mit der Kundmachung des Kollektivvertrages „Wie¬
ner Stadtwerke " wurden zahlreiche Änderungen in
verschiedenen Verrechnungsprogrammen , sowie die
Eröffnung und Definition von neuen Nebengebüh¬
ren - und Verrechnungskennzahlen notwendig . In
Durchführung des Budgetbegleitgesetzes wurde die
Übernahme ,Auszahlung und Refundierung der Be¬
züge für zu Wahl und Volkszählung bereitgestellte
Bedienstete ermöglicht.

Die sozialversicherungsmäßige Umstellung von
Vertragsbediensteten von GKK auf BVA und in wei¬
terer Folge auf KFA war abzuwickeln.

2001 wurden monatlich rund 12.185 Ruhe- und Ver-
sorgungsgenussbeziehem die Pensionsbezüge ange¬
wiesen .In 2.094 Fällen wurden Fremdpensionen (jene
nach ASVG,GSVG,BSVG bzw. PG 1965)mit den gebüh¬
renden Ruhe - und Versorgungsbezügen gemeinsam
versteuert und ausbezahlt . 1.125 Ruhe - und Ver¬
sorgungsgenussempfänger erhielten ein Pflegegeld.

Bereich Personalentwicklung und -förderung

An den insgesamt 782 Aus - und Weiterbildungs¬
veranstaltungen des Schulungszentrums haben
nahezu 5.560 Personen teilgenommen.

Das Schulungsangebot umfasste die Bereiche EDV,
Corporate Akustik ,Energieberaterinnenausbildung,
EU, Sprachen , Fachschulungen , Informationsver¬
anstaltungen und insbesondere Seminare zu Ma¬
nagementtechnik und Persönlichkeitsentwicklung.
Zusätzlich zu dem Angebot der konzernübergrei-
fenden Schulungen wurden diverse Fachkurse für
spezifische Berufsgruppen einzelner Untemehmens-
bereiche angeboten .Neu in das Angebot wurden die
Seminare „Chum Management ", „Denkleistungen -
Die wahren Möglichkeiten sind im Kopf ', „Erfolg¬
reiches Erstellen eines Business Plans "sowie „Qua¬
litätsbewusstsein versus Fremdkontrolle "aufgenom¬
men . Als Großprojekte wurden „Die neue Recht¬
schreibung ", „Marketing -Schulung für die Konzem-
revision " sowie „Teamarbeit und Entwicklung " or¬
ganisiert und durchgeführt.

Im Jahr 2001 wurden je ein Vorbereitungskurs für
die Dienstprüfung für Fachbeamte des technischen
Dienstes sowie für Fachbeamte des Verwaltungs¬
dienstes abgehalten . Weiters wurden zwei Vor¬
bereitungskurse für die Dienstprüfung für Kanzlei¬
bedienstete organisiert.

Dem Bereich Schulung und Ausbildung obliegt
weiters die Betreuung der Lehrlinge.
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Am 31 . Dezember 2001 wurden im Rahmen der
Wiener Stadtwerke insgesamt 257 Lehrlinge be¬
schäftigt , davon noch 39 Lehrlinge bei der MD-PWS.
Die Ausbildung erfolgt in den Berufen Bürokauf-
mann/frau , Betriebsschlosserln , Chemielabortech-
nikerln , Elektronikerln , Elektromechanikerln für
Starkstrom , Sanitär - und Klimatechnikerin , Gas -,
Wasser - und Heizungsinstallateurln , KFZ-Mecha-
nikerln , KFZ-Technikerln , Maschinenbautechni¬
kerin , Kommunikationstechnikerin - Nachrichten-
elektronikerln , Elektroenergietechnikerln , Stark¬
strommonteurin ,TechnischeR Zeichnerin.

Magistratsdirektion- Restitutionsangelegenheiten
(MDR)

Die MDR führt ihre Arbeit in enger Kooperation mit
internationalen Organisationen (wie z. B der Claims
Conference ),den für die Restitution zuständigen Stel¬
len des Bundes , der Historikerkommission , der Isra¬
elitischen Kultusgemeinde und anderen Organisati¬
onen (z. B. Hakoah ) durch . Auf diese Weise wurden
mehrere im Washingtoner Abkommen vom 17. Jän¬
ner 2001 vorgesehene Fragen einer Lösung näher ge¬
bracht .Gelöst werden konnte der Gesamtkomplex von
Kompensationszahlungen der österreichischen Bun¬
desländer an die Israelitische Kultusgemeinde für
zerstörtes oder verloren gegangenes Eigentum
(Vertragsunterzeichnung am 12. Juni 2002).

Auch die Rückgabe der ehemaligen Sportstätte von
„Hakoah " konnte einer entscheidenden Klärung zu¬
geführt werden . Die Renovierung jüdischer Friedhö¬
fe und eine Wiederherstellung des Währinger Fried¬
hofs wurde magistratsintem und in Kooperation mit
der Kultusgemeinde , dem Verein Schalom und ande¬
ren Organisationen organisatorisch vorbereitet .Über¬
dies wirkt die MDR an anderen Restitutionsfragen,
etwa im Bereich der bildenden Kunst , mit . In letzter
Zeit konnte in enger Kooperation mit der Österreich¬
ischen Historikerkommission eine Durchsicht aller
Liegenschaften , die in den Jahren 1938 bis 1945 an
die Stadt Wien gekommen und später restituiert wor¬
den sind , in die Wege geleitet werden .Die MDR nahm
an der Initiative zur Bestattung der Opfer des „Spie¬
gelgrunds "und der Gestaltung einer Ausstellung teil
und wirkt auch wesentlich an dem inhaltlichen
Klärungsprozess um ein „Haus der Geschichte "oder
ein „Shoah -Zentrum " mit . Erleichtert wird die Hilfe
der MDR durch eine intensive und hervorragende
Kooperationsbereitschaft anderer Dienststellen.

Magistratsdirektion- Allgemeine Angelegenheiten
(MDA)

Im Zuge der Neustrukturierung der Magistratsdi¬
rektion wurde das Büro des Magistratsdirektors ab
1. Juli 2001 in die Stabsstelle Allgemeine Angele¬
genheiten (MDA) umgewandelt , die nunmehr so¬
wohl im Geschäftsbereich Strategie und Recht zur
direkten Unterstützung des Herrn Magistratsdirek¬
tors tätig ist als auch in dem von Herrn Magistrats¬
direktor -Stellvertreter Dr. Pilimeier geführten Ge¬
schäftsbereich Koordination.

Zur Regelung rechtlicher und organisatorischer Fra¬
gen wurden insgesamt 78 Erlässe der Magistrats-

direktion und 9 Erlässe der MDA herausgegeben .Von
der Verbindungsstelle der Bundesländer wurden
4.192 Geschäftsfälle an den Herrn Landesamtsdirek¬
tor bzw . das Amt der Wiener Landesregierung her¬
angetragen und vom Büro des Magistratsdirektors
bzw . der MDA einer Erledigung zugeführt oder an
die befassten Fachdienststellen zur direkten Erle¬
digung weitergeleitet.

Die Kanzlei des Büros des Magistratsdirektors bzw.
der MDA hatte insgesamt 5.602 (2000 : 6.313) Ge¬
schäftsstücke zu protokollieren .Die Verringerung ist
vor allem auf den Wegfall der Förderangelegenheiten
bei den Geschäften der MDA zurückzuführen.

Im Verwaltungsjahr 2001 wurden 207 an den Herrn
Bürgermeister und Landeshauptmann bzw . an die
amtsführenden Stadträtlnnen gerichtete parlamen¬
tarische Initiativen bearbeitet und an deren Beant¬
wortung mitgewirkt .Von diesen wurden vier Initia¬
tiven als dringlich eingebracht.

Im Berichtsjahr wurde mit Stichtag 31. Dezember
2001 die Dienstaufsicht über 132 leitende Bediens¬
tete , wovon 65 im rechtskundigen Dienst standen,
geführt . Es erfolgten elf Übernahmen von Bediens¬
teten aus anderen Dienstaufsichtsbereichen ,und es
gab eine Neuaufnahme sowie einen Karenzurlaub
im öffentlichen Interesse . Sechs Bedienstete sind
ausgeschieden.

Ferner waren Ausschreibungen für die Besetzung von
10 Dienstposten durchzuführen .Drei Bedienstete mit
Sonderaufgaben gemäß § 1la der Geschäftsordnung
für den Magistrat der Stadt Wien (GOM) sind neu
bestellt worden und bei drei derartigen Bedienste¬
ten erfolgten Änderungen der Bestellungen . Es en¬
deten sowohl die Bestellungen von zwei Bedienste¬
ten mit Sonderaufgaben gemäß § 1la GOM als auch
die Bestellung von einem Projektbeauftragten.

Durch die Aufteilung der allgemeinen Sammel¬
ansätze 0101 und 0102 für Amtsachaufwand und
Personalaufwand im Voranschlag für das Jahr 2002
ergab sich für die MDA als neue Aufgabe die Koor¬
dination des Budgets der „Geschäftsgruppe 0"(Stabs¬
stellen der MD, MBÄ, Büros der Bezirksvorsteher,
Unabhängiger Verwaltungssenat Wien,Kontrollamt,
Unabhängiger Bedienstetenschutzbeauftragter etc .).
Im Berichtsjahr waren die Erstellung des Voran¬
schlags für 2002 zu koordinieren und die Grundla¬
gen für den Budgetvollzug zu schaffen (Referats-
kredite , Zeichnungsberechtigungen etc .).

Vom Rechnungshof wurden der Stadt Wien im Jahr
2001 14 Berichte übermittelt , für die Beschlüsse des
Stadtsenats bzw . des Gemeinderats betreffend Stel¬
lungnahme und getroffene Maßnahmen bzw .Kennt¬
nisnahme herbeigeführt wurden.

Bedingt durch die Umwandlung des Wiener
Krankenanstaltenverbundes in eine Unterneh¬
mung ab 1. Jänner 2002 wurden die erforderlichen
Begleitregelungen mit Erlass verfügt . Eine weitere

Geschäftsbereich Koordination

Geschäftsbereich Strategie und Recht
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organisatorische Maßnahme , bezüglich der die er¬
lassmäßige Grundlage geschaffen wurde , war die
Zusammenführung des technischen und des juristi¬
schen Permanenzdienstes zu dem in der Magistrats¬
direktion - Stadtbaudirektion angesiedelten Per¬
manenzdienst der Magistratsdirektion.

Im Jahr 2001 wurden zwei ordentliche und zwei
außerordentliche Landesamtsdirektorenkonferen¬
zen ,weiters zwei ordentliche und vier außerordent¬
liche Landeshauptmännerkonferenzen abgehalten
und entsprechend von der MD - Büro des Magistrats¬
direktors bzw . ab 1. Juli 2001 von der MDA vorbe¬
reitet . Ebenso wurde eine Magistratsdirektoren¬
konferenz organisiert.

Weiters wurden zwei Bezirksamtsleiterbesprechun¬
gen abgehalten , in denen neben grundsätzlichen
Rechtsfragen insbesondere die Entwicklungen auf
dem Gebiet der Verwaltungsmodemisierung und des
e-Government (eVienna ) in den magistratischen
Bezirksämtern weiter verfolgt wurden . Die von der
Magistratsdirektion gebildeten Arbeitsgruppen der
Bezirksamtsleiter „EDV",„Kontraktmanagement und
Controlling " und „Baumschutz " berichteten jeweils
über den Stand ihrer Tätigkeiten . Weitere Schwer¬
punkte waren die Themen „Dauer der Grundausbil¬
dung von Juristen in den magistratischen Bezirks¬
ämtern " und die Einführung der „Gewerbeanmel¬
dung online " als Pilotprojekt.

Die Erlass -Bereinigung wurde durch die Heraus¬
gabe eines zusammenfassenden aktualisierten Er¬
lasses betreffend die Gebarung mit Fahrscheinen
(Fahrkarten , Tickets ) fortgesetzt . Eine weitere Neu¬
fassung betraf die Haushaltsordnung für den Ma¬
gistrat der Stadt Wien (HO 2001), die eine wesentli¬
che Vereinfachung des Haushaltswesens mit sich
brachte .Auf Grund dessen konnte die Vorschrift zur
Sicherung der ordnungsgemäßen Buchführung für
den Magistrat der Stadt Wien (Buchführungsvor¬
schrift - BV) aufgehoben werden.

Die Reorganisation der Magistratsdirektion ab 1.Juli
2001 bedingte eine Neufassung des Erlasses betref¬
fend die Besorgung der Geschäfte des Magistrats¬
direktors . Im Zusammenhang damit wurde nach ei¬
ner Änderung der Geschäftsordnung für den Magist¬
rat der Stadt Wien (GOM)eine Einschränkung der Vor¬
lage von Geschäftsstücken zur Vidende an den
Magistratsdirektor verfügt.

Erwähnenswert sind schließlich auch die Erlässe ,mit
welchen Änderungen im betrieblichen Vorschlagswe¬
sen der Stadt Wien (BVW) und bei der Bereitstellung
der für die Geschäfte der Bezirksvorsteherinnen er¬
forderlichen Mittel vorgenommen wurden.

Das Projekt „Bereinigung der Bezirksamtsleiter-
Besprechungsprotokolle 1945 bis 1998"wurde durch
Erlass der Magistratsdirektion , mit dem die Proto¬
kolle aus den Jahren 1945 bis 1969 mit 1. Februar
2001 zur Gänze aufgehoben und die in einer Liste
angeführten 255 Punkte aus 59 Protokollen der Jah¬
re 1970 bis 1998 als weiter geltend festgestellt wur¬
den , abgeschlossen.

Das Erlass -Sammelsystem der Magistratsdirektion

wurde um die Sachgebiete „Festlegung gemäß § 9Abs.
2 des Statuts der Unternehmung „Wiener Kranken¬
anstaltenverbund '" sowie „Festlegung gemäß § 9 Abs.
2 des Statuts der Unternehmung,Stadt Wien - Wiener
Wohnen "',mit welchen der Magistratsdirektor Aufga¬
ben des inneren Dienstes an den Generaldirektor bzw.
an die Direktorin der Unternehmung überträgt ,ergänzt.

Ein weiterer Schwerpunkt lag im Bereich des Ver¬
gabewesens . Im Berichtsjahr konnten die umfang¬
reichen und arbeitsintensiven Vorarbeiten für die
Neufassung der „Angebots - und Vertragsbestim¬
mungen der Stadt Wien " sowie der „Richtlinien für
die Vergabe von Leistungen durch Dienststellen der
Stadt Wien"zum Abschluss gebracht werden .Mit der
Herausgabe der diesbezüglichen Erlässe ist Anfang
2002 zu rechnen.

Im Zusammenhang mit der Abwicklung von Vergabe¬
verfahren ist die vom Verein „Auftragnehmerkataster
Österreich (ANKÖ)"geführte automationsunterstütz¬
te Sammlung von Unternehmerdaten zu erwähnen.
Diese Sammlung , in der auch Untemehmerdaten des
bisherigen Auftragnehmerkatasters der Stadt Wien
evident gehalten werden , stellt ein Hilfsmittel für den
öffentlichen Auftraggeber bei der Bewertung der Eig¬
nung von Bewerbern ,Bietern und deren Subuntemeh-
mem in Vergabeverfahren dar . Die darin enthaltenen
Daten müssen nämlich vom Unternehmer im jeweili¬
gen Vergabeverfahren nicht neuerlich belegt werden.
Mit Erlass der Magistratsdirektion vom 6. Februar
2001,MD-1694-6/2000 ,wurde die Inanspruchnahme
des ANKÖ durch Dienststellen der Stadt Wien gere¬
gelt . In diesem Erlass wird außerdem die Evidenz der
Auftragserteilungen (Bestellungen ) ab einer Wert¬
grenze des 0,lfachen des Basiswertes nach § 88 Abs.
1 lit . 3 WStV je Vergabe angeordnet.

Als Controllingstelle für die MBÄ hat die MDA an
der Ausarbeitung eines Kontraktmusters für die MBÄ
mitgewirkt.

Geschäftsstelle Landtag , Gemeinderat , Landesre¬
gierung und Stadtsenat

Der Gemeinderat trat zu zehn öffentlichen und sie¬
ben nicht öffentlichen , der Landtag zu sechs öffent¬
lichen Sitzungen zusammen.

Der Stadtsenat hielt 17, die Landesregierung 17,
der Stadtsenat gemeinsam mit dem Finanzausschuss
zwei , das Immunitätskollegium drei und der Un¬
vereinbarkeitsausschuss drei Sitzungen ab.

Der Gemeinderat behandelte in seinen Sitzungen 700,
der Landtag 64, der Stadtsenat 1.009, die Landesre¬
gierung 499 , der Stadtsenat gemeinsam mit dem
Finanzausschuss sechs , das Immunitätskollegium
sechs und der Unvereinbarkeitsausschuss sieben
Geschäftsstücke.

Der Stenografische Dienst der Geschäftsstelle
Landtag , Gemeinderat , Landesregierung und Stadt¬
senat erstellte im Berichtsjahr zu den Sitzungen des
Gemeinderats zehn veröffentlichte und sieben nicht
veröffentlichte und zu den Sitzungen des Landtags
sechs veröffentlichte Wörtliche Protokolle . Im glei¬
chen Umfang verfasste der Stenografische Dienst die
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Beschlussprotokolle zu den Sitzungen des Gemein¬
derats , des Landtags , des Stadtsenats und der Lan¬
desregierung.
Mit Beginn des Jahres 2001 wurde gehörlosen Bür¬
gerinnen durch den Einsatz von qualifizierten Ge-
bärdensprachdolmetschern die Verfolgung von Fra¬
gestunden , Aktuellen Stunden und Debattenbeiträ¬
gen im Gemeinderat und Landtag ermöglicht.

Die Geschäftsstelle Landtag , Gemeinderat , Landes¬
regierung und Stadtsenat hat die umfangreichen
Vorarbeiten für das magistratsweit zum Einsatz
kommende Projekt „ELAK"- Elektronischer Akt "mit
der dafür erforderlichen Testphase abgeschlossen.
Die Nutzung dieses elektronischen Mediums wurde
mit Beginn des Jahres 2002 gestartet.

Die Ausweitung der Datenbank im Internet (Politik/
Verwaltung ) konnte nach In -Kraft -Treten der Ände¬
rung der Wiener Stadtverfassung durch Aufnahme
der Wörtlichen Protokolle der Sitzungen des Gemein¬
derats und des Landtags verwirklicht werden.

Auszeichnungen der Stadt und des Landes Wien im Jahr 2001

Stadtauszeichnungen:
Ehrenbürger der Stadt Wien 1
Bürger der Stadt Wien 0
Ehrenring der Stadt Wien 2
Ehrenmedaille der Bundeshauptstadt Wien in Gold 7
Ehrenmedaille der Bundeshauptstadt Wien in Silber 2
Ehrenmedaille der Bundeshauptstadt Wien 1
Professor -Dr.-Julius -Tandler -Medaille der Stadt Wien in Gold 2
Professor -Dr.-Julius -Tandler -Medaille der Stadt Wien in Silber 3
Professor -Dr.-Julius -Tandler -Medaille der Stadt Wien in Bronze 0
Otto -Glöckel-Medaille der Stadt Wien 1
Gesamt 19

Landesauszeichnungen:
Großes Goldenes Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien mit dem Stern 0
Großes Goldenes Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien 6
Großes Silbernes Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien 7
Goldenes Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien 43
Silbernes Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien 37
Goldenes Verdienstzeichen des Landes Wien 65
Silbernes Verdienstzeichen des Landes Wien 26
Rettungsmedaille des Landes Wien 3
Einsatzmedaille des Landes Wien 10
Ehrenzeichen für Verdienste im Wiener Feuerwehr - und Rettungswesen in Silber 0
Ehrenzeichen für Verdienste im Wiener Feuerwehr - und Rettungswesen in Bronze 2
Gesamt 199

Insgesamt vergebene Stadt - und Landesauszeichnungen 218

Geehrte Jubilare im Jahr 2001

Hochzeit sj ubilare:
Goldene Hochzeit
Diamantene Hochzeit
Eiserne Hochzeit
Steinerne Hochzeit
Gnaden Hochzeit
Juwelen Hochzeit
Insgesamt

1.944 Paare
332 Paare

65 Paare
15 Paare
8 Paare
2 Paare

2.366 Paare

Gebur tstagsj ubilare:
90. Geburtstage
95. Geburtstage

100. Geburtstage
Insgesamt

2.993
835
177

4.005

Für die Mitglieder des Gemeinderats/Landtags , des
Stadtsenats/der Landesregierung und für die Bezirks-
vorsteher und deren Stellvertreter wurde eine Home¬
page eingerichtet , in der alle aktuellen sitzungs¬
relevanten Unterlagen ,wie Sitzungseinladung ,Tages¬
ordnung mit den dazugehörigen Beilagen ,Fragestun¬
de und eingelangte Anfragen und Anträge elektronisch
abrufbar sind . Zur Vervollständigung dieser Website
wurde ein umfangreiches Archiv eingerichtet.

Die Änderung der Wiener Stadtverfassung hat die
Einrichtung von Untersuchungskommissionen des
Wiener Gemeinderats bzw .Untersuchungsausschüs¬
sen des Wiener Landtags ermöglicht . Um einen ord¬
nungsgemäßen Ablauf solcher Sitzungen zu gewähr¬
leisten , wurde veranlasst , multifunktionale Räum¬
lichkeiten zu schaffen , die auch den politischen Frak¬
tionen bzw . zur Abhaltung von Ausschusssitzungen
in weiterer Folge zur Verfügung stehen.

Ehrenzeichenkanzlei

Die Ehrenzeichenkanzlei hat im Jahre 2001 563
Prüfungsverfahren durchgeführt , die sowohl Aus¬
zeichnungen des Landes und der Stadt Wien sowie
Bundesauszeichnungen oder die Verleihung von
Berufstiteln betrafen . Die 218 überreichten Stadt-
bzw .Landesauszeichnungen sind aus nebenstehen¬
der Tabelle ersichtlich . Über Ersuchen von Bundes¬
dienststellen wurden sichtbare Auszeichnungen der
Republik Österreich , sowie Verleihungsdekrete von
Berufstiteln , wie z. B. Medizinalräte , Regierungsrä¬
te , Hofräte , etc . ausgefolgt . Insgesamt fanden 102
Überreichungen im feierlichen Rahmen , zum über¬
wiegenden Teil mit Musik und Bewirtung , statt.

Überdies wurden 2.366 Hochzeitsjubelpaare geehrt
und mit Ehrengaben im Gesamtwert von EUR
798.311,08 bedacht .4.005 Geburtstagsjubilare wur¬
den ebenso durch die Stadt Wien geehrt und erhiel¬
ten Ehrengaben im Gesamtwert von EUR 961.025,56.
Eine detaillierte Aufstellung darüber ist der Tabelle
„Geehrte Jubilare " zu entnehmen.

Im Bereich Geburtstags - und Hochzeitsjubiläen er¬
folgte im Mai 2001 die Umstellung auf eine EDV-
Applikation , die es den Bezirksvorstehungen mit¬
tels Intranet ermöglicht ,Geburtstage und Hochzeits-
jubiläen rasch und effizient zu erfassen . Weiters
werden in diesem Zusammenhang sämtliche Dekre¬
te vom Referat Ehrungen gedruckt und die Auszah¬
lung der Anerkennungsgaben erfolgt nunmehr bar¬
geldlos an die jeweiligen Bezirksvorstehungen.

Förderangelegenheiten

Im Rahmen der bis 30. Juni 2001 zu den Aufgaben
des Büro des Magistratsdirektors zählenden För¬
derangelegenheiten wurden bis zu diesem Zeitpunkt
- teils vom Büro selbst , teils von Leiterinnen be¬
stimmter Dienststellen - 1.556 Bedienstete mit Re¬
munerationen bedacht . Weiters wurden neben
Mitarbeiterinnen ,denen auf Grund ihrer ausgezeich¬
neten Dienstleistung außerordentliche Vorrückungen
in die jeweils nächsthöhere Gehaltsstufe gewährt
worden sind , im ersten Halbjahr 2001 252 Bediens¬
tete in die jeweils nächsthöhere Dienstklasse beför¬
dert . Insgesamt hat das Büro des Magistratsdirek-
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tors in diesem Zeitraum etwa 520 Förderungen vor¬
bereitet , die entsprechenden Bescheide erstellt und
die Dateneingaben in das Besoldungssystem vorge¬
nommen.

Magistratsdirektion- Krisenmanagement und Sofort¬
maßnahmen(MD-KS)

Der MD - Krisenmanagement und Sofortmaßnahmen
sind die Leitstelle des rechtskundigen Permanenz¬
dienstes (bis 30. September 2001), die Dezernate Zi¬
vilschutz , Krisenmanagement , Sicherheit ; Sofort¬
maßnahmen ; Fahrservice ; humanitäre Hilfsmaß¬
nahmen im Inland sowie Katastrophenhilfe im Aus¬
land (bis 30. Juni 2001) zugeteilt . Mit Stichtag 31.
Dezember 2001 waren in der MD-KS insgesamt 32
Mitarbeiterinnen beschäftigt.

Rechtskundiger Permanenzdienst

Im Jahr 2001 (1. Jänner 2001 - 30. September 2001)
lagen die inhaltlichen Schwerpunkte der Anforde¬
rungen des rechtskundigen Permanenzdiensts
(RKPD) in den Bereichen Veranstaltungswesen , Ju¬
gendwohlfahrtswesen und Gewerberecht . Insgesamt
waren 76 Anforderungen des RKPD zu verzeichnen,
von denen 68 von den diensthabenden Permanenz -
juristlnnen telefonisch erledigt wurden . In 8 Fähen
war ein Einsatz vor Ort erforderlich.

Von der Leitstelle des RKPD wurden in Zusammen¬
arbeit mit der Generaldirektion des Krankenan¬
staltenverbundes der Stadt Wien zwei Informations¬
veranstaltungen zum Thema „Rechtsprobleme aus
dem Gesundheitsbereich " abgehalten . Zahlreiche
Informationen für die Informationsübersichtsmappe
sowie Rundschreiben der Leitstelle an die Perma-
nenzjuristlnnen wurden vorgenommen.

Der Personalstand am 1. Jänner 2001 betrug 61 und
mit 30. September 2001 waren 45 Permanenzju-
ristlnnen im Stand des rechtskundigen Permanenz¬
dienstes . Im Laufe des Jahres 2001 sind somit
insgesamt 16 Kolleginnen ausgeschieden.

Zivilschutz , Krisenmanagement , Sicherheit

Die Arbeit des Dezernates Zivilschutz ,Krisenmanage¬
ment und Sicherheit im Jahr 2001 war ,abgesehen von
den Ereignissen des 11.September 2001 in New York,
geprägt durch die Vorbereitungen für die Vergröße¬
rung der Zahl der sogenannten Einsatzleitstellen¬
mitarbeiter und der Neuaufnahme von Teammit-
gliedem für die Akutbetreuung Wien.

Das im Jahr 2000 begonnene Projekt der Einrich¬
tung eines Informationstelefons im Fähe von Groß¬
schadensereignissen zur Information der Bevölke¬
rung vor allem im Hinblick auf den Verbleib von
Angehörigen , die vom Ereignis betroffen waren,
wurden im Jahr 2001 praktisch abgeschlossen und
es wurden auch die entsprechenden Schulungen der
für die Besetzung dieses Informationstelefons vor¬
gesehenen Mitarbeiterinnen durchgeführt . Da auch
die technischen Voraussetzungen (EDV-Ausstattung,
Telekommunikationseinrichtungen , etc .) realisiert
werden konnten , steht das System für den Ernstfall
jederzeit zur Verfügung.

Einen weiteren Schwerpunkt der Dezematsarbeit bil¬
dete die Durchführung einer breit angelegten De¬
kontaminationsübung im Oktober 2001, bei der -
ausgehend von der Annahme eines Verkehrsunfalls,
bei dem radioaktives Material frei wird - die Abläufe
der Dekontamination vor Ort bzw . auch die Einrich¬
tungen der in der Desinfektionsanstalt der MA15 ein¬
gerichteten DEKO-Straße geübt wurden .Dabei konn¬
te festgestellt werden , dass die Zusammenarbeit der
eingesetzten Einsatzorganisationen praktisch rei¬
bungslos funktionierte und die bestehende Organi¬
sation der DEKO-Straße im Bereich der Desinfek¬
tionsanstalt im Wesentlichen den Anforderungen ent¬
spricht . Die Übung brachte jedoch auch Erkenntnis¬
se darüber , wie kleinere Verbesserungen in den Ab¬
läufen hier eine noch effizientere Dekontamination
bewirken könnten .Mit der Umsetzung der Verbesse¬
rungen wurde noch im November 2001 begonnen.

Der gelenkte Absturz der Raumstation MIR brachte
für das Dezernat ebenfalls die Möglichkeit der Über¬
prüfung der dafür vorgesehenen Ablaufpläne , da ein
möglicher Einsatz vorbereitet wurde . Letztlich war
aber europäisches Gebiet vom Absturz der Raum¬
station nicht betroffen . Es erwies sich , dass die im
diesbezüglichen Einsatzplan des Krisenmanage¬
ments vorgesehenen Maßnahmen (zumindest für
den in diesem Anlassfall überprüfbaren Teil der
Kommunikation ) zielführend sind.

Das bisher als Pilotprojekt geführte System der
Psycho -sozialen Akutbetreuung von Opfern und
deren Angehörigen konnte im Jahr 2001 zu einer
bestehenden Einrichtung gemacht werden . So funk¬
tionierte der im Gefolge der Ereignisse des 11. Sep¬
tember 2001 in New York erforderlich werdende Ein¬
satz der Akutbetreuung Wien mit der Betreuung je¬
ner Flugpassagiere ,deren Maschinen zum Zeitpunkt
der Anschläge auf dem Weg nach New York waren
und umkehren mussten , äußerst professionell und
fand breite Anerkennung sowohl bei den Betreuten
als auch bei den verschiedenen Einsatzdienststellen.
Als weitere Einsätze der Akutbetreuung seien hier
nur beispielhaft die Betreuung jener Personen an¬
geführt , die während des Brandes der Sofiensäle
evakuiert werden mussten.

Weiters nahmen die Mitglieder der Akutbetreuung
Wien an einer breit angelegten Übung der Nieder¬
österreichischen Bergrettung teil , die durch einen
Explosionsunfall leider zum Realeinsatz wurde und
wo die Akutbetreuer im weiteren Ablauf einen rea¬
len Einsatz durchführen mussten.

Zur Fortführung des Systems Akutbetreuung Wien
wurden im Jahr 2001 50 weitere Teammitglieder , die
im Jahr 2002 die entsprechende Ausbildung erhal¬
ten werden , aufgenommen . Im Zusammenhang da¬
mit wurden gemeinsam mit Steiermark und Vor¬
arlberg auf Grund der bestehenden Erfahrungen
gemeinsame Ausbildungsrichtlinien ausgearbeitet.

Auf dem Gebiet der internationalen Zusammenar¬
beit mit den Hauptstädten der Nachbarstaaten konn¬
te anlässlich eines Besuches einer Delegation aus
Prag ein Übereinkommen über die Zusammenar¬
beit auf dem Gebiet des Zivil- und Katastrophen¬
schutzes unterzeichnet werden . Ein gleiches Über-
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einkommen wurde anlässlich des Besuches einer De¬
legation aus Laibach vorbereitet . An der früher er¬
wähnten Dekontaminationsübung nahmen Kollegen
aus dem Bereich des Zivil- und Katastrophenschut¬
zes der Stadt Budapest als Beobachter teil.

Wie in den Vorjahren wurden auch in diesem Jahr
wieder zahlreiche Vorträge auf dem Gebiet des Kata¬
strophenschutzes und Krisenmanagements gehalten,
wie beispielsweise Vorträge für die Landesvertei¬
digungsakademie ,die Sicherheitsakademie des Bun¬
desministeriums für Inneres sowie die Pädagogische
Akademie des Bundes .Vom Dezernat Zivilschutz ,Kri¬
senmanagement und Sicherheit wurde überdies auf
Ersuchen der MA 70 auch der landesspezifische Teil
der im Ärztegesetz vorgesehenen Ausbildung für lei¬
tende Notärzte erarbeitet und durchgeführt.

Im Jahr 2001 wurde begonnen , eine Vereinheitli¬
chung der Sicherheitsmaßnahmen in den Kassen¬
stellen des Magistrats herbeizuführen . Dazu wurde
ein entsprechender Fragebogen gemeinsam mit der
MA 68 - Wache Rathaus ausgearbeitet , der im Jahr
2002 ausgesendet werden soll . Damit soll die
Informationsgrundlage für die erforderlichen Maß¬
nahmen geschaffen werden .Mit einem Abschluss des
Projektes wird Ende 2002 gerechnet.

Sofortmaßnahmen

• Im Fall der illegalen Ablagerung von mehreren
Tonnen Feuerwerkskörper auf dem Gelände des
Wiener Nordbahnhofs war wegen Gefahr im Ver¬
zug sofortige Maßnahmen zu setzen .Ebenso war
eine umfangreiche Koordinierung einzelner
Dienststellen notwendig.

• Eine mit intensiver Vorarbeit verbundene Aktion
war die Überprüfung eines Gewerbebetriebs aus
dem Bereich des Mietwagen - und Taxigewerbes
in Bezug auf Konsensmäßigkeit und Einhaltung
der gesetzlichen Bestimmungen.

• Wie in den vergangenen Jahren wurden auch
heuer unter Federführung des Dezernats Sofort¬
maßnahmen ab Beginn der Sommersaison im Be¬
reich der Copa Cagrana gemeinsam mit der MA
22, der MA 36 sowie des MBA 22 wöchentliche
Lärmmessungen und Kontrollen der Lokale
durchgeführt.

• Bei insgesamt 31 Wohnungsbränden sowie Gas¬
explosionen wurde vollste Hilfestellung geleis¬
tet . Hauptsächlich wurden die von
Obdachlosigkeit bedrohten Personen zunächst in
Ersatzunterkünften untergebracht . In weiterer
Folge konnten Prekariumswohnungen bereitge¬
stellt oder die Anordnung von behördlichen Ver¬
fügungen beschleunigt und koordiniert werden.
In 12 Fällen musste mit notstandspolizeilichen
Maßnahmen vorgegangen werden.

• In Wien Favoriten wurden schwerpunktmäßige
Lokalüberprüfungen durchgeführt.

• Weiters erfolgten Kontrollen der Clubbing - und
Veranstaltungsszene in Bezug auf Fassungsraum¬
überschreitungen sowie der Auflagen des Wiener
Veranstaltungsgesetzes.

• Die tragischen Ereignisse vom 11.September 2001
in New York zeigten auch für die Wiener Stadt¬
verwaltung Auswirkungen . So wurden spezielle
Sicherungsmaßnahmen im Bereich von jüdischen

Einrichtungen durchgeführt.
• Im Umweltbereich bewährte sich die magistrats-

übergreifende Zusammenarbeit mit den Fach¬
dienststellen beim Problem „Geruchsbelästigung
über Wien mit unbekanntem Entstehungsherd ''
im Oktober 2001.

• Die Schwerpunktaktionen mit dem Arbeitstitel
„Rathausmänner unterwegs " wurden auch im
Jahr 2001 im Sinne einer bürgemahen Serviceein¬
richtung erfolgreich fortgeführt . Hierbei wurde
jeweils das gesamte Straßennetz eines Bezirks in¬
nerhalb eines Tages mit bis zu drei Teams abge¬
fahren und Schadensfälle bereits im Vorfeld von
Beschwerden aufgespürt .Eine Gesamtstatistik ist
in den Tabellen „MD-KS Straßenschäden " und
„MD-KS Abschleppstatistik " ersichtlich.

• Von den insgesamt 1.947 Fällen des Dezernates
Sofortmaßnahmen fielen 920 Fälle auf das neu
geschaffene Protokoll „Zentrales Beschwerde¬
management ". In der Kfz-Datei fielen 66 Fälle , in
der Straßenschadensdatei fielen 961 Fälle an.

• Wie in den vorherigen Jahren wurden mit den
diversen Redaktionen der Tageszeitungen aber
auch der elektronischen Medien reger Kontakt ge¬
halten und allenfalls entsprechende Aussen¬
dungen vorgenommen . Im Oktober 2001 wurde
die Dienststelle MD-KS neu im Rahmen einer
Pressekonferenz präsentiert.
Die bewährte Sofortmaßnahmen -Hotline , Tel.
4000-75222, die zur Kontaktaufnahme außerhalb
der Dienstzeiten des Dezernates vorgesehen ist,
sowie der email -Dienst des Dezernates wurden
gut in Anspruch genommen.

• Im Jahr 2001 wurde der elektronische Akten-
Workflow im Dezernat Sofortmaßnahmen im
Rahmen des Zentralen Beschwerdemanagements
der Stadt Wien (ZBM) voll umgesetzt . Begonnen
wurde auch , die Straßenschadensdatei und die
KFZ-Datei im ZBM zu integrieren . Im ZBM wird
nicht nur der interne Workflow der MD-KS papier¬
los abgewickelt , sondern auch abteilungsüber-
greifend über alle ZBM-Teilnehmer elektronisch
dargestellt .Als Ziel ist die Vernetzung des gesam¬
ten Magistrates auf der neu geschaffenen Basis
ZBM definiert.

• Neuerungen auf dem Technologiesektor in Bezug
auf Kommunikation und Computerebene werden
durch die EDV &Technik ebenfalls laufend beo¬
bachtet , geprüft und getestet . Hauptaugenmerk
war hier die Datenübertragung mittels GPRS-
Handys bzw . die Blue -Tooth -Technologie.

Fahrservice

Neben der Beistellung von Dienstkraftwagen für
Funktionsträger der Stadt Wien (Bürgermeister,
Vizebürgermeisterin , Landtagspräsidentin , Stadt-
rätlnnen , Magistratsdirektor , Bezirksvorsteher¬
innen , Kontrollamtsdirektor , Stadtschulratspräsi¬
dentin ) und für alle städtischen Dienststellen wur¬
den 2001 auch 410 Diensttaxis beauftragt und ab¬
gerechnet . Das Dezernat Fahrservice führte auch
Fahrten außerhalb Wiens und Österreichs durch.
Hier können besonders die Beförderungsfahrten
nach Tschechien , Slowakei , Ungarn , Polen ,Deutsch¬
land und Italien genannt werden.

Neben der Verrechnung und Personalführung von 50
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Rraftwagenlenkem und 17 Werkstättenmitarbeitem
werden vom Fahrservice noch Budgetmittel in der
Höhe von EUR 3.125.367,90 für den eigenen Bereich
verwaltet . Diese Mittel beinhalten die Beschaffung
von Ersatzmaterialien und Reparaturarbeiten für die
Betreuung von 120 Fahrzeugen des eigenen Bereichs
und 124 Fahrzeugen der Magistratsabteilungen 11,
15,22,23,29,41,45,47,49 und des Krankenanstalten¬
verbunds sowie die Anschaffung von Ersatzfahr¬
zeugen und Betriebseinrichtungen für das Dezernat
Fahrservice.

Der Pannendienst des Dezernats verzeichnete 47
Hilfsfahrten für Personen - und Kombinationskraft¬
wagen von den verschiedenen Dienststellen des
Magistrats .Weiters werden auch 87 Dienstfahrräder
betreut.

Seit 1991 veranstaltet das Dezernat Fahrservice Fahr-
technik -Sicherheitslehrgänge für die eigenen Mit¬
arbeiter . In diesen Kursen werden die Lenker auf die
verschiedenartigsten Situationen des täglichen Stra¬
ßenverkehrs trainiert bzw . geschult . Auch werden
ihnen alle Veränderungen der Straßenverkehrsord¬
nung und des Kraftfahrgesetzes bekannt gegeben .Im
Jahr 2001 wurden 50 Lenker weitergebildet.

Da Dienstkraftfahrzeuge ,welche als Kombinations¬
kraftwagen zugelassen sind , gemäß § 3 Abs . 1 lit . a
des Parkometergesetzes von der Entrichtung der
Kurzparkgebühr ausgenommen sind , stellt das De¬
zernat Fahrservice für all diese Dienstwagen der
Stadt Wien Kurzparkzonen -Befreiungsschilder aus.

Humanitäre Hilfsmaßnahmen im Jahr 2001

Im Zeitraum vom 1. Jänner bis 30. Juni 2001 wur¬
den nachstehende Projekte gefördert:

Albanien : Apparative Ausstattung für ein Kran¬
kenhaus
Seit 1993 ist ein Hilfsverein im Kran¬
kenhaus Fier mit Umbau -,Sanierungs¬
und Einrichtungsarbeiten tätig . Die
Stadt Wien unterstützte neuerlich die
Anschaffung von dringend benötigten
Spitalsgeräten mit EUR 36.336,42.

Bulgarien : Häuser für Romasiedlung
Eine humanitäre Organisation , die in
Kjustendil im Rahmen eines Sozial¬
projekts 10 Blockhäuser samt Gemü¬
segarten für die ärmsten Familien er¬
richtete , erhielt einen finanziellen Zu¬
schuss in der Höhe von EUR 29.069,13.

El Salvador : Aufbau von Häusern
Nach einem verheerenden Erdbeben
mit dramatischen Folgen für die Be¬
völkerung finanzierte die Stadt Wien
den Bau von 67 Häusern samt sanitä¬
ren Einrichtungen in Zaragoza . Die
Kosten dafür betrugen EUR 29.069,13.

Jugoslawien :Verbesserung der Wasserversorgung
In Fortsetzung der Aktion „Wien hilft
Belgrad " wurde ein Beitrag zur Sanie¬
rung des veralteten und bereits zu Pro¬
blemen bei der Trinkwasserversor¬
gung führenden Wasserleitungsnetzes
in Belgrad geleistet und technische

MD-KS Abschleppstatistik vom 1. Jänner bis 31. Dezember 2001

Bezirk 1 2 10 12 14 15 16 17 20 21 22 Gesamt
Kfz 4 6 18 3 2 1 2 4 7 14 5 66

Geräte für das Wasserleitungsnetz in
Belgrad angekauft und geliefert . Die
Projektkosten beliefen sich auf EUR
363.364,17.

Palästina : Unterstützung für ein Spital
Als Ausdruck der freundschaftlichen
Beziehungen zu Nablus finanzierte
Wien den Kauf von dringend benötig¬
tem ärztlichen Bedarf in der Höhe von
EUR 21.801,85 für das örtliche Spital
und unterstützte damit den dreimo¬
natigen Einsatz eines österreichischen
Arztes im Spital in Nablus.

Magistratsdirektion- Klimaschutzkoordinationsstelle
(MD-KLI)

Das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien (KliP
Wien ) ist das größte und engagierteste Umwelt¬
programm der Stadt Wien .Seine Umsetzung soll die
Emissionen an Kohlendioxid und anderer treibhaus-
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relevanter Gase bis ins Jahr 2010 in bisher nie da
gewesener Größenordnung reduzieren . Da Klima¬
schutz eine Materie ist , die nahezu alle Geschäfts¬
gruppen des Magistrats , sowie viele Dienststellen
der Wiener Stadtverwaltung betrifft , wurde für die
Koordinierung und Aktivierung der Umsetzungs¬
maßnahmen geschäftsgruppenübergreifend eine
neue Dienststelle in der Magistratsdirektion einge¬
richtet - die Magistratsdirektion - Klimaschutz¬
koordinationsstelle (MD-KLI). Ihr Aufgabenbereich
wird im Erlass MD-1315-1/01 geregelt . Zu den wich¬
tigsten Aufgaben zählen die

• Aktivierung , Planung und Koordination der im
Klimaschutzprogramm der Stadt Wien (KliP
Wien )beschlossenen Umsetzungsmaßnahmen in
Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen

• Vertretung der klimaschutzrelevanten Aspekte
in diversen Gremien in Wien

• Einbeziehung der Bezirke in die Umsetzung der
Maßnahmenprogramme

• Öffentlichkeitsarbeit , Information und Bewusst¬
seinsbildung innerhalb und außerhalb des Ma¬
gistrats

• Evaluierung , regelmäßige Dokumentation und
Erfolgskontrolle der Umsetzungsmaßnahmen.
Die Evaluierung soll erstmals 2002/2003 erfol¬
gen und dem Gemeinderat vorgelegt werden.

Die Tätigkeiten der MD-Klimaschutzkoordinations-
stelle im Jahr 2001 gliederten sich in folgende
Schwerpunkte:

• Aufbau der Klimaschutzkoordinationsstelle
• Recherchearbeiten hinsichtlich des Status quo
• Erarbeitung eines Umsetzungsplans der Maß¬

nahmenprogramme des Klimaschutzprogramms
der Stadt Wien - KliP Wien

• Einrichtung einer Klimaschutz -Strategiegruppe
• Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung
• Vorarbeiten für die KliP-Evaluierung
• Sonstiges

Die Amtseinführung von Frau Mag . DDr. Christine
Fohler -Norek als Klimaschutzkoordinatorin der
Stadt Wien erfolgte am 2. November 2000 . Zu ihren
vordringlichsten Aufgaben zählte der

Aufbau der Klimaschutzkoordinationsstelle

Diese besteht aus einer Stabstelle , der MD-KLI und
einem Expertennetzwerk zu den klimarelevanten Be¬
reichen Energie ,Beschaffung und Mobilität .Der MD-
KLI wurden per 1. Jänner 2001 insgesamt 5 Dienst¬
posten bewilligt : den der Dienststellenleiterin , 3
Posten für Referentlnnen und ein Posten für eine
Kanzleikraft . Nachdem alle Bewerbungsverfahren
abgeschlossen waren , ist die Dienststelle seit 1. Ok¬
tober 2001 voll besetzt . Im vergangenen Jahr wur¬
den Räumlichkeiten im Amtshaus Wien 19,
Muthgasse 62-64 zur Verfügung gestellt.

Fachlich unterstützt wird die MD-KLI von einem
Expertennetzwerk in den drei klimarelevanten Be¬
reichen . Die Expertinnen kommen aus den Dienst¬
stellen des Magistrats , des Krankenanstalten¬
verbundes , der Wiener Stadtwerke , der Wiener Um¬
weltanwaltschaft , von Wiener Wohnen , sowie aus

dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und dem
Wiener Bodenbereitstellungs - und Stadter¬
neuerungsfonds . Sie verbleiben in den einzelnen
Dienststellen , arbeiten an der Umsetzung des KliP
Wien jedoch intensiv mit .Um den Informationsfluss
zwischen den Expertenlnnen zu unterstützen , wur¬
de eine gemeinsame EDV-Plattform eingerichtet , auf
den alle Expertinnen lesenden Zugriff haben . Diese
beinhaltet neben konkreten Projektinhalten und In¬
formationen über Umsetzungsmaßnahmen auch all¬
gemeine Hintergrundinformationen.

Recherchearbeiten hinsichtlich des Status quo

Das KliP Wien in seiner derzeitigen Fassung war im
Jahr 1998 Vorgelegen . Bis ins Jahr 2001 , in dem die
MD-KLI ihre Arbeit aufnahm , war die Zeit für den
Klimaschutz nicht stehen geblieben . So manche
Maßnahme , die dort noch als Forderung enthalten
ist , war 2001 bereits umgesetzt oder in Angriff ge¬
nommen worden .Die erste Aufgabe der Klimaschutz¬
koordinationsstelle bestand daher darin , den kon¬
kreten Umsetzungsstand zu recherchieren . Die Er¬
gebnisse bildeten die Basis für die Erstellung eines
KliP-Umsetzungsplans.

Umsetzungsplan der Maßnahmenprogramme des
KliP Wien

Im Herbst 2001 wurde von allen Expertinnen auf
einem moderierten Workshop der Umsetzungsplan
für das KliP Wien erstellt . Das KliP Wien besteht
aus insgesamt 36 Maßnahmenprogrammen , die eine
Vielzahl von umzusetzenden Einzelmaßnahmen ent¬
halten .Viele davon sind bereits erfolgreich im Lau¬
fen . Dazu zählen z. B. der Ausbau der Fernwärme,
die Einführung von Umweltmanagementsystemen
in städtischen Einrichtungen (PUMA), die thermisch¬
energetische Wohnhaussanierung , der Ausbau und
die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs , Initi¬
ativen zur Förderung des Fußgänger - und Radver¬
kehrs sowie von CarSharing und CarPooling , die
Anhebung des Biolebensmittelanteils in städtischen
Einrichtungen und die Ökologisierung des Wiener
Beschaffungswesens (ÖkoKauf Wien ). Zahlreiche
neue Projekte müssen aber erst gestartet werden,
für die auf diesem Workshop auch die ersten kon¬
kreten Arbeitsschritte mit Verantwortlichkeiten und
Terminen festgelegt wurden.

Errichtung einer Klimaschutz -Strategiegruppe

Für die optimale Umsetzung des Klimaschutzpro¬
gramms ist eine gute Kooperation zwischen derVer-
waltungs - und der politischen Ebene von besonde¬
rer Bedeutung . Um diese zu gewährleisten , wurde
eine „Strategiegruppe " geschaffen . Sie besteht aus
Vertreterinnen aller Gemeinderatsfraktionen , sowie
Klimaschutzexpertinnen aus dem Magistrat und der
Energieverwertungsagentur . Geleitet wird sie von
der Klimaschutzkoordinatorin der Stadt Wien . Die
Strategiegruppe hat im Dezember 2001 ihre konsti¬
tuierende Sitzung abgehalten . Ihr kommt die wich¬
tige Funktion einer Kommunikationsdrehscheibe
zwischen den mit der Koordination der KliP-Umset-
zung betrauten Verwaltungsmitarbeiterinnen und
der politischen Ebene zu.



Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung

Um die Umsetzungsprogramme und Ziele des
Klimaschutzprogramms den Mitarbeiterinnen der
Wiener Stadtverwaltung und den Bürgerinnen
Wiens näher zu bringen , wurde im vergangen Jahr
mit einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit seitens
der MD-KLI begonnen . Zu den wichtigsten Schwer¬
punkten zählen die Einführung eines neuen Logos,
eine eigene Publikationsserie für die Bürgerinnen
Wiens im Form monatlicher Klimatipps , Fach¬
beiträge in Printmedien ,Vorträge und Podiumsdis¬
kussionen , Interviews in Radio und Fernsehen und
die Mitwirkung in öffentlichkeitswirksamen Ar¬
beitsgruppen zu Umsetzungsmaßnahmen des Kli¬
maschutzprogramms („Bewegung findet Stadt -
Umweltfreundlich mobil ", Ökologisierung der Ver¬
anstaltungen ). Zur Information der Mitarbeiter¬
innen des Magistrats wurde mit der Erstellung ei¬
nes Intranetauftritts begonnen.

Vorarbeiten für die KliP - Evaluierung

Eine wichtige Aufgabe , vor der die Klimaschutz¬
koordinationsstelle schon bald stehen wird , ist die
Evaluierung des Klimaschutzprogramms insgesamt,
als auch der einzelnen Maßnahmenprogramme .Aus
diesem Grund hat die MD-KLI die Abteilung für Wirt¬
schaft und Umwelt an der Wirtschaftsuniversität
Wien , die u . a . auf die Evaluierung von Umwelt¬
programmen spezialisiert ist , mit der Erstellung ei¬
ner Studie „Screening der Rahmenbedingungen für
die Erstellung einer Treibhausgasbilanz des KliP"
beauftragt . Darauf basierend soll im Laufe des Jah¬
res 2002 ein Evaluierungskonzept für das KliP er¬
stellt werden.

Sonstiges

Im Jahr 2001 arbeitete die MD-KLI weiters zu zahl¬
reichen klimaschutzrelevanten Rechtsnormenent¬
würfen Stellungnahmen aus , koordinierte ge-
schäftsgruppenübergreifende Arbeitsgruppen und
vertrat die Stadt Wien in verschiedenen Gremien.
Nicht zuletzt arbeitete sie an zahlreichen Umset¬
zungsprojekten selbst intensiv mit.

Magistratsdirektion- Personalmanagement und
Förderangelegenheiten(MD-PM)

Die MD-Personalmanagement und Förderangelegen¬
heiten hatte am 31. Dezember 2001 die Dienstauf¬
sicht über:

331 Rechtskundige Bedienstete
209 Bedienstete des höheren Verwaltungsdienstes

10 Bedienstete des höheren Archivdienstes
18 Bedienstete des höheren Bibliotheksdienstes
19 Bedienstete des höheren Dienstes in den Mu¬

seen
557 Bedienstete des höheren technischen Dienstes

20 Bedienstete des höheren Forstdienstes
54 Psychologinnen der MA 11,MA 12 und MA 57

7 Ärztinnen
2 Tierärztinnen

2.363 Fachbedienstete des Verwaltungsdienstes
778 Fachbedienstete des technischen Dienstes

12 Sozialpädagoglnnen
668 Sozialarbeiterinnen

131 Bedienstete der elektronischen Datenverar¬
beitung

3.695 Kanzleibedienstete
1.355 Betriebsbedienstete ,Bedienstete des techni¬

schen Dienstes ,Werkmeisterinnen
661 Amtsgehilfinnen

7.961 Sondervertragsbedienstete (Redakteurin¬
nen ), Gesundheits - und Krankenschwestern/
Gesundheits - und Krankenpfleger (MA 47),
Aufseherinnen , Kraftwagenlenkerlnnen,
Facharbeiterinnen ,Arbeiterinnen ,Hilfskräf¬
te , Überwachungsorgane für den ruhenden
Verkehr und für die Kurzparkzonen usw.

18.851 Bedienstete insgesamt

Im Jahr 2001 wurden nach erfolgter Eignungs¬
feststellung 24 rechtskundige Bedienstete , 21 Be¬
dienstete des höheren Verwaltungsdienstes , 24 Be¬
dienstete des höheren technischen Dienstes ,63 Fach¬
bedienstete des Verwaltungsdienstes , 26 Werkmeis¬
terinnen , 2 Bedienstete des technischen Dienstes
sowie 34 Kanzleibedienstete in den Dienst der Stadt
Wien aufgenommen . Zur Abdeckung des Gesamt¬
bedarfs an Kanzleibediensteten wurden zusätzlich
140 ausgelemte Bürokaufmanns/frau -Lehrlinge in
den Kanzleidienst übernommen.

Im Rahmen der „IAESTE Firmenmesse " an der
Technischen Universität Wien , die im April und im
Oktober 2001 stattfand ,wurde die Stadt Wien durch
Mitarbeiterinnen der MD-PM vertreten . Neben der
Vorstellung des von der Stadt Wien eingeschlage¬
nen Wegs derVerwaltungsmodemisierung im Sinne
des New Public Managements , diente die Teilnah¬
me an dieser Messe auch dazu , einen Erstkontakt
mit Studentinnen bzw .Absolventinnen bestimmter
technischer Studienrichtungen herzustellen . Es ist
zu erwarten , dass sich diese gezielte Personalmar¬
ketingmaßnahme positiv auf die Bewerberinnenzahl
auswirken wird.

Die 1998 begonnene Dezentralisierung von Einzel¬
personalangelegenheiten im Dienstaufsichtsbereich
der MD-PM wurde auf Grund der gewonnenen posi¬
tiven Erfahrungen ausgeweitet . Weiters wurde im
Jahr 2001 im Zuge der Erhöhung der Selbstständig¬
keit und Eigenverantwortung der Dienststellen im
Personalmanagement sowie zur Beschleunigung von
Verwaltungsabläufen die Ermächtigungen der
Dienststellen zur Wahrnehmung der operativen
Dienstaufsicht über bestimmte Bedienstetengrup¬
pen ausgeweitet .Derzeit wird die operative Dienst¬
aufsicht für 10.235 Bedienstete von den Dienststel¬
len wahrgenommen.

Im Berichtsjahr wurden über die Projektleitstelle
für Personaltransferierungen im Zusammenhang
mit Strukturveränderungen die entsprechenden
Personalmaßnahmen bei den Organisationsände¬
rungen in der MA 2 und MA 3 sowie in der MA 35
gesetzt.

Das im Jahr 2000 speziell für Frauen veranstaltete
EDV-Praktikum ,an dem 12 Mitarbeiterinnen teilnah-
men ,wurde 2001 im Rahmen einer Befragung durch
die MD-PM evaluiert .Angesichts der von der Mehr¬
heit der Praktikantinnen zum Ausdruck gebrachten
nutzbringenden Verwertbarkeit ihrer erworbenen
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Kenntnisse für die berufliche Weiterentwicklung ist
beabsichtigt ,diese Maßnahme auch in Zukunft fort¬
zusetzen.

Auch die Führungskräftenachwuchsausbildung
wurde im Jahr 2001 mit dem Beginn von zwei wei¬
teren Lehrgängen erfolgreich weitergeführt.
Insgesamt laufen derzeit 5 Lehrgänge , wobei der 1.
Lehrgang im Jänner 2002 mit einem Hearing ab¬
schließt . Das Hearing wird in Form einer Präsenta¬
tion durch jede/n Teilnehmerin in Anwesenheit
höchster leitender Bediensteter der Magistrats¬
direktion erfolgen . Die Inhalte des modulartig auf¬
gebauten Lehrgangs sowie die ergänzenden Bil¬
dungsangebote entsprechen den hohen Anforderun¬
gen , die an Führungskräfte bei der Stadt Wien ge¬
stellt werden , wobei auch verstärkt auf zukünftige
Aufgabenschwerpunkte , wie z. B. Change Manage¬
ment , eingegangen wird . Die Aufteilung zwischen
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen , die in den
vergangenen Jahren - unter Vermittlung des Vereins
„Passerelle "- an einer externen Personalentwick¬
lungsmaßnahme teilgenommen haben , stellt sich
insgesamt sehr positiv dar .Der Frauenanteil im Ver¬
gleich zur Gesamtzahl aller Entsendeten lag bei 46
%. Im Jahr 2001 konnten sechs Mitarbeiterinnen für
die Dauer von ca . sechs Monaten die betriebliche
Praxis in der Privatwirtschaft kennen lernen.

Ab dem Jahr 2001 wurde mit der flächendeckenden
Einführung der Mitarbeiterinnenorientierungs¬
gespräche (MOG) in weiteren Dienststellen bzw.
Dienststellenbereichen begonnen (unter anderem in
der gesamten Magistratsdirektion , in den Magis¬
tratsabteilungen 6,15,20,41,48,63 und 68 sowie in
der Unternehmung Stadt Wien -Wiener Wohnen ).Es
ist beabsichtigt , auch im Jahr 2002 die Flächen¬
deckung des MOG zu erhöhen und dieses Führungs¬
instrument in weiteren Dienststellen einzusetzen.
Zur Information stehen der von der seinerzeitigen
Arbeitsgruppe erarbeitete Leitfaden für das MOG
sowie ein Folder zum MOG zur Verfügung . Die In¬
halte dieser Informationen sind auch über die
Homepage der MD-PM abrufbar.

Mit dem Ziel, die Vereinbarkeit zwischen Beruf und
Familie zu verbessern , kam in der MD-PM im Jahr
2001 ein flexibleres Arbeitszeitmodell zum Einsatz.
Im Rahmen dieses Modells wurde die Rahmenzeit
erweitert und die Kemzeit wesentlich verkürzt , so
dass die Flexibilität der Bediensteten , insbesondere
im Falle einer Doppelbelastung von Beruf und Fa¬
milie , enorm gesteigert werden konnte.

Bedingt durch die im März 2001 statt gefundenen
Gemeinderats - und Bezirksvertretungswahlen war
die Aufnahme von 116 Aushilfsbediensteten erfor¬
derlich . Für die Bearbeitung der Anträge auf Aus¬
zahlung eines Heizkostenzuschusses wurden für die
MA 12 30 Aushilfsbedienstete , sowie für die MA 62
- Wohnsitzdezemat 16 Aushilfsbedienstete aufge¬
nommen .Für Arbeiten im Rahmen der Großzählung
2001 waren in den magistratischen Bezirksämtern
226 und in der MA 66 eine Aushilfsbedienstete be¬
schäftigt.

In den Sommermonaten 2001 hatten insgesamt 199
Schülerinnen bzw. Studentinnen die Gelegenheit,

berufliche Erfahrungen im Rahmen eines Ferial-
praktikums zu sammeln.

Die seit Jahren bestehenden Anstrengungen ,behin¬
derten Menschen bei der Stadt Wien einen Arbeits¬
platz zu bieten , wurden auch im Berichtsjahr fort¬
gesetzt . 25 begünstigte Behinderte konnten nach
Feststellung ihrer individuellen Einsatzmöglich¬
keiten unter Berücksichtigung ihrer gesundheitli¬
chen Beeinträchtigungen sowie ihrer beruflichen
Qualifikation einerseits und Schaffung sinnvoller
Beschäftigungsmöglichkeiten im Einvernehmen mit
den Dienststellen andererseits im Rahmen der
Sonderaktion für Behinderte aufgenommen wer¬
den . Ende 2001 waren 698 Behinderte im Rahmen
dieser Aktion beschäftigt.

Die Koordination des seit 2000 zum Einsatz gelang¬
ten VIPER-Systems (Verwaltung Integrierter Per¬
sonaldaten ) auf dezentraler Ebene hinsichtlich Er¬
weiterungswünschen , Schulungen und Erstellung
eines Schulungskonzepts wurde fortgeführt . Zur
Wahrnehmung der Vorschriften des Datenschutzes
bzw . der Einhaltung der PC-Betriebsordnung erfolg¬
te die Festlegung der Zugriffsmöglichkeit in den ein¬
zelnen Bereichen unter Berücksichtigung der gesetz¬
lichen Grundlagen . In diesem Zusammenhang wur¬
den Erweiterungs - und Änderungsmeldungen bei der
VIPER - Datenschutzmeldung für das Datenverar¬
beitungsregister sowie beim WIPIS - Organisations¬
konzept vorgenommen.

Die seit 2000 bestehende Homepage der MD-PM ent¬
wickelte sich zu einem Webinformationsservice .So¬
wohl interessierte Bedienstete als auch mit Personal¬
agenden befasste Mitarbeiterinnen erhalten hier
umfassende Informationen.

Im Zuge der Umsetzung des Strategieplans der
Wiener Stadtverwaltung wurden seitens der MD-PM
für diverse Maßnahmen im Personalwesen Vorschlä¬
ge ausgearbeitet und deren Umsetzung initiiert.

Magistratsdirektion- Berufliche Gesundheitsför¬
derung(MD-BG)

Aufgabenschwerpunkte im Jahr 2001

Koordination , Kontrolle und Evaluierung

Es erfolgte die Koordination und begleitende Kon¬
trolle der Einrichtung der Präventivdienste sowie
die Durchführung der Evaluierung nach dem Wiener
Bedienstetenschutzgesetz 1998 . Von der MD-BG
wurde konkrete Hilfestellung hinsichtlich der Evalu¬
ierungsnotwendigkeiten einzelner Arbeitsstätten ge¬
geben . Allgemeine , übergeordnete Fragen der Um¬
setzung wurden laufend geklärt . Darüber hinaus
wurde die Evaluierung hinsichtlich Brandschutz
laufend betreut .Vierteljährlich wurden Berichte über
den Fortschritt der Evaluierung erstattet.

Sicherheitsvertrauenspersonen

Der Wirkungsbereich der Sicherheitsvertrauens¬
personen wurde in Abstimmung mit der Personal¬
vertretung eingeschränkt . Gemäß § 78 Absatz 1
Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998 wurden in
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den Vorjahren Sicherheitsvertrauenspersonen für die
Dienststellen des Magistrats bestellt .Die durch den
Dienststellenbegriff des § 4 Wiener Personal¬
vertretungsgesetz grundsätzlich vorgegebenen Wir¬
kungsbereiche (Zuständigkeit jeder Sicherheits¬
vertrauensperson für die gesamte Dienststelle )wur¬
den in mehreren Dienststellen aus Gründen der
Zweckmäßigkeit zwischen den Sicherheitsver¬
trauenspersonen der Dienststelle aufgeteilt (Ein¬
schränkung der Wirkungsbereiche ). Dafür waren
seitens der MD-BG umfangreiche Abstimmungen mit
den Dienststellen , den Sicherheitsvertrauensper¬
sonen und der Personalvertretung erforderlich.

Regelmäßiger Informationsaustausch der Präven¬
tivdienste

Für Arbeitsmedizinerinnen und Sicherheitsfach¬
kräfte wurden Koordinationssitzungen regelmäßig
in Abständen von zwei Monaten durchgeführt.

Erhöhung der Akzeptanz bedienstetenschutzrecht¬
licher Bestimmungen

Zu diesem Zweck wurden die persönlichen Kontakt¬
nahmen mit den Dienststellenleiterinnen weiterge¬
führt und zur Abklärung aktueller Fragen bzw.im Rah¬
men der von der MD-BG angebotenen Hilfestellungen
in mehreren Dienststellen Besuche durchgeführt.

Supervision

Von der MD-BG wird als Soforthilfe in Krisensitu¬
ationen Supervision für alle Dienststellen angebo-
ten . Im Jahr 2001 konnte diese Hilfestellung für 67
Bedienstete in 43 Sitzungen von 4 Supervisorlnnen
geleistet werden .Auf Grund der gewonnenen Erfah¬
rungen stellt sich Gruppensupervision als wichtige
Maßnahme zum Schutz der Gesundheit von Bediens¬
teten gemäß § 3 Wiener Bedienstetenschutzgesetz
1998, LGBl. Nr. 49/1998 dar.

Gesundheitsförderung

Im Rahmen der Managementforen wurde im Jahr
2001 ein Leitprojekt „Gesundheitsförderung " ge¬
schaffen . Dieses besteht aus den 4 Teilprojekten
„Suchtprävention ", „Impulse wie Gesundheitszirkel
und Ideenwettbewerbe ", „Sponsoring und KFA" so¬
wie „Betriebspsychologischer Dienst ". Die Gesamt¬
koordination sowie die Leitung von 2 Teilprojekten
wird von der MD-BG wahrgenommen.

Krankenstandsevaluierung

Auf Grund eines im Jahr 1999 erstellten Konzepts
zur Krankenstandsevaluierung erfolgten in einigen
Dienststellen Gespräche mit der Personalvertretung
und den Dienststellenleiterinnen und die Erstellung
eines darauf aufbauenden Berichts . Für die bessere
Vergleichbarkeit der Abwesenheitszahlen der Kran¬
kenstandsstatistik (Dienststellenranking ) wurden
die Dienststellen des Magistrats in mehrere Grup¬
pen zusammengefasst.

Ausbau einer einschlägigen Judikatensammlung,
einer Fachbibliothek sowie eines Archivs medialer
Informationsträger

Sowohl die Sammlung themenbezogener Videokas¬
setten als auch die Bibliothek wurden erweitert .Die
Sammlungen dienen einerseits der grundsätzlichen
Information zum Thema Bedienstetenschutz und
andererseits der Bearbeitung von konkreten Einzel¬
aufgaben zu diesem Thema .Weiters wurde der Auf¬
bau einer Aufsatzsammlung aus juristischen und
technischen Fachzeitschriften zum Thema Arbeit¬
nehmerinnen - und Bedienstetenschutz fortgeführt.
Auch Erkenntnisse der Gerichtshöfe des öffentlichen
Rechts als auch des Obersten Gerichtshofs werden
- soweit diese für den Arbeitnehmerinnen - bzw.
Bedienstetenschutz relevant sind - gesammelt.

Arbeitszeitrichtlinie

Die Umsetzung der Richtlinie 93/104/EG des Rats
vom 23.November 1993 über bestimmte Aspekte der
Arbeitszeitgestaltung in der Fassung der Richtlinie
2000/34/EG des Europäischen Parlaments und des
Rats vom 22. Juni 2000 wurde mit einer magistrats¬
weiten umfangreichen Fragebogenaktion evaluiert.
Darauf aufbauend wurden mit mehreren Dienststel¬
len Besprechungen abgehalten , um die Einhaltung
der Richtlinie (z. B. Beachtung von Ruhezeiten etc .)
zu gewährleisten.

Diverse Koordinationstätigkeiten

• Es wurden Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen
sowie Fragen des Arbeitnehmerinnen - und Be¬
dienstetenschutzes abgegeben.

• Im Bereich der Stadt Wien erfolgte regelmäßiger
Erfahrungsaustausch mit dem unabhängigen
Bedienstetenschutzbeauftragten , der MA 23 und
der Personalvertretung.

• Koordination von Maßnahmen zur Abwendung
von sommerlicher Hitzebelastung in verschiede¬
nen Amtsgebäuden.

• Mitarbeit in einem Arbeitskreis zur Überarbei¬
tung der Dienstbekleidungsordnung.

• Koordination der Neuausschreibung der Evalu¬
ierung nach dem Wiener Bedienstetenschutzge¬
setz 1998 insbesondere im Hinblick auf Vertrags¬
dauer und Losgrößen.

• Leitung eines Arbeitskreises betreffend die Be¬
rücksichtigung von bedienstetenschutzrecht¬
lichen Erfordernissen bei Neu-, Zu- und Umbau¬
ten sowie Anmietungen und Ausstattung von Ar¬
beitsstätten für Bedienstete der Gemeinde Wien.

• Koordination von Begehungen , bei denen der
Stand des Brandschutzes in Arbeitsstätten der
Gemeinde Wien erhoben wird und daraus abge¬
leiteter Maßnahmen.

• Einberufung eines Arbeitskreises , in welchem
Grundlagen für die Durchführung von Impfun¬
gen für Bedienstete der Stadt Wien erarbeitet
werden sowie Anberaumung mehrerer diesbezüg¬
licher Sitzungen.

• Die kommissioneilen Begehungen verschiedener
Amtshäuser wurden fortgeführt . Dabei sollen Er¬
kenntnisse für die Schaffung von generellen Nor¬
men betreffend die bauliche Beschaffenheit von
Arbeitsstätten zur Umsetzung des Wiener Bediens¬
tetenschutzgesetzes 1998 gewonnen werden.

• Die Aktionen „Gesunde Ernährung " und „Gesund¬
heitsberatung "für Bedienstete der Gemeinde Wien
vor Ort an den Arbeitsstätten wurden initiiert.
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Magistratsdirektion- Interne Revision und Personal¬
ressourcensteuerung(MD-IR)

Im Zuge der Neugliederung der Magistratsdirektion
in Geschäftsbereiche mit 1. Juli 2001 wurde aus dem
Referat „Verwaltungsrevision "die Stabsstelle „Inter¬
ne Revision und Personalressourcensteuerung ".Ne¬
ben dem neuen Namen wurde auch die Führung ei¬
nes Logos im Corporate Design der Stadt Wien er¬
möglicht.

Interne Revision

Revisionen des Dienstbetriebs erfolgten in den
Magistratsabteilungen 2, 3, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 11A,
12,13,14,15,16,19 , 21B, 22,23 , 24, 26, 28, 29, 30,31,
32, 33, 35, 36, 37, 39, 40,41,42,43 , 44, 46,47 , 48, 49,
50 , 53 , 56 , 57 , 59 , 61 , 65 , 67 , 68 und 70 , in
magistratischen Bezirksämtern , im Wiener
Krankenanstaltenverbund sowie in der Unterneh¬
mung Wiener Wohnen.

Die Personalrevision prüfte Personalbedarf , Aus¬
lastung und Gebarung von Zulagen . Insgesamt wur¬
den rund 30 Revisionen in Projektform durchgeführt.
Hinzu kamen kurzfristige Einschauten im Zusam¬
menhang mit Personalangelegenheiten sowie Ana¬
lysen zu Personalfragen.

Die Kaufmännische Revision prüfte den Stand der
Euro -Umstellung , die Einbringung von Außenstän¬
den , die wirtschaftliche Gebarung im Schulbereich,
ein Controlling -Referat , die periodengerechte Leis¬
tungsverrechnung , die Zuordnung von Ausgaben auf
der Haushaltspost 728. Insgesamt wurden sieben
Prüfprojekte verwirklicht und weitere Revisions¬
projekte , wie die SAP R/3 -Wirtschaftlichkeitsprü-
fung , unterstützt.

Die Einführung von SAP R/3 im Magistrat (Wirt-
schaftlichkeits - und Systemprüfung ) war ebenso
Prüfgegenstand der EDV-Revision wie die Migra¬
tionsplanung von Windows 2000.Außerdem wurden
Einkaufspolitik , Lizenzverwaltung und Eigen¬
entwicklung von Software einer Einschau unterzo¬
gen sowie Berechtigungskonzepte geprüft .Bezüglich
Datensicherheit erfolgte ein Follow -up und die Teil¬
nahme an Lenkungsgremien betreffend IT-Security.
Im Berichtszeitraum wurden sechs ,teilweise dienst-
stellenübergreifende Projekte realisiert und die
Evaluierung der Zuerkennung von EDV-Zulagen un¬
terstützt.

Die Technische Revision (Baurevision ) führte
Systemprüfungen bei der Vergabe von Bauleistun¬
gen , der Koordination von Bauvorhaben sowie der
Tätigkeit der Baubehörden durch . Ebenso erfolgten
begleitende Revisionen von Bauprojekten . Dabei
wurden 28 Prüfprojekte realisiert.

Die Rechtliche Revision prüfte technische Dienst¬
stellen , die auch hoheitlich tätig waren , die behörd¬
liche Tätigkeit der magistratischen Bezirksämter
sowie die Schlichtungsstellen in Mietrechtsange¬
legenheiten . Sie unterstützte dienststellenüber-
greifend andere Revisionen bei Rechtsfragen und
wirkte an Sonderprojekten mit . Es wurden 21 Ge¬
setzes - und Erlassentwürfe begutachtet ,fünf Anfra¬

gen von Gemeinderäten beantwortet und vier Ver¬
besserungsvorschläge bearbeitet.

Im Berichtszeitraum wurden 123 Dienstaufsichts¬
besch werden bearbeitet .Zum Teil konnten Missver¬
ständnisse oder Kommunikationsprobleme zwi¬
schen Kunden der Stadtverwaltung und einzelnen
Dienststellen ausgeräumt werden . In wenigen Fäl¬
len war es erforderlich ,koordinierende Maßnahmen
zu ergreifen , um den Beschwerdeführern schneller
zu ihrem Recht zu verhelfen.

Die Volksanwaltschaft brachte dem Landeshaupt¬
mann bzw . dem Bürgermeister 268 Beschwerden zur
Kenntnis . Die MD-IR überprüfte diese Beschwerden
und stellte der Volksanwaltschaft Berichte zur Ver¬
fügung . In den meisten Fällen konnten die Beschwer¬
den mit der Aufklärung über die Sach - und Rechts¬
lage erledigt werden . In wenigen Fällen kam den
Beschwerden Berechtigung zu . In einem Fall erfolg¬
te eine Empfehlung der Volksanwaltschaft . Der Tä¬
tigkeitsbericht der Volksanwaltschaft für den Be¬
reich des Landes Wien für das Jahr 2000 (22. Be¬
richt ) wurde nach Stellungnahme der zuständigen
Landesregierungsmitglieder in den Ausschüssen und
am 22. November 2001 im Wiener Landtag beraten.
Vertreter der MD-IR waren jeweils anwesend . Mit
den 2001 neu bestellten Volksanwälten wurden ers¬
te Gespräche geführt .Seitens der Volksanwaltschaft
wurde die gute Zusammenarbeit mit dem Land Wien
hervorgehoben.

Personalressourcensteuerung

Auf Grund von Änderungen der Geschäftseinteilung
für den Magistrat der Stadt Wien mit 1. Juli 2001
(Umstrukturierung der Magistratsdirektion ,Zusam¬
menführung der MA 2 und MA 3, Übernahme der
Verrechnung der städtischen Pflegeheime durch die
MA 47) und per 1. Jänner 2002 (Zusammenführung
der MA 21 A, B, C auf zwei Dienststellen , Übernah¬
me des Bereichs Telekommunikation durch die MA
14) waren neue Dienstpostenpläne festzulegen . Au¬
ßerdem erfolgte die Vorbereitung der Übertragung
von Personalaufgaben an die mit 1.Jänner 2002 ein¬
gerichtete Unternehmung Wiener Krankenanstal¬
tenverbund.

Insgesamt langten 960 Anträge auf Schaffung bzw.
Bewertung von Dienstposten ein . Erforderliche
Personalressourcen , insbesondere im Hinblick auf
die Übernahme des Meldewesens und die Einfüh¬
rung der Allgemeinen Wohnbeihilfe sowie für den
Bereich der Kindertagesheime , die neue Haupt¬
bücherei und zwei weitere Gesundheits - und Sozial¬
zentren ,konnten durch Reduktionen in anderen Be¬
reichen des Magistrats kompensiert werden . Im Zu¬
sammenhang mit den 1998 stattgefundenen umfas¬
senden Organisationsanalysen im Magistrat erfolg¬
te eine Fortführung der Evaluierung der personel¬
len Einsparungspotenziale.

Zum Aktualisieren aller Daten im Dienstpostenplan
wurden Neuaufnahmen , Abgänge , und Änderungen
der dienstrechtlichen Stellung einzelner Bedienste¬
ter mittels elektronischer Kenntnisnahmen sowohl im
neuen (WIPIS) als auch im alten Dienstpostenplan
(BDP)vorgemerkt .Ebenso wurde die Neuorganisation
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der Magistratsdirektion im Dienstpostenplan berück¬
sichtigt . Der Voranschlag 2002 wurde erstmalig mit
Hilfe des WIPIS-Dienstpostenplans erstellt , ebenso
der Nachweis über das ständige Personal für den
Rechnungsabschluss 2000. Die mit ACCESS vorge¬
nommenen Auswertungen von WIPIS-Daten wurden
adaptiert .Informationen über den WIPIS- undVIPER-
Dienstpostenplan wurden ebenso wie das WIPIS
Handbuch auf der Homepage der MD-IR zur Verfü¬
gung gestellt .Weiters wurde der neue WIPIS-Dienst-
postenplan in Präsentationen vorgestellt.

Von den 1.382 in der MD-IR eingebrachten Anträ¬
gen auf Genehmigung von Dienstreisen wurden 57
Anträge storniert und 1.325 Anträge genehmigt .Die
im Vergleich zum Vorjahr geringere Anzahl an ein¬
gebrachten Dienstreiseanträgen ergab sich auf
Grund der Dezentralisierungsmaßnahmen bei der
Genehmigung von Dienstreisen . Im Dezember 2001
wurde für die Genehmigung von Dienstreisen die
Möglichkeit der elektronischen Antragstellung an
die MD-IR eingerichtet . In elf Dienststellen wurde
eine Prüfung der Dienstreisegebarung durchgeführt.
Insbesondere wurden die Organisation des Dienst¬
reisewesens , die wirtschaftliche Vorgangsweise bei
der Genehmigung , die Wissensweitergabe sowie die
vorhandenen Dokumentationen , mit besonderem
Augenmerk auf die elektronische Datenverarbeitung,
einer Überprüfung unterzogen.

479 Anträge auf Gewährung von Sonderurlaub mit
Bezügen wurden eingebracht und elektronisch vi¬
diert . Die Erledigungen erfolgten durch die MA 2.

Im Jahr 2001 waren im Referat Überstunden¬
steuerung insgesamt 3.291 Anträge auf Zuerken¬
nung von einzelverrechneten bzw . pauschalierten
Mehrleistungsvergütungen zu entscheiden . Den ho¬
heitlich verrechneten Dienststellen wurde neben den
Jahresstundenkontingenten ein betragsmäßiger
Rahmen vorgegeben .Informationen betreffend Über¬
stundenvergütungen wurden auch im Intranet zur
Verfügung gestellt . Von der MD-IR wurde die bud¬
getäre Entwicklung der Ausgaben auf der Post 565
überwacht und den Dienststellenleiterinnen monat¬
lich Controllinginformationen zur Verfügung ge¬
stellt . In zahlreichen Gesprächen mit Personal¬
verantwortlichen wurde Hilfestellung hinsichtlich
der Hochrechnung des Verbrauchs geboten . In
insgesamt 67 Besprechungen und Erhebungen vor
Ort wurden die Einhaltung der wirtschaftlichen und
sparsamen Überstundengebarung sowie die Verrech¬
nung von Nebengebühren gemäß Nebengebühren¬
katalog einer Überprüfung unterzogen . Die Über¬
stundenaufzeichnungen und die Vor- und Nachteile
neuer Arbeitszeitmodelle wurden geprüft.

Im Bereich Nebengebühren waren 286 Anträge auf
Zuerkennung von Außendienstzulagen , 53 Anträge
auf Zuerkennung von Telefonpauschalvergütungen
sowie 1.343 Sonderzulagenanträge zu prüfen und der
MA 2 zur Auszahlung an die Bediensteten weiterzu -^
leiten . Hinsichtlich der Kassierzulagen waren im
Berichtsjahr 899 Kassen im Bereich der Stadt Wien
mit Ausnahme des Krankenanstaltenverbundes ,den
verschiedenen Gefahrenklassen zuzuordnen und die
Auszahlung der Kassenzulagen an jene Mitarbeiter¬
innen , die mit der Annahme und Leistung von Bar¬

zahlungen betraut sind , zu veranlassen . An der
Evaluierung des Nebengebührenkatalogs wurde
mitgewirkt.

Im Berichtsjahr waren 278 Anträge auf Zuerkennung
oder Neufestsetzung von Kilometergeld auf ihre Be¬
rechtigung hin zu überprüfen . Den Dienststellen
der Hoheitsverwaltung wurden im Rahmen des zur
Verfügung stehenden Kilometergeldbudgets Kontin¬
gente zugeteilt und ihnen pro Quartal schriftliche
Informationen über den Kilometergeldverbrauch zur
Verfügung gestellt . Darüber hinaus wurden einigen
Dienststellen für nicht von vornherein quantifizier¬
bare Dienstfahrten Rahmengenehmigungen erteilt.
Die Jahresabrechnungen 2001 der 1.516 Kilo¬
metergeldbezieher mussten geprüft und bei Über¬
genüssen der Einbehalt durch die MA 2 veranlasst
werden.

Die Einhaltung der im Nebengebührenkatalog ent¬
haltenen unterschiedlichen Anspruchsvorausset¬
zungen sowie einzelne Zuerkennungen von Neben¬
gebühren wurden vor Ort erhoben .Der durchgeführ¬
te Vergleich über die Anspruchsvoraussetzungen
beim Bezug der Prozesszulage führte zu einer An¬
passung des Nebengebührenkatalogs . Die Auslas¬
tung der Mitarbeiterinnen während des Parteien¬
verkehrs in den Nachmittagsstunden wurde stich¬
probenartig geprüft.

Für die von der MA 62 organisierten Gemeinderats¬
und Bezirksvertretungswahlen am 25. März 2001
hatte die Personalsicherstellung zu erfolgen . Dazu
war es erforderlich , 6.469 Mitarbeiterinnen zum
Wahleinsatz heranzuziehen . Für die von der MA 66
organisierte Großzählung 2001 wurden im Zeitraum
1. bis 31. Mai 2001 9.320 Mitarbeiterinnen einge¬
setzt .Weiters fand im Zeitraum 6.bis 13. November
2001 das Volksbegehren „Bildungsoffensive und
Studiengebühren " statt . Hiefür wurden 245 Mitar¬
beiterinnen eingesetzt . Über die notwendigen Per¬
sonalsicherstellungsmaßnahmen wurde im Wege
des Intranets informiert.

Für das Wiener Antikorruptionsprojekt wurden
Vorarbeiten in Form eines Projekthandbuchs geleis¬
tet.

Mitarbeiterinnen der MD-IR wirkten im Auftrag der
Magistratsdirektion - Personalmanagement und
Förderangelegenheiten an Personalauswahlverfah¬
ren (Bewerbungsgespräche , Hearings ) mit . Das Pi¬
lotprojekt „Einführung einer Kosten - und Leistungs¬
rechnung mit SAP R/3"wurde aus Dienststellensicht
evaluiert und fortgeführt .Die im Vorjahr unter http :/
/www .intern .magwien .gv .at/mir / eingerichtete
Homepage wurde wesentlich erweitert.

Magistratsdirektion- Verwaltungsakademie(MD-VA)

An den ca . 1.948 Aus - und Weiterbildungsver¬
anstaltungen der Verwaltungsakademie haben rund
21.626 Mitarbeiterinnen teilgenommen.

Die Newcomer -Schulung ist Teil der Grundausbil¬
dung und erfasst alle neu aufgenommenen Mitar¬
beiterinnen der Verwendungsgruppen A bis D so¬
wie Bedienstete , die in eine andere Verwendungs-
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gruppe überstellt wurden . In sieben Modulen im
Gesamtausmaß von 57 Stunden wurden 414 neu ein¬
getretene Mitarbeiterinnen im Sinne des New Public
Management über allgemein relevante Wissens¬
bereiche des Konzerns Magistrat Wien informiert.
Um die Newcomer -Schulung ziel - und bedarfs¬
orientierter gestalten zu können ,wurde im Jahr 2001
eine Evaluierung durchgeführt . Dabei wurden
Schulungsinhalte neu abgestimmt sowie der Per¬
sonenkreis der ausgelemten Bürokauffrau -/Büro-
kaufmannslehrlinge aus der Zielgruppe herausge¬
nommen.

Sieben Mitarbeiterinnen der Verwendungsgruppe A
und B, die ihre Dienstprüfung mit Auszeichnung
bestanden haben , nahmen an einem schriftlichen
Wettbewerb zu den Themen „Stabilisierung der Per¬
sonalkosten " und „Frontoffice - eine flächendeck¬
ende Zukunftsoffensive oder durch den Trend zum
eGovemment bereits überholt ?" teil.

Im Zuge einer Änderung der Geschäftseinteilung für
den Magistrat der Stadt Wien mit 1. Juli 2001 wur¬
den die Agenden des Lehrlingsreferats sowie die
Obsorge für die unentgeltlich tätigen Praktikant¬
innen auf die Magistratsabteilung 2 übertragen.

An den Veranstaltungen der fachlichen Grundaus¬
bildung , die für Berufsanfängerinnen und neu ver¬
setzte Mitarbeiterinnen gedacht ist , haben 2.641
Bedienstete teilgenommen . 19 Mitarbeiterinnen be¬
suchten die fachliche Grundausbildung für neu ein¬
getretene rechtskundige Bedienstete .Die neu einge¬
richtete fachliche Grundausbildung für Wirtschafts-
akademikerlnnen hatte im Jahr 2001 neun Teilneh¬
merinnen.

Im Jahr 2001 wurde als Ergebnis der Arbeit des
Managementforums Personal im Sinne der Ver-
waltungsmodemisierung mit Projekten zur Reform
der Dienstprüfungskurse und der Dienstprüfun¬
gen für den Kanzleidienst , den Fach Verwaltungs¬
dienst , den höheren Verwaltungsdienst und den
rechtskundigen Dienst begonnen . Im Zuge dieser
Projekte sollen die Anforderungen , die an die Be¬
diensteten der Stadt Wien bei der Dienstprüfung
gestellt werden , an die Erfordernisse einer moder¬
nen Verwaltung angepasst und in ein neues Aus¬
bildungssystem gebracht werden.

Im Bereich der Fort - und Weiterbildung der städti¬
schen Mitarbeiterinnen sind vor allem die Vorträge,
Kurse und Seminare , die in der Veranstaltungs¬
broschüre angeboten werden - wie etwa die Umset¬
zung der Verwaltungsmodemisierung , die Einfüh¬
rung des Mitarbeiterinnenorientierungsgesprächs,
die Bekämpfung der Korruption , der Umgang mit
ausländischen Mitbürgerinnen , die Schulung der
Ausbildungsbeauftragten und die große Zahl der
Veranstaltungen für eine Neuorientierung der Öf¬
fentlichkeitsarbeit - besonders hervorzuheben.

Im Rahmen des Sprachunterrichts haben 400 Mit¬
arbeiterinnen an 45 Veranstaltungen (Workshops,
Kursen ) teilgenommen . Neben dienststellenspezi¬
fischen Kursen und den „Brush up Your English "-
Seminaren wurden für die Teilnehmerinnen an der
Führungskräftenachwuchsausbildung der Wiener

Stadtverwaltung spezielle Englisch -Intensivsemi-
nare abgehalten sowie auch die Französischkurse
intensiviert .Weiters wurden im Rahmen eines Aus¬
wahlverfahrens zur Aufnahme neuer Mitarbeiter¬
innen der Stadt Wien etwa 100 Juristlnnen einem
mündlichen Einzeltest über ihre Kenntnisse der eng¬
lischen Sprache unterzogen.

In 16 allgemein ausgeschriebenen frauenspe¬
zifischen Seminaren wurden Karriereplanung,
Kommunikationsverhalten , Konfliktlösungsstra¬
tegien und Führungsstil ,Stressbewältigung ,Selbst¬
behauptung und Kreativität trainiert . Der Bedarf an
diesen frauenspezifischen Schulungen zeigte sich
nicht zuletzt wieder durch die zahlreichen Zusatz¬
termine , die auf Grund des großen Interesses an die¬
sen Vorträgen anberaumt werden mussten.

Aus derTeilnahme von 33 Personen am Seminar „Be¬
ruflicher Wiedereinstieg "lässt sich erkennen,dass
diese Veranstaltung als wichtige unterstützende
Maßnahme der Stadt Wien zur besseren Verein¬
barkeit von Beruf und Familie angesehen wird.

Im Jahr 2001 wurde von der Verwaltungsakademie
unter der Bezeichnung „VIVA —Die virtuelle
Verwaltungsakademie " ein magistratsweites
eLearning -Pilotprojekt begonnen . In diesem Pro¬
jekt sollen Einsatzmöglichkeiten und Rahmen¬
bedingungen für die Einführung von modernen In-
formations - und Kommunikationsmedien für die
Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen der
Stadt Wien in einem Feldversuch erforscht werden.
Das zur Gänze in der Verwaltungsakademie pro¬
grammierte multimediale Lernprogramm „Die
Stadt Wien und der Euro" erreichte dabei im Zeit¬
raum von Oktober bis Dezember des Jahres 2001
über 7.000 Mitarbeiterinnen der Wiener Stadtver¬
waltung auf über 6.000 Rechnern und bot eine breit¬
flächig wirkende Ausbildung zum Themenkreis der
Währungsumstellung auf den Euro . Das Programm
bleibt bis zum Ende der dualen Währungsphase
online.

Die zur Einführung von Controlling im Magistrat
der Stadt Wien entwickelte Ausbildungsstrategie
wurde im Jahr 2001 fortgesetzt . Die dazu angebote¬
ne freiwillige schriftliche Prüfung zur Erlangung des
Controllerdiploms für den Magistrat der Stadt Wien
wurde von 13 Mitarbeiterinnen erfolgreich absol¬
viert.

Die von der MD-Verwaltungsakademie gestaltete
und organisierte Führungskräftenachwuchsaus¬
bildung für Akademikerlnnen wurde 2001 von zwei
weiteren Gruppen von Mitarbeiterinnen begonnen.
Nach Qualifizierung über ein zweitägiges Förder¬
Assessment -Center erhielten die Teilnehmerinnen
eine fundierte Ausbildung im Bereich der so genann¬
ten „soft skills ", wie Soziale Kompetenz , Präsen¬
tationstechniken , Selbstkompetenz , Umgang mit
Medien , als auch der „hard facts ". Dazu gehören die
Grundlagen des New Public Managements ,ergebnis¬
orientierter Planung und Steuerung sowie ein be¬
triebswirtschaftliches Grundwissen.

Der Lehrgang ,der mit einem Hearing abschließt , soll
ein Reservoir künftiger Führungskräfte für die Stadt
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Wien in Form eines Führungskräftenachwuchs -
Pools schaffen.

Magistratsdirektion- Verwaltungsorganisation(MD-
VO)

Organisation

Die Projektgruppe Verwaltungsmodernisierung ist
einerseits mit der Umsetzung des Strategieplans
Verwaltungsmodemisierung betraut , andrerseits
managt sie darüber hinaus auch spezielle Reform¬
projekte , die dem Trend zur Weiterentwicklung des
Magistrats in Richtung eines kundinnenorientierten
Dienstleistungskonzems mit zeitgemäßen Struktu¬
ren entsprechen . Nun einige Beispiele für diese Tä¬
tigkeiten im Jahr 2001:

Newways - Start in eine greifbare Verwaltungs¬
zukunft

Nach genau einem Jahr intensiver Aufbereitung prä¬
sentierten die fünf Managementforen Verwal¬
tungsmodernisierung ein umfassendes strategi¬
sches Konzept für einen zukunftstauglichen Dienst-
leistungskonzem -Wiener Magistrat : Dieser Strate¬
gieplan Verwaltungsmodemisierung zielt darauf ab,
die Leistungen der Stadtverwaltung innerhalb der
nächsten drei Jahre durch schrittweise Anpassung
der Abläufe und Strukturen an geänderte Rahmen¬
bedingungen für unsere Kundinnen noch attrakti¬
ver zu gestalten.

Dazu bedarf es vor allem der Weiterentwicklung
unserer Unternehmenskultur in Richtung mehr
Kundinnenorientierung , des Einsatzes geeigneter
Managementinstrumente und der Erweiterung des
Angebots an Internet -Dienstleistungen (eGovem-
ment ). Mehr als 250 Mitarbeiterinnen aus 50 Dienst¬
stellen verfolgen die Umsetzung dieser ehrgeizigen
Reformvorhaben in 39 Leitprojekten . Die Planung
und Steuerung des gesamten Projektfortschritts wird
von der Projektgruppe Verwaltungsmodernisie¬
rung koordiniert . Mit dem ersten magistratsweiten
Intranet -Chat , dem weitere virtuelle Fragestunden
folgten , wurde ein breit gefächerter Diskussions¬
prozess eröffnet , der für die Umsetzung dieser
Verwaltungsreform neue wichtige Impulse bringt.

Neue Wege ging die Projektgruppe in diesem Jahr
z. B. auch mit der Einfühmng eines ABC der Verwal¬
tungsmodernisierung auf Intranetbasis : Dieses
„Hauslexikon " bietet den mehr als 12.000 PC-Be-
nutzerlnnen im Magistrat einfache Erläuterungen
zu aktuellen Begriffen aus dem Themenbereich
Verwaltungsmodemisierung an . Das Reform -ABC
wurde über Anregung vieler Mitarbeiterinnen mehr¬
fach ergänzt und ist , wie die Zugriffszahl beweist,
ein recht gefragter Arbeitsbehelf.

Im Herbst konnten wir unser Angebot zur Informa¬
tion und Kommunikation über den permanenten
Prozess Verwaltungsmodernisierung durch eine
weitere Facette ergänzen : Es gibt nun die im Zwei¬
monatsrhythmus erscheinende online -Zeitung
newways , in der alle interessierten Mitarbeiterinnen
zu aktuellen Reformvorhaben und -entwicklungen
im Magistrat ihre Meinung offen einbringen und sich

auch kritisch dazu äußern können ,wie sie Verände¬
rungen am Arbeitsplatz erleben.

Darüber hinaus war es uns ein besonderes Anlie¬
gen , den laufenden Prozess Verwaltungsmoder¬
nisierung auch an Interessentinnen außerhalb des
Magistrats zu kommunizieren .Wir förderten beson¬
ders den Erfahrungsaustausch mit Studentinnen
und Berufskolleginnen im In- und Ausland zu ein¬
zelnen Themenfeldern des so genannten Neuen
Steuerungsmodells . Im Frühsommer konnten wir in
Abstimmung mit einer deutschen Fachhochschule
für Verwaltung einer Studentin auch erstmals an¬
bieten , ein mehrwöchiges Praktikum auf Basis der
Gegenseitigkeit im Wiener Magistrat zu absolvieren.

Der Erfolg eines unternehmerischen Engagements
im Internet steht und fällt mit dem eigenen Web¬
auftritt . Wir führen innovative Dienstleistungen
durch , um Webauftritte profitabel zu machen :Ana¬
lyse und Optimierung von Internetauftritten aus
Nutzersicht , Analyse und Optimierung der Ge¬
schäftsprozesse , eCommerce - und eGovernment-
Evaluationen und beratungen ,Integration weiterer
Kommunikations - und Transaktionslinien (Chats,
Mailinglists et al .).

Das von uns geführte Projekt der Ausgliederung der
Museen der Stadt Wien wurde umgesetzt . Die we¬
sentlichen Fragen der legistischen Grundlagen
(beispielsweise das Wiener Museumsgesetz und die
Wiener Museumsordnung ), der Sicherstellung der
Finanzierung und der erforderlichen organisatori¬
schen Anpassungen wurden gemeinsam mit den
betroffenen Fachabteilungen gelöst und so die Über¬
führung der bisher als Magistratsabteilung geführ¬
ten Museen in eine wissenschaftliche Anstalt öffent¬
lichen Rechts zum 31. Dezember 2001 sichergestellt.

Für die Einrichtung eines Call-Centers in der Wiener
Stadtverwaltung wurde eine Studie für die erste
Ausbaustufe an die „ARGE Call Center Magistrat
Wien " in Auftrag gegeben.

Folgende Teilaspekte der Errichtung eines Call Cen¬
ters wurden intensiv fachlich bearbeitet und für
weiter gehende Beauftragungen vorbereitet:
• Call Center allgemein (hier wurde als Betreiber¬

form „Outsourcing " angedacht)
• Vermittlung (Weiterführung durch den Magist¬

rat und Zentralisierung)
• Telefontechnik (Sicherstellung der derzeitigen

Funktionen ) und
• Informationstechnologie (Schaffung bzw .Adap¬

tierung von Informationsmedien auf Basis der
im Magistrat vorhandenen Lösungsansätze ).

Unsere Geschäftsstelle für Qualitäts - und Wissens¬
management ; KGSt-Angelegenheiten stellt allen
interessierten Mitarbeiterinnen neueste Gutachten
und Berichte des Verbandes für kommunales Ma¬
nagement (KGSt) zu den verschiedenen Themen der
Verwaltungsmodernisierung zur Verfügung , im
Jahr 2001 vor allem Informationen über das Arbei¬
ten mit Kennzahlen , das kommunale Wissens¬
management und über das Management der Bau¬
ordnung . Weiters wurden wichtige Beiträge zur
Verwaltungsreform aus anderen Quellen (Bertels-
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mann Stiftung , Deutscher Städtetag usw .) den be¬
troffenen Dienststellen nahe gebracht.

Der Fachausschuss für Rahmenschriftstücke setz¬
te die erfolgreiche Arbeit an der Umstellung von All¬
gemeinen Drucksorten auf Allgemeine Rahmen¬
schriftstücke fort , so dass die meisten Formulare
über EDV abrufbar sind .Bei der jährlichen Überprü¬
fung der Allgemeinen Rahmenschriftstücke und
Drucksorten wurden in einem ersten Schritt ca . 160,
die bisher zentral gestaltet und verwaltet wurden,
im Einvernehmen mit den betroffenen Fach¬
dienststellen (vor allem :MA 6, MA 12 und MA 61) in
deren ausschließliche Verantwortung übertragen.
Gleichzeitig konnten etwa . 50 Allgemeine Drucks¬
orten , die nicht mehr benötigt werden , aufgelassen
werden.

Verwaltung

Dezernat Allgemeines

1. Geschäftseinteilung

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 27. April 2001
wurden acht Verwaltungsgruppen neu geschaffen,
für welche Gemeinderatsausschüsse eingerichtet
wurden . Die MD-VO hat dafür den Antrag auf An¬
passung der Geschäftsgruppeneinteilung vorberei¬
tet .Zudem wurden im Jahr 2001 die Vorbereitungen
zu einer Teiländerung der Geschäftseinteilung für
den Magistrat der Stadt Wien mit dem Schwerpunkt
„Neuorganisation der Magistrats direktion "mit Wirk¬
samkeit 1. Juli 2001 und einer Gesamtänderung aus
Anlass der Ausgliederung der Museen der Stadt Wien
sowie der Zusammenfassung der bisher drei Pla¬
nungsabteilungen zu zwei Dienststellen mit Wirk¬
samkeit 1. Jänner 2002 getroffen.

2. Koordinationsaufgaben und Zuständigkeitsfest¬
legungen

Von der MD-VO wurde eine Ausschreibung für
Beratungsleistungen zur Untersuchung der Leis¬
tungsangebote der Stadt Wien für Senioren (Leis¬
tungszeitraum 2002)vorbereitet .Weiters wurde un¬
ter Projektleitung der MD-VO eine externe Organi¬
sationsuntersuchung der MA 43 durchgeführt . Aus
Anlass des Verwaltungsreformgesetzes 2001 hat die
MD-VO die organisatorischen Auswirkungen ge¬
prüft ; zudem wurden Überlegungen über die Ein¬
gliederung des Passwesens angestellt .Ein interkom¬
munaler Vergleich städtischer Hauptbibliotheken,
betreut von der MD-VO, sollte wichtige Rückschlüs¬
se für das Betriebskonzept der MA 13 für die neue
Hauptbibliothek ermöglichen . Aus Anlass der In¬
tegration der Sprach - und Datenkommunikation
wurden mit den Magistratsabteilungen 14 und 23
etliche Gespräche geführt . Das zur Sicherung der
Qualität von Öffentlichen Leistungen für alle Verwal¬
tungseinheiten der EU entwickelte Selbstbewer¬
tungssystem Common Assessment Framework
(CAF) wurde den Dienststellen des Magistrats der
Stadt Wien vorgestellt sowie vorbereitende Maßnah¬
men zur möglichst zahl - und erfolgreichen Teilnah¬
me am 6. Speyerer Qualitätswettbewerb gesetzt.
Koordinierend betreute die MD-VO eine Vielzahl an
weiteren Themen , z. B. die Organisation und Durch¬

führung des Überwachungsprogramms gemäß
§ 7 Fuchs -Tollwutbekämpfungsverordnung , die Vor¬
gangsweise zur Identifizierung von Zucht - und
Nutzequiden , die Erledigung von Verlängerungsan¬
trägen betreffend Parkkarten sowie die neue Ablauf¬
organisation im Zusammenhang mit der Gewährung
der Allgemeinen Wohnbeihilfe durch die MA 50.

3.Allgemeines

Die MD VO hat im Jahr 2001 wieder zahlreiche
bundes - bzw . landesgesetzliche Bestimmungen aus
organisatorischer Sicht begutachtet .Weiters wurden
für Anträge vQn Bezirksvertretungen Antwort¬
entwürfe vorbereitet und Genehmigungen zur Er¬
richtung ,Verlegung und Auflassung von Dienststel¬
len nach § 5 Abs . 2 der Geschäftsordnung für den
Magistrat der Stadt Wien sowie von Organisations¬
änderungen , z. B. für Bereiche der MA 12, erteilt.

4. Erlässe

Die MD-VO hat zahlreiche Erlässe nach Art . IV der
Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien
vorbereitet , unter anderem aus Anlass der Verlage¬
rung der Telefonvermittlung von der MA 23 zurMA 55,
der Übertragung von Aufgaben der MA 49 auf die
Magistratsdirektion Stadtbaudirektion und Änderun¬
gen in den Geschäften des Magistratsdirektors.

5.Verbesserungsvorschläge

Im Rahmen des Betrieblichen Vorschlagswesens
(BVW) langten 299 Anregungen zentral in der Ge¬
schäftsstelle des BVW und 147 direkt in den Dienst¬
stellen ein . Insgesamt konnten 92 Vorschläge ab¬
schließend positiv bewertet werden . Die Summe der
dabei zuerkannten Prämien betrug EUR 28.320.Al¬
lein in jenen 17 Fällen , in denen ein Nutzen exakt
berechnet werden konnte , beträgt die Netto¬
einsparung im ersten Jahr der Anwendung rund EUR
364 .600 . 255 Vorschläge erwiesen sich als nicht
zweckmäßig umsetzbar . Zur Bewerbung des BVW
wurde neben anderen Werbemaßnahmen auch eine
neue Broschüre aufgelegt.

Dezernat für Amtsraumlenkung

Organisatorische und strukturelle Änderungen in¬
nerhalb des Magistrats der Stadt Wien erfordern eine
ständige Anpassung der räumlichen Gegebenheiten.
Diese Anforderungen werden durch laufende raum¬
organisatorische Maßnahmen erfüllt.

Schwerpunkt der Tätigkeiten im Berichtszeitraum
war die Erstellung von Raumkonzepten , die Durch¬
führung von Übersiedlungen , die Zuweisung von
Amtsräumen und die Organisation von Neubau - und
Adaptierungsprojekten.
• Die Übernahme des Meldewesens durch die

magistratischen Bezirksämter erforderte zahl¬
reiche räumliche Änderungen in nahezu allen
Bezirksamtsgebäuden . Für die Zentrale des Mel¬
dewesens wurde ein neuer Standort in Wien 7.,
Wimbergergasse 14-16 für die MA 62 eingerich¬
tet.

• Auf Grund der Neuorganisation im Bereich der
MA 12 wurden im Jahr 2001 die Sozialzentren
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für den 12 ., 13 . und 23 . Bezirk (in Wien
12., Amdtstraße 65), für den 16., 17. und 18. Be¬
zirk (in Wien 16., Spetterbrücke 4) und für den
21. Bezirk (in Wien 21., Freytaggasse 27) in Be¬
trieb genommen . Die Raumprogramme von vier
weiteren Standorten wurden erstellt und deren
Umsetzung in Auftrag gegeben.

• Im Einvernehmen mit der MA 25 wurden zusätz¬
liche Standorte für die Gebietsbetreuung „Neu"
im 5., 11. und 22. Bezirk eingerichtet.

• Im Rathaus wurden umfangreiche Raumkon¬
zepte nach Absiedlung der MA 8 für die Ge¬
schäftsgruppe Gesundheits - und Spitalswesen,
die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Ver¬
kehr , die Magistratsdirektion -Verfassungsdienst
und Rechtsmittelangelegenheiten , die MA 9 so¬
wie den Grünen Klub erstellt.

• Weiters war die Ausarbeitung neuer Raum¬
konzepte im Zusammenhang mit der Einrichtung
von Frontoffices in den Bezirksamtsgebäuden
des 12., 16. und 17. Bezirkes , für die Zentrale der
MA 12 in Wien 1., Schottenring 22-24 sowie für
die künftige Unterbringung der MA 65 und der
Kurzparkzonenüberwachungsgruppe der MA 67
zu erstellen.

Es wurde eine größere Anzahl Vonübersiedlungen
durchgeführt (wie z.B.die MA 8,die Landesfahrzeug¬
prüfstelle der MA 46 , den Frauennotruf der MA 57
sowie mehrere Außenstellen der Magistratsab¬
teilungen 12 und 37).

Als Folge der Raumkonzepte und Übersiedlungen
wurden im Jahr 2001 insgesamt 36 Dienststellen
zusätzliche Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt.
Um bei den in einzelnen Dienststellen bestehenden
Raumproblemen Abhilfe zu schaffen , bzw . um not¬
wendige bauliche Verbesserungen herbeizuführen,
musste die Durchführung von größeren Adap¬
tierungsarbeiten in mehreren Amtsgebäuden ver¬
anlasst werden.

Für die Gebietsgruppe West der MA 37 wurde in
Wien 16., Spetterbrücke 4 ein neuer Standort errich¬
tet und in Betrieb genommen . Die Gebietsgruppe Süd
wurde im Neubauprojekt 10., Favoritenstraße 211
eingeplant . In Wien 3., Modecenterstraße 14 wurden
Räumlichkeiten für die Zentralbuchhaltung und
Buchhaltungsabteilung 15 der MA 6 angemietet und
adaptiert.

Neuorganisation des Beschaffungswesens

Im Verwaltungsjahr konnten die im Rahmen des
Managementforums Beschaffung diskutierten zu¬
künftigen Schwerpunktsetzungen unter Einbindung
betroffener Dienststellen durch Festlegung von vier
strategischen Hauptzielen abgeschlossen werden.
Mit der neuen Haushaltsordnung wird ab 2002 dabei
z. B. das Ziel einer Dezentralisierung der Bedarfs¬
verantwortung („selbst bedecken und selbst verant¬
worten , was und wie viel man verbrauchen kann ")
weitgehend umgesetzt sein . Das Ziel einer verstärk¬
ten Nutzung von EDV-Technik konnte durch entspre¬
chende Beschleunigungen der internen Bestellvor¬
gänge weiter umgesetzt werden . Mit Pilotprojekten
wurden darüber hinaus Schritte für die EDV-mäßi-
ge Vernetzung der Beschaffungsabläufe auch gegen¬

über den Bietern (elektronisches Herunterladen von
Ausschreibungsunterlagen mit dem Ziel eines spä¬
teren elektronischen Anbietens bis hin zur elektro¬
nischen Zahlungsabwicklung ) gesetzt . Der eingelei¬
teten Diskussion über eine Neuformulierung des
Vergaberechts in Österreich kommt dabei hinsicht¬
lich der zu schaffenden rechtlichen Rahmenbe¬
dingungen für einen verstärkten elektronischen Ein¬
satz eine Schlüsselbedeutung zu . Die Verstärkung
ökologischer Aspekte im Beschaffungswesen bilde¬
te einen weiteren Schwerpunkt.

Eingliederung des Meldewesens

Im Verwaltungsjahr wurde die Eingliederung des
Meldewesens in den Magistrat der Stadt Wien mit
großen Anstrengungen der beteiligten Dienststellen
betrieben . Es wurden in den magistratischen Be¬
zirksämtern 121 und in der Zentrale der MA 62
43 EDV-Arbeitsplätze eingerichtet . Weiters wurde
das Meldearchiv auf elektronischen Datenträgern
(8.000.000 Meldezettel )in eine eigene Softwarelösung
übernommen . Die Verdatung der Meldezettel ab
17 . Mai 2001 für die Polizei (insgesamt ca.
200.000 Stück ) und die Unterstützung der Volks¬
zählung wurden erfolgreich durchgeführt.

Magistratsdirektion- Betriebswirtschaft und Con¬
trolling(MD-BC)

Modelle und Konzepte

Das Kontraktsystem an sich wurde gegenüber 2001
nicht verändert . Zur einfacheren Handhabung die¬
nen Formularanpassungen , Normierungen und er¬
gänzende Erläuterungen.

Kundinnenzufriedenheitserhebung

Die in der MD-BC durchgeführte Kundinnenzufrie¬
denheitserhebung ergab eine durchschnittliche
Gesamtzufriedenheit von 73 %. Dies entspräche im
Rahmen eines Schulnotensystems der Note 2. Aus
den Detailauswertungen war ein Weiterentwick¬
lungsbedarf hinsichtlich Klarheit von Strukturen
und Abläufen zu erkennen , sowie eine vertiefte Klä¬
rung von Erfolgsfaktoren bzw . Hindernissen für
Controlling im Magistrat und/oder der eigenen
Dienststelle.

Controlling -Wissensdatenbank

Es wurde eine Controlling -Wissensdatenbank in
Wien intern im Rahmen der Homepage der MD-BC
veröffentlicht , die einen Überblick über die Control¬
ling -Aktivitäten im Magistrat für alle Mitarbeiter¬
innen zur Verfügung stellt , um den Erfahrungsaus¬
tausch zu unterstützen.

Information , Akzeptanzmanagement , allgemeine
Beratung

Die MD-BC hat vier Controllingtage mit insgesamt
353 Teilnehmerinnen abgehalten .Die Evaluation der
Veranstaltung ergab eine durchschnittliche Zufrie¬
denheit der Teilnehmerinnen mit den gebotenen In¬
halten von 67 %. Es fanden drei Controlling -Lehr¬
gänge in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen
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Controller Institut statt , die von 63 Teilnehmerinnen
absolviert wurden .Vier Controlling -Kompakt -Lehr-
gänge , ebenfalls in Zusammenarbeit mit dem
Österreichischen Controller Institut ,wurden von 71
Teilnehmerinnen besucht . Die Veranstaltungsreihe
Controlling -Werkstatt wurde neu ins Leben geru¬
fen , um gemeinsam mit den Controlling -Stellen das
Kontraktsystem praxisnah anzupassen.

Vorträge und Workshops

Die MD-BC hat mit eigenen Referentlnnen 24 Cont¬
rolling -Informationsveranstaltungen für 502 Teil¬
nehmerinnen abgehalten . In der Evaluation wurde
eine durchschnittliche Zustimmung der Teilneh¬
merinnen zu den vermittelten Inhalten von 89 %ge¬
messen . Weiters wurden vier Workshops für 90
Teilnehmerinnen veranstaltet , mit denen die Teil¬
nehmerinnen im Durchschnitt zu 80 % zufrieden
waren.

Projekte

Kontraktprojekte

Im Jahr 2001 sind nachfolgende Dienststellen in das
Kontraktsystem einbezogen worden:

• MA 4 - Allgemeine Finanz - und Wirtschaftsan¬
gelegenheiten ; Abgaben

• MA 21A- Stadtteilplanung und Flächennutzung
Innen -West

• MA 22 - Umweltschutz
• MA 25 - Technisch -wirtschaftliche Prüfstelle für

Wohnhäuser , besondere Angelegenheiten der
Stadtemeuerung

• MA 31 - Wasserwerke
• MA 32 - Haustechnik
• MA 40 - Technische Grundstücksangelegen¬

heiten
• MA 42 - Stadtgartenamt

Sonstige Projekte

In fünf Dienststellen wurden Beratungsprojekte zu
den Themen Kostenrechnung und Kundinnenbe¬
fragung durchgeführt . Die Museen der Stadt Wien
wurden im Rahmen ihrer Ausgliederung beim Auf¬
bau eines Controlling unterstützt . Im Rahmen sys¬
temorganisatorischer Maßnahmen wurde an diver¬
sen Arbeitsgruppen zur Verbesserung von Control¬
lingrahmenbedingungen teilgenommen.

Magistratsdirektion- EDV- und Informationsan¬
gelegenheiten (MDI)

Besondere Schwerpunkte lagen im Jahr 2001 auf
folgenden strategischen Projekten:
• Electronic Government - eVienna
• Strategisches Controlling
• TeleCities
• Zusammenarbeit zwischen Bund , Ländern und

Gemeinden
• Euro -Währungsumstellung
• Gesundheitsverbund Wien - Gesundheitsnetz

Donaustadt
• „Wiener Ärzte ans Netz"
• Telearbeit

Electronic Government - eVienna

Im Jänner 2001 wurde das Electronic -Govemment-
Schirmprojekt „eVienna " gestartet . Bei diesem Pro¬
jekt liegt ein besonderer Schwerpunkt darauf , den
Kunden der Wiener Stadtverwaltung möglichst um¬
fassend interaktive Verwaltungsdienstleistungen
anzubieten . Durch dieses Schirmprojekt , welches 3
Jahre lang bis Ende 2003 läuft , sollen die Realisie¬
rungsschritte der einzelnen Aktivitäten koordiniert
und ihre Effektivität erhöht werden.

Im Mittelpunkt der strategischen Ausrichtung von
eVienna stehen:

• Bürgerorientierung
• Unterstützung der Wirtschaft
• Verwaltungsvereinfachung

Dabei soll den Bürgerinnen die Möglichkeit gebo¬
ten werden , auch über das Internet Dienstleistun¬
gen in Anspruch zu nehmen .Electronic Government
(eGovernment ) ist ein explizierter Wunsch der Bür¬
gerinnen , der für die Förderung des Wirtschafts¬
standortes Wien unerlässlich ist . Die Chancen von
eGovernment liegen darin , dass

• den Bürgerinnen einfach und bequem moderne
und kompetente Dienstleistungen angeboten
werden,

• den Bürgerinnen das Gefühl gegeben wird ,nicht
nur sehr gut verwaltet zu werden , sondern auch
informiert und eingebunden zu sein,

• sich die Stadt Wien der Wirtschaft als professi¬
onelle Partnerin präsentiert ,mit der die notwen¬
digen Aktivitäten rasch und aufwandschonend
abgewickelt werden können,

• es die Wirtschaft als Vorteil empfindet , in die¬
ser Stadt ihren Standort zu haben.

Da bei „eVienna " ein Lebens - und Problemlagen¬
konzept zu Grunde liegt , orientiert sich das Leis¬
tungsangebot an den Nachfragemustem der Bür¬
gerinnen . Durch die Möglichkeiten der Informati¬
ons - und Kommunikationstechnologie können die
Angebote verschiedener Leistungsanbieter einer
bestimmten Problemlage (etwa :Umzug ,Ansiedlung
eines Unternehmens ) als Paket angeboten werden,
ohne dass der Bürger merkt , dass sich unterschied¬
liche öffentliche und private Dienstleister mit der
Erledigung seines Auftrags oder seiner Nachfrage
befassen und ohne dass viele Wege zu verschiede¬
nen Leistungsanbietem anfallen . In der Konsequenz
erlaubt dies auch ein Verändern der Rollen , welche
die Verwaltung bei der Erstellung von Leistungen
spielen muss . Sie muss nicht alles selbst tun , son¬
dern viel eher die Kooperation verschiedenster Ak¬
teure initiieren , fördern und bewerkstelligen . Im
Rahmen dieses Schirmprojekts wurden im Jahr 2001
folgende sieben Projekte realisiert:

Bibliothekssystem - Verlängerungen,Vormerkungen

Es wurde ein Onlinekatalog mit Medienkonto im
Internet eingerichtet und mittels Leseausweis¬
nummer und einem Passwort wird der Katalogzu¬
griff , die Vormerkung der Medien und die Verlänge¬
rung der Ausleihfrist ermöglicht . Die Bürgerinnen
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können über das Internet in den Bibliothekskatalog
Einsicht nehmen , eine Vormerkung durchführen las¬
sen und auch eine Verlängerung der Ausleihfrist er¬
wirken . Damit erspart sich der Bürger die telefoni¬
sche oder persönliche Vorsprache bei den Bibliothe¬
ken und ist auch nicht an deren Öffnungszeiten ge¬
bunden.

Gewerberegister - An- und Ummeldung

Gewerbe -Neuanmeldungen und Gewerbe -Ansuchen
(bei bewilligungspflichtigen Gewerben ) bzw . Ände¬
rungsmeldungen zu einem bestehenden Gewerbe
konnten bisher im Rahmen eines Pilotprojekts im 1.
und 8.Bezirk über das Internet abgewickelt werden.
Nunmehr ist dies in ganz Wien möglich.

Bei Änderungsmeldungen erspart sich der Antrag¬
steller jeglichen Behördenweg . Da die Eingabe au¬
tomatisch an die richtige Stelle geleitet wird , ent¬
fällt die zeitaufwändige Suche nach dem zuständi¬
gen Amt.Bei Neuanmeldungen wurde die Anzahl der
notwendigen persönlichen Vorsprachen auf eine Ein¬
zige reduziert , die derzeit aus rechtlichen Gründen
noch erforderlich ist . Ein Änderungsvorschlag zur
Gesetzesnovelle wurde bereits eingebracht . Der
Antragssteller kann darüber hinaus elektronisch den
Erledigungsstatus abfragen und sich dadurch per¬
sönliche Anfragen ersparen.

Ausländergrunderwerb - Antragstellung und Status¬
abfrage

Die Anträge auf Grunderwerb für Ausländer können
via Internet in elektronischer Form eingebracht wer¬
den . Unterlagen wie Grundbuchauszug , Plan des
Objekts ,Kaufvertrag ,Reisepass ,zusätzliche Begrün¬
dungen können in eingescannter Form elektronisch
übermittelt werden ,womit auch die Frage der Über¬
mittlung von in Papierform vorliegenden Unterla¬
gen gelöst ist . Die verwaltungsinteme Abwicklung
erfolgt voll elektronisch .Der Antragsteller erhält bei
Antragseinreichung automatisch einen Ordnungs¬
begriff , mit dem er eine Akteneinsicht über das
Internet durchführen kann . Die Bescheiderstellung
erfolgt elektronisch.

Durch die elektronische Übermittlung des Antrags
ist der Antragsteller nicht mehr an Öffnungszeiten
gebunden und es entstehen keine Wartezeiten bei
der Behörde . Auch kann er sich über den Erledi¬
gungsstatus seines Aktes elektronisch informieren.
Eine Download -Möglichkeit des Bescheids ist für die
Weiterverarbeitung von Vorteil.

Jugendlichenberatung Online

Im Internet ist eine Webseite mit der Möglichkeit
eingerichtet , mit Psychologinnen der MAG ELF per
eMail anonym oder mit Preisgabe der Identität in
Kontakt zu treten . Jugendliche können sich mit Sor¬
gen (Auseinandersetzung mit den Eltern ,Leistungs¬
stress , Schwierigkeiten in der Partnerschaft , Sexua¬
lität/Schwangerschaft ,Kontaktprobleme und vieles
Andere mehr )per eMail an die Talkbox der MAG ELF
wenden . Psychologinnen nehmen die Anliegen auf
und beantworten sie so rasch wie möglich . Her¬
kömmliche Beratungseinrichtungen werden von den

meisten „Teens " als uncool taxiert und daher nicht
aufgesucht .Fragen , die sie bewegen ,werden häufig
als peinlich empfunden und daher im direkten Kon¬
takt nicht gestellt , sondern eher verleugnet .Die Talk¬
box holt Teens dort ab , wo sie sich aufhalten - und
das ist das Internet.

Bill Presentment - Elektronisches Bezahlen

■Ziel dieses Projekts ist es ,den Kunden der Stadt Wien
Rechnungen bzw .Zahlscheine elektronisch zu über¬
mitteln . Die Stadt Wien bedient sich dabei eines Ser¬
vices der Postsparkasse :bezahlen .at .Dieses Service
ist unabhängig von der Hausbank des Kunden zu
nutzen . Die Kunden der Stadt Wien ersparen sich
die Wege zur Bank oder zur Stadtkasse und können
elektronisch ihre Zahlungsverbindlichkeiten , wie z.
B. die Bezahlung eines Kindertagesheimplatzes , er¬
ledigen.

Invalidenzone (Behindertenzone ) - Antrag

Für die Antragstellung zur Einrichtung von Behin¬
dertenzonen sind Upload -Formulare ins Internet
gestellt , die ausgefüllt direkt an die zuständige Fach¬
dienststelle übermittelt werden können . Privatper¬
sonen können einen Antrag für eine Halteverbots¬
zone entweder beim Wohnsitz oder beim Arbeitsplatz
über das Internet stellen . Firmen , Behörden , Insti¬
tutionen etc .können Halteverbotszonen beantragen,
um damit die Erreichbarkeit der Einrichtung für
stark gehbehinderte Personen zu erleichtern . Glei¬
ches gilt für eigene Mitarbeiterinnen . Damit erspa¬
ren sich die Antragstellenlnnen den - mitunter sehr
mühsamen - Weg zur Behörde.

Wohnungsansuchen und Mietermitteilungen

Unter den wien .at -Seiten wurde ein Upload -Formu-
lar eingerichtet , mit dem die Wohnungssuchenden
ihre Wohnungsanmeldung direkt über das Internet
an die Stadt Wien - Wiener Wohnen senden können.
Damit wird den Bürgerinnen die Möglichkeit gebo¬
ten , sich per Mausklick für eine Gemeindewohnung
anzumelden , ohne zu einem Wohnungsberatungs¬
zentrum gehen zu müssen . In das Formular sind
lediglich die Personaldaten , die Sozialversicherungs¬
nummer und die derzeitige Wohnadresse einzugeben.

Darüber hinaus ist ebenso ein Upload -Formular ein¬
gerichtet , wodurch Mitteilungen der Mieterinnen
mittels Internet an die Stadt Wien - Wiener Wohnen
gesendet werden können . Mieterinnen von Gemein¬
dewohnungen ,von gemieteten Geschäftslokalen der
Stadt Wien ,etc .können Probleme ,Anliegen und Stö¬
rungen im Zusammenhang mit jenen Objekten , die
von Wiener Wohnen verwaltet werden , bequem und
rasch per Mausklick über das Internet an die zu¬
ständige Stelle schriftlich melden , ohne die zustän¬
dige Stelle ausfindig machen zu müssen und Öff¬
nungszeiten zu berücksichtigen.

Strategisches Controlling

Die Einführung des strategischen Controllings im
Bereich der Informations - und Kommunikations¬
technologie (ICT) soll - insbesondere im Umfeld der
verstärkten Dezentralisierung und erhöhten Eigen-
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Verantwortlichkeit der Dienststellen — eine verbes¬
serte Steuerung der Wirksamkeit des ICT-Einsatzes
in den Dienststellen ermöglichen . Komplexität und
Umfang der ICT-Anwendungen in der Stadt Wien
erfordern dabei den Einsatz (auch wissenschaftlich)
fundierter strategischer Methoden . Die klassischen
Formen des Berichtswesens (z.B.Finanzkennzahlen,
quantitative Kapazitätsplanung ) alleine sind für die
Steuerung dieses strategisch relevanten Bereichs
nicht mehr ausreichend .Für die äußerst stark tech¬
nologiegeprägten , innovativen Querschnittsauf¬
gaben des ICT-Bereichs ist eine darüber hinausge¬
hende umfassende Darstellung der Gesamtwirk¬
samkeit des ICT-Einsatzes erforderlich .Weiters soll
das strategische ICT-Controlling die strategische
Steuerung der operativen ICT-Abteilungen selbst,
insbesondere in Hinblick auf Effizienz und Effekti¬
vität , unterstützen.

Entsprechend dem Konzept für Balanced -Score-Card
(BSC) wurden daher für das strategische ICT-Cont¬
rolling der Stadt Wien , ICT-Vision und Strategie,
konkrete ICT-Ziele sowie Maßnahmen zur Zieler¬
reichung und strategische Indikatoren (Kennzahlen)
mit den EDV-Abteilungen (MA 14,KAV-EDV)erarbei¬
tet . Die strategischen Ziele werden gruppiert in den
Sichten („Perspektiven "), Finanz , Kundinnen , inter¬
ne ICT-Abteilungsprozesse , Mitarbeiterinnen und
Innovation betrachtet . Nach einem umfassenden
Einsatz dieser BSC als Steuerungsinstrument kön¬
nen Abweichungen von den strategischen ICT-Zie-
len des Magistrats wesentlich früher erkannt wer¬
den und es kann dementsprechend gegengesteuert
werden . Damit ist sowohl eine gezieltere Wirksam¬
keit der ICT-Investitionen als auch eine verbesserte
Effizienz des Mitteleinsatzes zu erwarten . Strategi¬
sche Kennzahlen und Indikatoren für eine BSC sol¬
len zweckmäßigerweise in Jahres - bzw . höchstens
in Quartalsintervallen herangezogen werden . Die
Implementierung der BSC ist daher ein längerfris¬
tig und nachhaltig wirksamer strategischer Prozess.

Im Zusammenwirken mit der Magistrats direktion-
Betriebswirtschaft und Controlling und ausgewähl¬
ten Fachdienststellen wurden von der MDI Software-
Tools für eine rasche Implementierung einer Balanced-
Score-Card als Controlling - und Berichtsinstrument
auch für das Kontraktmanagement und Qualitäts¬
management ausgetestet und eine entsprechende
Ausschreibung mit dem Ziel eines umfassenden Ein¬
satzes im Magistrat ab dem Jahr 2002 vorbereitet.

TeleCities

TeleCities ist ein offenes Netzwerk von europäischen
Städten mit dem Ziel der konzertierten urbanen Ent¬
wicklung durch Telematik .Die Stadt Wien stellte sich
bei der Generalversammlung des EU-Telematik -Netz-
werks TeleCities am 10. Dezember 2001 statuten¬
gemäß der Bestätigung der Fortführung ihrer Präsi¬
dentschaft für das Jahr 2002. Wien wurde einstim¬
mig in der Funktion der Präsidentschaft bestätigt,
die weiterhin von Frau Ingrid Götzl , MDI, wahrge¬
nommen wird . Herr Stadtrat Dipl.-Ing . Rudolf Schi¬
cker ist gemäß der Entscheidung des Herrn Bürger¬
meisters politischer Repräsentant der Stadt Wien.

In Verfolgung des von der Stadt Wien für die Präsi¬

dentschaft gewählten Mottos „Zusammenarbeit und
sozialer Zusammenhalt "und den strategischen Zie¬
len

• Forcierung von eGovernment mit besonderer
Betonung einer „Digital Include Society"

• Stärkung von TeleCities als ICT-Repräsentant
der Städte gegenüber den Institutionen der EU

• Intensivierung der Kooperation der europäi¬
schen Städte unter Forcierung der Zusammen¬
arbeit mit Städten aus den Beitrittswerber -Län-
dem

konnte TeleCities das Jahr 2001 mit einer sehr po¬
sitiven Erfolgsbilanz abschließen , die anhand ei¬
niger ausgewählter Punkte demonstriert wird:

• Auf Initiative von TeleCities und gefördert von
der Europäischen Kommission wurde eine Koo¬
peration mit Elanet und Eris @begründet (Elanet
als das Telematik -Netzwerk von RGRE, dem Rat
der Gemeinden und Regionen Europas , umfasst
42 nationale Verbände mit einer Gesamtzahl von
über 100.000 lokalen und regionalen Behörden
aus 29 Ländern ; Eris @, die European Region
Information Society @ssociation , ist ein Verbund,
der sich aus 35 europäischen Regionen mit ei¬
ner Gesamtbevölkerung von insgesamt 75 Mio.
Einwohnern zusammensetzt ).Ziel dieser Zusam¬
menarbeit ist neben der besseren Nutzung ein¬
gesetzter Ressourcen primär die Stärkung der
Position der Städte , Gemeinden und Regionen
hei Themen der Informationsgesellschäft , wei¬
ters eine deutlichere Fokussierung des 6. Rah¬
menprogramms auf die Bedürfnisse der Städte
und Regionen.

• TeleCities wurde von der Europäischen Kommis¬
sion eingeladen , einen dauerhaften Konsulta¬
tionsprozess aufzubauen und ständige Bera¬
tungsgespräche zu priorisierten Themen der
Informationsgesellschaft abzuhalten . Ferner
wurde TeleCities von der Kommission in die Vor¬
bereitung des 6. Rahmenprogramms eingebun¬
den.

• Die Stadt Wien war durch Frau Götzl in ihrer
Funktion als TeleCities -Präsidentin in die eGo-
vemment -Konferenz „From Policy to Practice ",die
von der Europäischen Kommission veranstaltet
worden ist , direkt involviert ,und zwar sowohl in
die inhaltliche Planung und Vorbereitung der
Konferenz als auch in die Evaluierung der knapp
300 eingereichten eGovemment -Projekte.

• Mit 6 Projekten in der Finalrunde dieser bislang
bedeutsamsten europäischen eGovemment -Kon-
ferenz wurde Österreich zum erfolgreichsten
Land Europas . Wien war die einzige Stadt , die
mit zwei konkreten eGovemment -Geschäfts-
fällen , dem „Zentralen Bürgeranliegen -Manage¬
ment " (Magistratsdirektion -Krisenmanagement
und Sofortmaßnahmen und MA 55) und dem
„Ausländergrunderwerb "(MA 20), in die Endrun¬
de vorstoßen konnte .Damit liegt Wien hinsicht¬
lich vorbildhafter eGovemment -Anwendungen
an der Spitze Europas.

• Auf eine Intensivierung der Kontakte zu Städ¬
ten aus den Beitrittswerber -Ländem wurde be¬
sonderer Wert gelegt : So sind auf aktives Betrei¬
ben der TeleCities -Präsidentin erstmals die



Städte aus den Beitrittswerber -Ländem durch
einen Beobachter im Lenkungsgremium von
TeleCities repräsentiert . Bei Konferenzen natio¬
naler Städtenetzwerke in Tschechien ,Polen ,Est¬
land , etc . unterstrich die aktive Mitwirkung der
Präsidentin die Bedeutung einer nutzbringen¬
den Zusammenarbeit der Städte sowohl mit
TeleCities als auch mit der Stadt Wien . Mit der
Stadt Gdansk wurde für das Jahr 2002 eine
TeleCities -Konferenz in Gdansk vereinbart , die
unter Teilnahme der Europäischen Kommission
stattfinden wird . Die Stadt Wien hat beschlos¬
sen , dort als offizieller Sponsor in Erscheinung
zu treten und damit einen symbolhaften und
doch sehr greifbaren Beitrag Wiens auf dem Weg
zur EU-Erweiterung zu leisten.

• Als TeleCities -Präsidentin wurde und wird die
Stadt Wien immer wieder bei hochrangigen in¬
ternationalen Veranstaltungen als Sprecherin
eingeladen . Beim „Global Forum 2001" in Nea¬
pel unter Patronanz der UNO und der Europäi¬
schen Kommission , bei „Digital Cities " in Japan
unter Patronanz der Universität von Kyoto, bei
der Konferenz „Internet in the Public Administ¬
ration (ISSS)"in Hradec Kralove (Tschechien )und
bei der „Annual Conference of the Major Cities
of Europe " in Triest wurde das Electronic-
Government -Projekt der Stadt Wien „eVienna"
präsentiert . Bei der 5. Konferenz der „Cities on
Internet " in Zakopane (Polen ) wie auch im Rah¬
men der „Contemporary Solutions in Capital
Cities ' Govemance "-Konferenz in Tallinn (Est¬
land ) stellte Wien sowohl das Electronic -Govem-
ment -Projekt „eVienna " als auch das TeleCities-
Netzwerk „as a stepping stone to eEurope "vor.

Dadurch konnte Wien seinen Ruf als aktive , lebens¬
werte Stadt mit einer exzellenten Verwaltung und
hochmoderner Infrastruktur weiter ausbauen . Ne¬
ben den Erfolgen für das Netzwerk TeleCities konn¬
te Wien auch seine ,mit der Präsidentschaft verbun¬
denen Ziele realisieren:

• Wesentliche Signale zur Entwicklung der Infor¬
mationsgesellschaft geben und zu grundsätzli¬
chen Themen direkte Kooperationen mit Ent¬
scheidungsträgem anderer Städte eingehen

• die Leistungen der Stadtverwaltung verstärkt in
den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses stel¬
len und ihre Qualität europaweit demonstrieren

• sich als Stadt mit einer ausgezeichneten tech¬
nologischen Infrastruktur , sehr gut qualifizier¬
ten Fachkräften , einem weiträumigen Verkehrs¬
netz und hervorragenden sozialen Randbedin¬
gungen darstellen.

In der Halbzeit ihrer TeleCities-Präsidentschaft kann
daher die Stadt Wien bereits einen deutlichen Nut¬
zen durch den Image -Gewinn als Stadt und die Prä¬
sentation als effizienter Wirtschafts Standort lukrie¬
ren.

Zusammenarbeit zwischen Bund , Ländern und
Gemeinden

Am 8.November 2000 hat die Landesamtsdirektoren¬
konferenz eine aus Vertretern aller Länder bestehen¬
de Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz von Wien be¬

auftragt ,eine länderübergreifende ,gemeinsame und
abgestimmte Vorgangsweise im Bereich Electronic
Government zu erarbeiten .Diese Arbeitsgruppe kon¬
stituierte sich am 14. Februar 2001 und nahm ihre
Tätigkeit auf ,wobei eine rechtliche sowie eine tech¬
nische Unterarbeitsgruppe eingerichtet wurde.

Rechtliche Arbeitsgruppe

Die Arbeitsgruppe hat Vorschläge zu den Entwürfen
einer Verwaltungsverfahrensnovelle 2001 sowie ei¬
nes Verwaltungsreformgesetzes mit den erforderli¬
chen Regelungen für den elektronischen Akt ausge¬
arbeitet ,welchen im Verwaltungsreformgesetz weit¬
gehend Rechnung getragen worden ist .Die Vorschlä¬
ge betrafen

• die Einrichtung eines Zustellservers im Zustell¬
gesetz 1982

• die Gleichstellung der Beweiskraft eingescann¬
ter Beilagen mit Papierunterlagen

• den Entfall der Unterschriften von Verhand¬
lungsleiterinnen und Beteiligten bei elektroni¬
schen Niederschriften

• die Ermöglichung der Akteneinsicht übers Inter¬
net

• die Zulässigkeit der Übermittlung von schriftli¬
chen Erledigungen im Wege automationsunter¬
stützter Datenübertragung oder in jeder ande¬
ren technisch möglichen Weise , wenn die Partei
dieser Übermittlungsart ausdrücklich und un¬
abhängig davon , wie der Antrag eingebracht
worden ist , zugestimmt hat.

Der Vorschlag betreffend die „Vermeidung der
Einbringung von Anträgen an nicht kundgemachte
eMail -Adressen der Behörde "wurde noch nicht über¬
nommen.

Ferner wurde von der Arbeitsgruppe das Thema
Personenidentifikation/Verfahrensidentifikation be¬
handelt , wobei die Notwendigkeit und der Nutzen
einer Personenidentifikation sowie die Varianten für
die Realisierung in einem Konzept dem Datenschutz¬
rat dargestellt wurde . Weitere Themen der rechtli¬
chen Arbeitsgruppe waren One Stop Government
sowie das Projekt Bürgerkarte.

Technische Arbeitsgruppe

In der technischen Arbeitsgruppe „eGovernment"
wurde zwischen Bund , Ländern und Gemeinden ein
allgemein gültiges Kommunikationsprinzip verein¬
bart , bei der eine Organisation , die über die Daten¬
bestände und Funktionen verfügt , anderen Organi¬
sationen den Zugriff auf diese Datenbestände und
Funktionen im Rahmen derer Verwaltungstätigkeit
auf Grund einer gesetzlichen Regelung ermöglicht.
Die Organisation ,für die der Zugriff berechtigt wur¬
de, regelt im Innenverhältnis , wer über diesen Zu¬
griff verfügen muss.

Die Länderarbeitsgruppe „eGovernment " legte der
Landeshauptmännerkonferenz einen Bericht über
ihre Tätigkeit vor, den diese in ihrer Tagung am 23.
Oktober 2001 zustimmend zur Kenntnis nahm . Die
Landeshauptmännerkonferenz beauftragte sodann
die Arbeitsgruppe , ihre Tätigkeit fortzusetzen , Ab-
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stimmungserfordemisse zwischen den Gebietskör¬
perschaften vorzubereiten und nötigenfalls der
Landesamtsdirektorenkonferenz zu berichten.
Weiters sollen Vorschläge des Berichts an den Bund
und an die Gemeindebünde herangetragen werden.

Euro-Umstellung

Im Rahmen des magistratsweiten Euro -Umstel¬
lungsprojekts (Euro -Projektleitung :Bereichsdirektor
Dr. Nussgruber ) koordiniert die MDI in der Arbeits¬
gruppe EDV die EDV-mäßigen Umstellungsarbeiten
der EDV-Abteilungen seit 1997. Nachdem bereits
laufend Software -Adaptionen durchgeführt und
neue Versionen eingesetzt worden waren , lag 2001
eine wesentliche Aufgabe in der Fertigstellung der
bis 31 . Dezember 2001 notwendigen Programm¬
änderungen und die Planung des Umstellungs¬
betriebs im Rechenzentrum für den Jahreswechsel
2001/2002 . Bis Jahresende 2001 waren die Arbeiten
qualitativ korrekt und termingerecht durchgeführt
worden . Die Planung der Umbau -, Rückbau - und
Abschlussarbeiten im Jahr 2002 stellte einen weite¬
ren wichtigen Meilenstein in der Euro -Umstellung
dar.

Gesundheitsverbund Wien - Gesundheitsnetz
Donaustadt

Im Jahr 2001 wurde das Projekt Gesundheitsnetz
Donaustadt , mit dem Ziel, Erfahrungen im Bereich
der elektronischen Kommunikation zwischen den
Spitälern , niedergelassenen Ärzten und sozialen
Diensten für einen Wien -weiten Einsatz zu gewin¬
nen , abgeschlossen . Zu den wesentlichen Erfahrun¬
gen zählt , dass der Patientenbrief und der Pflege¬
bericht (im Falle einer Nachbetreuung ) zum Zeit¬
punkt der Spitalsentlassung elektronisch vorliegen
sollten und dass die Arztbriefe anstatt einer aktiven
elektronischen Übermittlung für eine elektronische
Abholung durch den befugten niedergelassenen Arzt
bereitgestellt werden sollten .Damit wird ermöglicht,
dass sich der Patient nicht zum Zeitpunkt seiner
Spitalsentlassung für einen bestimmten niederge¬
lassenen Arzt zu entscheiden braucht . Jener Arzt,
den der Patient für seine Nachbehandlung aufsucht,
kann auf den Patientenbrief elektronisch zugreifen.
Der elektronische Pflegebericht sollte vom Spital an
die MA 47 (Betreuung zu Hause ) weiterhin elektro¬
nisch übermittelt werden . Auf Grund dieser Erfah¬
rungen wird ein Roll -out -Konzept für den Wiener
Krankenanstaltenverbund erstellt.

„Wiener Ärzte ans Netz"

Das Ziel dieser Initiative zwischen der Wiener Ge¬
bietskrankenkasse ,der Wiener Ärztekammer und der
Stadt Wien ist es , die Erhöhung der EDV-Ausstat-
tung der niedergelassenen Ärzte in Wien im Hinblick
auf den Einsatz der Chipkarte , auf die Verschreibe¬
ökonomie der Medikamente und der Abrechnung der
Leistungen der niedergelassenen Ärzte zu bewirken.
Der Nutzen für die Patientinnen liegt in der Ver¬
fügbarkeit der jeweils aktuellen medizinischen
Patientendaten für die Behandlung . Im Jahr 2001
wurde zwischen den Beteiligten ein Vertrag unter¬
zeichnet , der die einzelnen Beiträge für das Projekt
regelt . Das Projekt soll im Jahr 2002 starten und

solange laufen , bis 1.000 zusätzliche Arztordi¬
nationen in der Region Wien über einen Zugang zum
Wiener Gesundheitsnetz verfügen , maximal aber
zwei Jahre.

Telearbeit

Im Jahr 2001 wurde das Versuchsprojekt „Telearbeit
im Magistrat der Stadt Wien" fortgesetzt , bei dem
insgesamt 85 Personen teilnehmen .Ziel des Projekts
ist es festzustellen , ob Telearbeit eine mögliche
Standardarbeitsform im Magistrat der Stadt Wien
werden soll . Die Stadt Wien erwartet sich vom Pilot¬
versuch Antwort auf einige Fragen:

• Kann Telearbeit im Magistrat funktionieren?
• Wenn ja , unter welchen Umständen funktioniert

Telearbeit im Magistrat?
• Welchen Nutzen hat die Telearbeit für den Ma¬

gistrat ?

Im Jahr 2001 wurden mehrere Treffen zwischen
Projektkoordinatorin ,Telearbeiterlnnen ,Vorgesetz¬
ten und der wissenschaftlichen Projektbegleitung
der Technischen Universität (TU) Wien organisiert
und durchgeführt . Die Vorarbeiten für den Ab¬
schlussbericht wurden seitens der Projektkoor¬
dination und der TU Wien in Angriff genommen.

Magistratsdirektion- Stadtbaudirektion(MD-BD)

Im Berichtsjahr erfolgte im Zuge der Neustruk¬
turierung der Magistratsdirektion die Schaffung des
Geschäftsbereichs Bauten und Technik .Der Stadt¬
baudirektor ist Leiter dieses Geschäftsbereichs so¬
wie gleichzeitig Leiter der Stadtbaudirektion , einer
Stabstelle der Magistratsdirektion . Darüber hinaus
wurden in der MD-BD Umstrukturierungen durch¬
geführt ,wobei anstelle der bestehenden 7 Dezerna¬
te nunmehr 3 Dezernate eingerichtet und zusätzlich
zu den bestehenden Geschäftsstellen die Geschäfts¬
stelle Infrastruktur und Stadtemeuerung , die Ge¬
schäftsstelle Auftragswesen , die Geschäftsstelle
Landesforstinspektion und die Leitstelle alltags - und
frauengerechtes Planen und Bauen geschaffen wur¬
den . Zur Sicherstellung der Kooperation und Koor¬
dination im technischen Bereich sind weiters 14
Erlässe an die technischen Dienststellen ergangen
sowie insgesamt 6 Projektkoordinatoren bestellt
worden.

Als Vertreter der Stadt Wien wirkte der Stadtbau¬
direktor in einem vom Bundesministerium für Ver¬
kehr , Innovation und Technologie bestellten Exper¬
tenarbeitskreis zur Generalverkehrsplanung mit,
wobei der Abschluss der Arbeiten mit Ende des Be¬
richtsjahres erfolgte.

Weiters ist der Stadtbaudirektor Vertreter Wiens bei
den Verhandlungen bezüglich der Verländerung der
Bundesstraßen sowie bei Verhandlungen mit der
ÖBB.Diesbezügliche Verhandlungen haben zum Ab¬
schluss eines Vertrages geführt , der die Lärmschutz¬
maßnahmen entlang von Bestandsstrecken der ÖBB
zum Inhalt hat und es wurde dazu in weiterer Folge
ein Lenkungsausschuss unter Vorsitz des Stadtbau¬
direktors installiert .In diesem Zusammenhang wer¬
den für die Stadt Wien relevante Projekte , wie z. B.
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Grundstückstransaktionen , Entwicklung des West¬
bahnhofs , Hauptbahnhof Wien sowie diverse
Festlegungen betreffend den Ausbau der
Schnellbahnlinien S 7 und S 80 behandelt.

Der Stadtbaudirektor hat des weiteren an der Lan¬
desbaudirektorenkonferenz in Alpbach sowie als
Vorsitzender des Fachausschusses für Bauangele¬
genheiten des Österreichischen Städtebundes an der
Frühjahrs - und Herbstsitzung teilgenommen.

Die MD-BD hat ifli Rahmen des Kontraktma¬
nagements beratende und steuernde Funktionen
wahrgenommen . Die Gruppe Hochbau und Haus¬
technik wirkte bei der Erstellung des Leistungs¬
kontraktes für die MA 25 mit , leistete wertvolle
Basisarbeiten für die künftige Entwicklung des WIM
(Wiener Immobilien Management ) durch Ausarbei¬
tung bzw .Erstellung eines Leitbildes ,Zielsetzungen,
Produkt - und Leistungskatalog , Erhebung der An¬
spruchs - und Interessentengruppen ,der Ressourcen
etc .und fungierte als Controller betreffend die Kon¬
trakte der Magistratsabteilungen 24 und 39. Die
Gruppe Baubehördliche Angelegenheiten und Um¬
welttechnik wirkte bei der Kontrakterstellung für
die Magistratsabteilungen 22 und 42 sowie bei der
Weiterentwicklung der Kontrakte der Magistratsab¬
teilungen 36 und 49 mit . Die Gruppe hat auch am
Aufbau des Berichtswesens mitgearbeitet und als
Controllingstelle die Erfüllung der abgeschlossenen
Kontrakte durch die Magistratsabteilungen 36 und
49 überprüft . Die Gruppe Tiefbau und Verkehr hat
bei der Aushandlung der Kontrakte für die
Magistratsabteilungen 29 und 31 mitgewirkt sowie
das Controlling samt dem dazugehörigen Berichts¬
wesen für den Kontrakt 2001 der Magistratsab¬
teilung 29 vörgenommen.

Im Rahmen der in der Geschäftsstelle Kommissio¬
nen des Stadtbaudirektors eingerichteten ständi¬
gen Projektkommission des Stadtbaudirektors ,die
unter Vorsitz des Stadtbaudirektors Zusammentritt,
wurden u . a . folgende Projekte behandelt:

• Kostenmanagement im Wirkungsbereich der
MD-BD, Gruppe Hochbau

• Der Cable Liner - Ergänzendes öffentliches Ver¬
kehrsmittel

Darüber hinaus wurde die Abwicklung der Arbeiten
und Sitzungen der Fachkommission „Infrastruktur"
und der „Kommission zur Optimierung des Grund¬
stücksmanagements " (KOG) koordiniert.

In den Arbeitssitzungen der Infrastrukturkom-
misson (ISK) wurden , unter dem Vorsitz des Stadt¬
baudirektors , unter anderem 34 neue Wohnbau¬
projekte (2.817 Wohneinheiten (WE)) einer Bewer¬
tung ,vor allem im Hinblick auf die Kosten der sozi¬
alen und technischen Infrastruktur , unterzogen.
Damit wurden seit der Konstituierung der ISK 421
Projekte (113.749 WE) behandelt . Mit Stand 4. Jän¬
ner 2002 sind davon 182 Bauvorhaben (47.509 WE)
fertig gestellt und 54 Projekte (11.420 WE) befinden
sich derzeit in der Realisierungsphase.

In den Arbeitssitzungen der KOG wurden unter dem
Vorsitz des Stadtbaudirektors 399 möglich erschei¬

nende Betriebsflächen (1.127,65 ha ) einer Bewertung
unterzogen . 34 Flächen (73,00 ha ), die nicht mehr als
Betriebsflächenpotential zur Verfügung standen,
wurden aus der Liste der KOG herausgenommen.
Somit verblieb ein Betriebsflächenpotential von 365
Flächen (1.054,65 ha ). Davon wurden 25 Flächen
(55,12 ha )einer betrieblichen Nutzung zugeführt .Bei
38 Flächen (87,21 ha ) ist derzeit die Umsetzung im
Gange.

Mit Stand 31. Dezember 2001 stehen für eine kurz¬
fristige Umsetzung (5 Jahre ) 142 Flächen (341,05 ha ),
für eine mittelfristige Umsetzung (10 Jahre ) 104 Flä¬
chen (302,14 ha )und für eine langfristige Umsetzung
(mehr als 10 Jahre ) 32 Flächen (198,81 ha ) als
Betriebsflächenpotential zur Verfügung.

Die Projektleitstelle befasste sich unter anderem
mit der Abwicklung von Bauprojekten in Stadt¬
entwicklungsgebieten mit der Koordination der vom
Stadtbaudirektor eingesetzten Projektverant¬
wortlichen und der Mitwirkung bei der Bereitstel¬
lung der Ressourcen für die Projektabwicklungen.
Daneben wurden verschiedene Sonderprojekte be¬
treut:

• In dem aus Mitteln der Europäischen Kommis¬
sion im Rahmen des Umweltprogramms „Life"
geförderten Projekt „RUMBA- Richtlinien für
eine umweltfreundliche Baustellenabwick¬
lung "sollen in einem kooperativen Verfahren mit
den wesentlichen Akteuren der Baubranche
Rahmenbedingungen für eine umweltorientierte
Baustellenlogistik erstellt werden . Gleichzeitig
werden mit den Projektpartnern Mischek Bau
AG, ÖKOTECHNA Entsorgungs - und Umwelt¬
technik GesmbH und Wiener Bodenbereitstel-
lungs - und Stadtemeuerungsfonds drei Demons¬
trationsvorhaben durchgeführt , die einerseits
praktische Erfahrungen an Hand von Muster¬
baustellen und andererseits den Nachweis der
Machbarkeit erbringen sollen . Erprobt werden
hiebei die Verlagerung von Baustellenverkehr
„von der Straße auf die Schiene ", Verringerung
des Mischmaterials bei den Baustellenabfällen,
Reduzierung von Staub - und Lärmbelastung,
Einsatz von Photovoltaik für den stationären
Energieverbrauch auf der Baustelle sowie Inno¬
vation bei der Materialauswahl (life cycle assess-
ment ).

• Im Berichtsjahr wurde das Projekt Judenplatz
finanziell abgeschlossen.

• Das Projekt „einfach -mehrfach " , welches auf
die Knappheit städtischer Freiräume für Jugend¬
liche reagiert , wurde infolge seines nunmehr
überwiegend operativen Charakters mit Jahres¬
ende in die MA 18 verlegt.

Der Aufgabenbereich der Gruppe Hochbau und
Haustechnik umfasste die Vorbereitung und Durch¬
führung von Wirtschaftlichkeits - und Projekt¬
besprechungen für 20 Projekte mit Bruttogesamt¬
baukosten von rund EUR 83.210 .000 .An Projektvor¬
besprechungen im städtischen Wohnbau , der
Planungskommission der Krankenanstalten und
Pflegeheime der Stadt Wien sowie der Schulraum¬
kommission wurde beurteilend teilgenommen.
Koordinierende Tätigkeiten waren sowohl bei der
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Erstellung von Bauprogrammen für den Wohnhaus-
bestand der Gemeinde Wien im Einvernehmen mit
Stadt Wien - Wiener Wohnen als auch bei der
Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für bedeuten¬
de oder dienststellenübergreifende Probleme erfor¬
derlich . Insbesondere sind hier Maßnahmen für das
zu errichtende Wohnheim Siemensstraße , die ko¬
ordinierende Tätigkeit für das Projekt Judenplatz,
die Wahrnehmung der Bauherrenaufgaben für die
Projektteile der Stadt Wien beim Museums quartier
sowie die Sanierung der Kirche am Steinhof und
die Bemühungen im Zusammenhang mit der Ver¬
mietung und Nutzbarmachung des ehemaligen Ver¬
bindungsstückes U4/U6 zu nennen.

Weiters wurde ein Verein für die Erhaltung und
Revitalisierung des Schlosses Neugebäude gegrün¬
det . In Zusammenarbeit mit der Stadtplanung wur¬
den Grundlagen für die künftige Nutzung und den
Verkauf der „Stadt des Kindes " durch einen öffent¬
lichen Wettbewerb erarbeitet.

Im Rahmen der Koordinierung und Steuerung des
Schulbauprogramms 2000 wurden weitere zwei
weitere Neubauten fertig gestellt und Schuler¬
weiterungen in Form von Zu- und Dachgeschoß¬
ausbauten übergeben . Für zwei weitere Schul¬
bauten , welche in den nächsten zwei Jahren reali¬
siert werden sollen , wurden Wirtschaftlichkeits¬
besprechungen abgehalten . Im parallel verlaufen¬
den Generalsanierungsprogramm konnten weitere
neun Schulen fertig gestellt werden . Hervorzuhe¬
ben ist die Verleihung des Bauherrenpreises an die
Stadt Wien für die Erweiterung der Schule in Wien
22., Natorpgasse 1. Im parallel verlaufenden Gene¬
ralsanierungsprogramm konnten weitere sieben
Schulen fertig gestellt werden.

Die Gruppe ist auch an der Mitgestaltung ,Entwick¬
lung und Begleitung der Bauträgerwettbewerbe für
Wohnbauvorhaben als Mitglied im Grundstücks¬
beirat beteiligt . Als Jurymitglied bei Planungs¬
wettbewerben und Gutachterverfahren zum Schul¬
bau - und Wohnbauprogramm sowie für Kinder¬
tagesheime und sonstige Nutzbauten wird die Auf¬
gabe der aktiven Mitwirkung bei der Umsetzung
der Ziele der Stadtplanung ergänzt.

Die Entwicklung qualitätssichernder Maßnahmen
in der Bauabwicklung wurde fortgesetzt , wobei u.
a . das EDV-Programm „Kostenmanagement '' entwi¬
ckelt wurde , welches über das Intranet abrufbar
ist.

Im Rahmen des Aufgabengebietes der Gruppe Tief¬
bau und Verkehr und der damit verbundenen Tä¬
tigkeiten wurden im Wesentlichen Angelegenhei¬
ten , die den Bau , die Erhaltung sowie die Verwal¬
tung von Straßen und Verkehrsbauwerken , die Ka¬
nalisation , die Wasserversorgung , die öffentliche
Beleuchtung und die Verkehrsorganisation betref¬
fen , durchgeführt . Dabei erfolgten , wie im vergan¬
genen Jahr , die Koordinierung der Baumaßnahmen
im Straßenbereich in Bezug auf eine Minimierung
der Bauzeiten sowie auf eine möglichst umfassen¬
de Information der Bevölkerung über die Bau¬
maßnahmen und den damit verbundenen Beein¬
trächtigungen sowie die Vorbereitung und Durch¬

führung der Wirtschaftlichkeitsbesprechungen für
Projekte der gruppenzugehörigen Magistratsab¬
teilungen . Im Jahr 2001 sind 32 Vorhaben mit ei¬
nem Gesamtrahmen von ca . EUR 79,285 Mio . nach
technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten
positiv beurteilt worden.

Einen hohen Stellenwert im Rahmen der Bewälti¬
gung der Aufgaben der Gruppe Tiefbau und Verkehr
hatte wie bisher die Erarbeitung von Berichten,
Stellungnahmen und Antwortentwürfen , vorwie¬
gend für die politische Ebene betreffend Angele¬
genheiten des Tiefbaus und insbesondere des Ver¬
kehrs.

Wie in den vergangenen Jahren war auch im Be¬
richtsjahr die Mitwirkung bei der Budgetplanung
(Bund , Autobahnen - und Schnellstraßen Finanzie-
rungs AG, Land , Bezirk ) der zur Gruppe gehörigen
Magistratsabteilungen ein wichtiges Betätigungs¬
feld . Hinzugekommen ist die Mitwirkung an den
umfangreichen Vorbereitungen für die für 2002
vorgesehene „Verländerung " der Bundesstraßen.

Neben Koordinierungstätigkeiten im Zusammen¬
hang mit Vorhaben der Österreichischen Bundes¬
bahnen und der Eisenbahn -Hochleistungsstrecken
AG (Flughafenschnellbahn S 7, Schalltechnische
Sanierung der Bahnstrecken in Wien , Lainzer Tun¬
nel etc .) ist auch die Mitwirkung der Gruppe bei
der Gestaltung der Förderungsbedingungen im
Arbeitskreis „Siedlungswasserwirtschaft " des
Bundes und der Länder hervorzuheben.

Die im Weiteren angeführten Tätigkeiten waren bis
30. Juni 2001 im ehemaligen Dezernat 1 angesie¬
delt und sind in der Folge der Umstrukturierung
der MD-BD ab 1. Juli 2001 an die Gruppe Tiefbau
und Verkehr übergegangen.

In den Stadterweiterungsgebieten (ca . 6.503 Wohn¬
einheiten )wurden im Berichtsjahr entsprechend den
politischen Zielsetzungen die Planung und Umset¬
zung der technischen Infrastrukturmaßnahmen ein¬
schließlich der Budgetvorsorge entsprechend koor¬
diniert , d . h . dass zum Zeitpunkt der Besiedelung
der Wohnungen die öffentliche Ver- und Entsorgung
sowie die Straßen vollständig zur Verfügung stehen.
In vierteljährlich anberaumten Besprechungen wur¬
de die zweckgebundene Verwendung der Budgetan¬
sätze kontrolliert . Für künftige Stadterweiterungs¬
projekte wurde der fehlende Infrastrukturbedarf
erhoben und alle Maßnahmen für die Errichtung
öffentlich gewidmeter Verkehrsflächen koordiniert.

Die Überplattung der Autobahn A 23 - Südost¬
tangente auf ca. 200 m (Absbergtunnel ) im 10. Be¬
zirk wurde Anfang Mai 2001 begonnen - die vor¬
aussichtliche Fertigstellung erfolgt Ende Novem¬
ber 2002 . Eines der wesentlichsten Projekte , und
zwar die Wohnhausanlage 11., „Gasometer Sim¬
mering " konnte mit 30. August 2001 abgeschlos¬
sen werden . Weiters wurde für die zu realisieren¬
den Stadterweiterungsgebiete die Koordination des
Bedarfs und Verfolgung des zeitlichen Ablaufs des
Grunderwerbs für gewidmete Verkehrsflächen un¬
ter Beiziehung der Rechtsdienststellen in geson¬
derten Besprechungen durchgeführt.
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Für die Standortüberlegungen zu „Wohnen im Grü¬
nen " wurden 21 Projekte kostenmäßig perlustriert
und eine Neubewertung vorgenommen . Für die
Infrastrukturkommission wurde der Anteil der tech¬
nischen Aufschließung für 34 Stadtentwicklungs¬
projekte (ca . 2.817 Wohneinheiten ) bearbeitet - wei¬
tere 46 Wohnbauprojekte mit 9.451 Wohneinheiten
befinden sich in der Realisierungsphase.

Über die weitere „städtebauliche Entwicklung des
Nordbahnhofgeländes " sowie die Abstimmung des
erforderlichen Planungsablaufs in Abhängigkeit zu
den Vertragsverhandlungen über die Grundstücke
für Schule und Park wurden intensive Gespräche
mit den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) ge¬
führt . Ein Konzept für einen Vertrag zwischen den
ÖBB und der Stadt Wien ist derzeit in Ausarbei¬
tung . Zur Erstellung eines generellen Straßenpro¬
jektes für die Erschließung der Gesamtfläche wur¬
de ein Planungsbüro extern beauftragt.

Im Bereich „Wien Mitte " wurde mit dem Bau des
City Towers Vienna an der Marxergasse und dem
Umbau der Schnellbahnstation begonnen.

Der Spatenstich für die geplante Bundesstraße 301
hat am 25. Oktober 2001 stattgefunden . Die Erfor¬
dernisse Wiens für die Anschlussstellen konnten
abgeklärt werden.

Die Voraussetzungen für eine weitere Verbauung im
Bereich der Donau -City konnten abgeklärt und mit
dem Bau auf dieser Fläche bereits begonnen werden.

Die Gruppe Planung war verantwortlich für die in¬
haltliche und organisatorische Koordination der
Vorbereitungsarbeiten für die aus verwaltungs¬
ökonomischen Gründen erfolgte Zusammenlegung
der drei Stadtteilplanungs - und Flächennutzungs¬
abteilungen (MA 21A, MA 21B, MA 2IC ) auf zwei
Abteilungen mit 1. Jänner 2002.

Ein weiterer Schwerpunkt der Gruppe Planung im
Sinne der strategischen Steuerung war die Vorbe¬
reitung und Einleitung der Koordinationstätigkeit
des im Jahr 2000 fertig gestellten „Strategieplans
für Wien "mit dem Titel „Qualität verpflichtet - In¬
novation für Wien ". Der Strategieplan umfasst 33
Projekte und legt die strategischen Ziele für die
Entwicklung Wiens in den nächsten 10 bis 20 Jah¬
ren fest , behandelt Themen wie die Rolle Wiens in
Europa , in einer zukünftig grenzüberschreitenden
Europaregion , die Profilierung Wiens als Wirt¬
schaftsstandort sowie die Weiterentwicklung Wiens
als Stadt des Ausgleichs , als Stadt mit hoher Le¬
bens - und Erlebnisqualität und des Zentrums des
Wissens und der Kultur . Im Oktober 2001 wurde
eine Koordinationsstelle unter Leitung des Be¬
reichsdirektors für Stadtplanung eingerichtet ,wel¬
che die sukzessive Umsetzung der im Strategieplan
definierten strategischen Projekte in den nächsten
drei Jahren vorantreiben soll . In den Umsetzungs¬
prozess sind Vertreterinnen aller Geschäftsgruppen
eingebunden.

Unter Mitwirkung der Gruppe Planung wurde ein
Entwurf zu einem „Hochhauskonzept für Wien"

erarbeitet , in dem Richtlinien und Kriterien enthal¬
ten sind , die künftig für die Errichtung von Hoch¬
häusern in Wien gelten sollen . Dieser Entwurf soll
2002 einem politischen Beschluss zugeführt wer¬
den.

Weiters nahm die Gruppe Planung eine koordinie¬
rende Rolle im Zusammenhang mit der städtebau¬
lichen Weiterentwicklung von maßgeblichen Bahn¬
hofsarealen und -projekten ein . Dies betrifft bei¬
spielsweise den projektierten Hauptbahnhof Wien
(neuer zentrumsnaher Durchgangsbahnhof mit
Fern - und Nahverkehrsteil im Bereich des derzeiti¬
gen Süd - bzw . Ostbahnhofes ) sowie das Areal des
Westbahnhofs und den Bahnhof Wien Nord .Für die
beiden letztgenannten wurden gemeinsam mit den
ÖBB städtebauliche Wettbewerbe vorbereitet bzw.
eingeleitet.

Mitte 2001 nahm unter Vorsitz des Gruppenleiters
die neue „Kommission für Parkraummanage¬
ment ", in der - unter Mitwirkung sämtlicher Be¬
zirksvorstehungen - weiterführende Maßnahmen
zur Verbesserung der Parkraumsituation in Wien
beraten werden sollen , ihre Arbeit auf.

Mit den Ländern Niederösterreich und Burgenland
wurde ein Forderungskatalog bezüglich des weite¬
ren Ausbaues der Eisenbahninfrastruktur in der
Region Wien erarbeitet.

Unter Mitwirkung der Gruppe Planung wurde das
Verfahren „Strategische Umweltprüfung Ent¬
wicklungsraum Nord -Osten Wiens " („SUPer
NOW") mit dem Ziel verschiedene Szenarien einer
umweltverträglichen und nachhaltigen Raum - und
Verkehrsentwicklung im 21. und 22. Bezirk zu ent¬
wickeln und hinsichtlich ihrer ökologischen , öko¬
nomischen und sozialen Auswirkungen zu unter¬
suchen und zu vergleichen , im Oktober 2001 gestar¬
tet.

Darüber hinaus wurde im Jänner 2001 das „Me¬
diationsverfahren Flughafen Wien " gestartet.
Gegenstand dieses Verfahrens sind die gegenwär¬
tigen Auswirkungen des Flughafens Wien , sowie
dessen wesentliche umweltrelevanten Projekte und
Ausbauvorhaben und deren Auswirkungen . In ei¬
nem fairen Verfahren sollen einvemehmliche Lö¬
sungen erarbeitet werden , die zum Ziel haben , die
Belastung durch den Flugverkehr für die betroffe¬
ne Bevölkerung akzeptabel zu gestalten . Die Grup¬
pe Planung vertritt in diesem Mediationsverfahren
die Interessen des Landes Wiens.

Die Gruppe Baubehördliche Angelegenheiten und
Umwelttechnik hat im Zuge der Koordination der
Magistratsabteilungen 36 und 37 die einheitliche
Handhabung der bau - und gewerberechtlichen so¬
wie der feuerpolizeilichen Vorschriften sicherge¬
stellt . Sie hat auch Entscheidungen der Bauober¬
behörde hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf bau¬
behördliche Verfahren überprüft und dazu eine
Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung der wesentlichs¬
ten Bauoberbehördenentscheidungen und Erstel¬
lung einer Wissensdatenbank in der Magistratsab¬
teilung 37 geleitet . In Arbeitsgesprächen „Bau¬
behörde - Planung " wurden Bauansuchen , die den
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Bebauungsbestimmungen nicht vollständig ent¬
sprechen , sowie Großbauvorhaben und besonders
schwierige Bauvorhaben erörtert und einer Ent¬
scheidung zugeführt . Die Gruppe hatte auch die
Federführung bei Koordinationsgesprächen der
Baubehörde mit der Kammer der Architekten und
Ingenieurkonsulenten sowie mit der Wirtschafts¬
kammer Wien - Landesinnung Wien der Baugewer¬
be . Mitarbeiter der Gruppe haben als Vertreter der
Stadt Wien im Vorstand bzw . als Bauordnungs¬
experte im Österreichischen Institut für Bautechnik
mitgewirkt.

Im Rahmen der Koordination der umwelttech¬
nischen Magistratsabteilungen 42 , 45 , 48 und 49
hat die Gruppe dafür Sorge getragen , dass Maß¬
nahmen und Projekte nach einheitlichen und wirt¬
schaftlichen Grundsätzen durchgeführt werden.
Mitgewirkt wurde insbesondere bei der technischen
und budgetären Koordination der Projekte Wiental
und Liesingtal , bei der Forcierung der Altlast¬
sicherungsprojekte „Siebenhirten ", „Lobau " und
„Mobil ",bei der Erneuerung von betrieblichen Ein¬
richtungen der Dienststellen , bei der Gewässer¬
vernetzung Lobau -Donau , bei der Beratung von
Entsorgungsproblemen , bei Altlastenerkundungs¬
und Sanierungsfragen , bei der Realisierung eines
Abfallwirtschaftsplans , bei Fragen der Kompos¬
tierung und bei Fragen im Zusammenhang mit der
nachhaltigen Sicherstellung des Wiener Trink¬
wasserhaushalts sowie beim Projekt „Ökokauf '.
Mitarbeiter der Gruppe haben als Vertreter der
Stadt Wien im Vorstand des Österreichischen Bau¬
stoff -Recycling Verbandes mitgewirkt.

Die Gruppe hat auch an Sitzungen des Kontrollaus-
schusses und der Gemeinderatsausschüsse Umwelt
bzw .Wohnen ,Wohnbau und Stadterneuerung teil¬
genommen , und die jeweiligen amtsführenden
Stadträte in Fachfragen der Umwelttechnik , Ge¬
werbetechnik und der Baubehörde beraten.

Weiters hat die Gruppe die Koordination der Kom¬
mission zur Beratung der grundstücksverwal¬
tenden Dienststellen hinsichtlich der Eignung städ¬
tischer Objekte für die Errichtung von Mobilfunk¬
sendeanlagen , deren Vorsitzender der Herr Stadt¬
baudirektor ist , übernommen.

Der Aufgabenbereich des Dezernats 1 umfasst die
allgemeinen und EU-Angelegenheiten sowie die
technische Fachaufsicht und das Prüfungswesen.
Betreffend den Themenkreis „Europäische Union"
waren neben den Stellungnahmen der technischen
Dienststellen zu den vom Bund bzw . von den Län¬
dern im Hinblick auf die Umsetzung von EU-Richt-
linien verfassten Gesetzes - bzw . Verordnungs¬
entwürfen u .a. auch Stellungnahmen zu koordinie¬
ren , die auf Grund von einzelnen , spezifischen EU-
Richtlinien abzugeben waren . Darüber hinaus er¬
folgte die Mitwirkung in den Beiräten zu den EU-
Förderprogrammen Ziel 2 und Urban II.

Die in Vereinen und Institutionen im In - und Aus¬
land nominierten Vertreterinnen der technischen
Dienststellen wurden evidentgehalten .Hinsichtlich
des Österreichischen Normungsinstituts wurde
auch die Delegierung der Bediensteten durch das

Dezernat 1wahrgenommen .Weiters wurden die von
den Fachabteilungen des technischen Bereichs ab¬
gegebenen Stellungnahmen zu den zum Einspruch
aufgelegten ÖNORMEN zusammengefasst und
nach gegebenenfalls notwendiger Koordinierung di¬
vergierender Stellungnahmen an das Österreich¬
ische Normungsinstitut herangetragen.

Die Diensteinteilung und Organisation bzw . fach¬
liche Betreuung für die Veranstaltungsstätten-
aufsichts - und Permanenzdienste wurde wahrge¬
nommen , wobei seit 1. Oktober 2001 auch der ju¬
ristische Permanenzdienst durch das Dezernat 1
betreut wird und dieser nunmehr gemeinsam mit
dem technischen Permanenzdienst als Permanenz¬
dienst der Magistratsdirektion geführt wird.

Ein weiterer Tätigkeitsbereich des Dezernats 1 lag
in der Abnahme von Befähigungsprüfungen u . a.
für das Bau -, Elektro - und Installationsgewerbe.
Weiters wurden auch Ziviltechnikerprüfungen ab¬
gehalten.

Seit 1. Juli 2001 wird vom Dezernat 1 die Techni¬
sche Fachaufsicht durch Mitwirkung bei der
Dienstaufsicht über das dem Bereich Bauten und
Technik zugewiesene technische Personal wahrge¬
nommen . Davor wurden diese Agenden vom ehe¬
maligen Dezernat 6 wahrgenommen , welches seit
1. Juli 2001 in das Dezernat 1 integriert ist.

Zu den Aufgaben zählen u . a . die Mitwirkung bei
der Besetzung freier Dienstposten und bei der Be¬
setzung höherwertiger Dienstposten (Funktionen)
im Sinne des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes,
sowie die Mitwirkung bei der Schaffung ,Streichung

. und Bewertung von Dienstposten und bei in die¬
sem Zusammenhang gemeinsam mit der Magis¬
tratsdirektion - Interne Revision und Personal¬
ressourcensteuerung durchzuführenden Revisio¬
nen.

Weiters wurden Anträge auf Förderungen vor¬
bearbeitet und dem Stadtbaudirektor zur Entschei¬
dung vorgelegt . Dem Dezernat 1 obliegen auch die
Erledigungen von Personalangelegenheiten für
sämtliche Mitarbeiterinnen der MD-BD, wie z. B.
Anträge auf Förderungen , auf Zuerkennung von
Zulagen , auf Besetzungen höherwertiger Dienst¬
posten (Funktionen ) im Sinne des Wiener Gleich¬
behandlungsgesetzes , etc.

Das Dezernat 2 der MD-BD ist für die grundsätzli¬
chen Angelegenheiten der Koordination sämtlicher
EDV-Aktivitäten sowie für die Organisation von
Verwaltungsvorgängen im technischen Bereich zu¬
ständig und unterstützt die technischen Dienststel¬
len beim Einsatz moderner Arbeitsmethoden und -
techniken , insbesondere auch hinsichtlich Projekt¬
management und „New Public Management ". Im
Jahr 2001 wurden insbesondere bei folgenden Pro¬
jekten bedeutende Entwicklungsschritte gesetzt:

• Informationssystem Bauen (ISBA): Die bei der
Stadt Wien verwendeten Leistungs¬
beschreibungen wurden im Internet allen Inte¬
ressierten zugänglich gemacht . Den Unterneh¬
mern wird damit die Grundlage für eine Vorkal-

44



kulation geboten . Weiters wurden zur vertief¬
ten Angebotsbeurteilung zusätzliche Auswer¬
tungsmöglichkeiten entwickelt.

• Ausschreibungsbekanntmachungen im Inter¬
net : Zu den seit Frühjahr 2000 im Internet an¬
gebotenen Bekanntmachungen von Offenen Ver¬
fahren wurden die organisatorischen Rahmen¬
bedingungen abgeklärt und die EDV-Umsetzung
betrieben , um zukünftig auch die Ausschrei¬
bungsunterlagen selbst zum Download anbie¬
ten zu können.

• Public -Private -Partnership (PPP): Zur Unter¬
stützung und Förderung von PPP wurden Rah¬
menbedingungen und zu berücksichtigende As¬
pekte erörtert . Ziele sind die Schonung der Res¬
sourcen der Stadt Wien , die Erhöhung der Inno-
vations - und Breitenwirkung von Projekten so¬
wie die Schaffung eines diesbezüglichen Zu¬
sammenarbeitsklimas.

Die Geschäfte des Dezernats 3 umfassen folgende
Aufgabengebiete:

• Prozessunabhängige Querschnittsprüfung von
städtischen Planungen und Bauvorhaben im
Hinblick auf ihre ordnungsgemäße Abwicklung
in funktioneller , wirtschaftlicher und termin¬
licher Hinsicht

• Durchführung von Einzelprüfungen in konkre¬
ten Anlassfällen

• Erstellung von Vorschlägen an den Stadtbau¬
direktor zur Beseitigung allfällig festgestellter
Mängel und Optimierung der Vorgangsweisen
bei der Planung und Abwicklung städtischer
Bauvorhaben

• Evaluierung von Mängelmeldungen der Dienst¬
stellen bei der Auftragsabwicklung im Zusam¬
menhang mit Eintragungen in den Auftragneh-

# merkataster Österreich
• Sammlung und Bewertung von Informationen

hinsichtlich schwerer Verfehlungen von Unter¬
nehmen in deren beruflicher Tätigkeit im Rah¬
men der Leistungserbringung für die Stadt Wien
sowie Beantragung der Genehmigung durch den
Stadtbaudirektor zur Eintragung bzw . Aufhe¬
bung (nach Setzung vertrauensbildender Maß¬
nahmen ) von Statushinweisen im Auftragneh¬
merkataster Österreich

• Koordination des weiteren Aufbaus sowie die
Durchführung des Konzerncontrollings

• Aufbau und Wahrnehmung des MD-BD internen
Controllings (Zentrales Controlling ).

Im Berichtsjahr konnten insgesamt 123 Projekte
geprüft werden , deren Investitionsvolumen ca .EUR
145 Mio . umfasst . Darüber hinaus wurden in eige¬
nen Prüfgängen die Gebarung mit Bestellscheinen,
der Vollzug der Dienstanweisung für Bauaufsicht
(DAB) sowie die Einhaltung des Erlasses MD-BD -
6114/99 (Vergabereferenten bzw . Vergabereferate)
einer Betrachtung unterzogen . Die von den Prüf¬
teams festgestellten Abweichungen stellen die Ba¬
sis für das anschließende Risikomanagement dar.
Start der Pilotierungsphase zur Implementierung
von QM-Systemen in der MA 28 und der MA 42 .Um
den Implementierungsprozess zu gewährleisten,
wurden den o.a .Abteilungen je ein Mitarbeiter des
Dezernates 3 dienstzugeteilt.

Beginn der Konzeptionierungsphase eines einheit¬
lichen Datenbanksystems mit dem Ziel der Zusam¬
menfassung von Datenbeständen aus verschiede¬
nen EDV-Applikationen , wie z.B. aus dem Bestell¬
client der MA 6 oder aus dem Rechnungsarchi¬
vierungssystem PAM-Storage , zur Erkennung von
Projektveränderungen.

Im Rahmen der mit Wirksamkeit 1. Juli 2001 er¬
folgten Umstrukturierungen der MD-BD ging u . a.
aus dem bisherigen Dezernat 2 - Stadtemeuerung,
Bauvorbereitung und Baukoordinierung die Ge¬
schäftsstelle Infrastruktur und Stadterneuerung
hervor.

Die der nunmehrigen Geschäftsstelle übertragene
Aufgabe der Sicherstellung der sozialen Infrastruk¬
tur sowie die Koordination der dafür zuständigen
Dienststellen in sachlicher , räumlicher und zeitli¬
cher Hinsicht wurde auch im Berichtsjahr im Rah¬
men der ISK fortgesetzt .Sowohl für das modifizierte
Programm „Neue Siedlerbewegung " als auch für
eine Reihe größerer ,mittellängerfristig wirksamer
städtebaulicher Entwicklungen wurden die jewei¬
ligen Versorgungspotenziale und Erfordernisse
dargestellt . In Zusammenwirken mit MA 11A und
MA 18 wurden Aspekte zur Bedarfseinschätzung
von Betriebskindergärten erarbeitet.

Im Zuge der Steuerung von Stadterneuerungs¬
prozessen durch die Geschäftsstelle stand die Si¬
cherung der hohen Qualitätsstandards bei der Er¬
neuerung innerstädtischer Bereiche im Mittelpunkt.
Die Weiterentwicklung vorhandener Instrumente
im legistischen und im Förderungsbereich sowie
von Stadtteilmanagementstrukturen wurde initi¬
iert , zentral gesteuert und begleitet . Das Modell
„Blocksanierung "wurde gemeinsam mit dem Wie¬
ner Bodenbereitstellungs - und Stadterneuerungs¬
fonds (WBSF) und den Stadtplanungsabteilungen
weiterentwickelt und neue Beurteilungskriterien in
der Wiener Wohnbauförderungs - und Wohnhaus¬
sanierungsgesetz (WWFSG )-Kommission einge¬
führt . Im Rahmen der inhaltlichen Lenkung und
Aufgabensteuerung der Gebietsbetreuungen wur¬
de die Umsetzung der Ergebnisse der Aufgaben¬
evaluierung weitergeführt.

Zu den der Geschäftsstelle zugewiesenen Aufgaben
gehört auch das Betreiben von Maßnahmen zur
Förderung von Garagenprojekten , die Koordi¬
nierung von Park & Ride -Anlagen und die Erar¬
beitung des Garagenprogramms . Im Berichtsjahr
wurde eine gewerbliche Garage (201 Stellplätze)
fertig gestellt . 14 Garagen (insgesamt rund 3.900
Stellplätze ) sind in Bau bzw . wurden bis zur Bau¬
reife vorbereitet . Für 19 weitere Standorte (ins¬
gesamt ca . 3.700 Stellplätze ) wurden Planungs¬
überlegungen eingeleitet.

Eine Park & Ride - Anlage (186 Stellplätze ) ging in
Betrieb . Für weitere 15 Standorte (insgesamt rund
9.500 Stellplätze ) wurden Planungsüberlegungen
weiterverfolgt bzw . stehen in Diskussion . Im Juli
des Berichtsjahres wurde im Auftrag des Stadtrats
für Stadtentwicklung und Verkehr die Kommissi¬
on für Parkraum -Management , unterstützt durch
3 Arbeitsgruppen , eingerichtet , wobei der Ge-
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schäftsstelle Infrastruktur und Stadtemeuerung
die Leitung der Arbeitsgruppe „Garagenbaupro¬
gramm "übertragen wurde .Als Schwerpunkt der Be¬
arbeitung konnte im Berichtsjahr eine Modifi¬
zierung des „Wien -weiten Sonderprogramms zur
Garagenförderung " (Volksgaragen ) innerhalb der
Arbeitsgruppe erfolgreich zum Abschluss gebracht
werden.

Im Rahmen der federführend betriebenen Grund¬
stücksbesprechungen wurde in Liegenschafts - und
Immobilienangelegenheiten zwischen den strate¬
gischen und den operativen Ebenen wechselseitig
agiert , um stadtenwicklungspolitische und ökono¬
mische Interessen und Zielsetzungen abzuwägen
und zu einem einvemehmlichen , optimalen Ergeb¬
nis zu führen.

Im Berichtsjahr wurden zu insgesamt 21 beantrag¬
ten Raumprogrammen städtischer Dienststellen
Raumprogrammvorbesprechungen und Raum¬
programmbesprechungen - letztere unter Vorsitz
des Stadtbaudirektors - durchgeführt . Darüber hi¬
naus wurde an der Erstellung von Standardraum¬
programmen des KAV mitgewirkt , sowie eine Rei¬
he von Sonderprojekten ,wie z.B.Islamischer Fried¬
hof und Chinesisches Kulturzentrum ,federführend
koordiniert.

Im Rahmen der aus dem ehemaligen Dezernat 4
hervorgegangenen Geschäftsstelle Auftragswesen
wurden die Arbeiten an den Erlassentwürfen auf
Basis der ÖNORMEN-Generation 2000 für folgen¬
de Bestimmungen abgeschlossen:
• Allgemeine Angebotsbestimmungen für materi¬

elle Leistungen
• Allgemeine Angebotsbestimmungen für imma¬

terielle Leistungen
• Allgemeine Vertragsbestimmungen der Stadt

Wien für Leistungen
• Allgemeine Vertragsbestimmungen der Stadt

Wien für Bauleistungen
• Allgemeine Vertragsbestimmungen der Stadt

Wien für immaterielle Leistungen

Weiters erfolgte die Mitwirkung im Beratungs-
gremium der öffentlichen Auftraggeber zur Durch¬
führung von Preisberichtigungen im Bundes¬
ministerium für Finanzen ,wobei die Geschäftsstel¬
le Auftragswesen wesentlichen Anteil an der Erzie¬
lung vertretbarer Ergebnisse hatte . Die Grund¬
lagenentwicklung zur Führung von Baupreisspei¬
chern auf Basis standardisierter Leistungsbe¬
schreibungen wurde abgeschlossen . Des Weiteren
wurden die Verständigungen über Insolvenzen von
Auftragnehmern der Stadt Wien ,bedingt durch die
Ausgliederung des Auftragnehmerkatasters , zentral
durch die Geschäftsstelle fortgeführt.

Die weiteren Aufgabenbereiche umfassten die Füh¬
rung eines Verzeichnisses geeigneter Befugter zur
Überprüfung intern erstellter Ausschreibungsun¬
terlagen , Intensivierung und Ausdehnung der
Beratungstätigkeit auf alle Dienststellen , welche
Vergaben durchzuführen haben und die Mitwir¬
kung an Schulungsprogrammen für das Vergabe¬
wesen der Magistratsdirektion -Verwaltungsaka¬
demie.

Die Leitstelle alltags - und frauengerechtes Planen
und Bauen setzte einen Arbeitsschwerpunkt in der
Weiterführung des Strategischen Projekts „Ge¬
schlechtssensible Kinder- und Jugendspielplätze,
Sport - und Parkanlagen ". Durch einen Expert¬
innenarbeitskreis „Geschlechtssensible Parkge¬
staltung "aus Planerinnen und Jugendpädagoglnnen
wurde ein Kriterienkatalog aus den bisher vorlie¬
genden Erfahrungen erstellt .Für die weitere Vertie¬
fung wurde eine Gestaltungsanalyse von 14 bereits
realisierten Parkanlagen beauftragt , die die Grund¬
lage für eine Nutzungsbeobachtung der interessan¬
testen Elemente und damit auch für eine Evaluierung
des Kriterienkataloges darstellt . Betreffend zweier
Mädchenbeteiligungsprojekte im 2.Wiener Gemein¬
debezirk wurden in Zusammenarbeit mit der MA 42
die konkreten Planungsarbeiten begleitet.

Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt stellte das The¬
ma Gender Mainstreaming in der Planung dar.
Hier wurde für das Planungs - und Verkehrsressort
ein Konzept für einen „Gender -Musterbezirk " erar¬
beitet . 19 interessierten Bezirken soll Kartenma¬
terial und Beratung zur Entscheidungsfindung im
Sinne des Gender Mainstreaming zur Verfügung
gestellt werden . Für eine vertiefte Erprobung des
Gender Mainstreaming im Sinne einer umfassen¬
den und flächendeckenden Berücksichtigung bei
Planungen und bei der Entscheidungsvorbereitung
wurde die Vorgangsweise für einen Pilotbezirk aus ¬
gearbeitet.

Im Berichtsjahr wurden weiters 41 zur Förderung
eingereichte Wohnbauprojekte mit ca . 2.731 Woh¬
nungen für den Grundstücksbeirat des WBSF ge¬
prüft und statistisch ausgewertet.

Mitwirkung vom 1. Juli 2001 wurden die hoheitli¬
chen Agenden aus der MA 49 - Forstamt und Land¬
wirtschaftsbetrieb ausgegliedert und als Ge¬
schäftsstelle Landesforstinspektion in der MD-
BD eingerichtet . Die Hauptaufgaben der Geschäfts¬
stelle umfassen in Amtssachverständigentätig¬
keiten Angelegenheiten der Forstwirtschaft , der
Jagd , der Fischerei und des Baumschutzes , wobei
die Haupttätigkeit in der Begutachtung von Ro¬
dungsansuchen , in der Waldfeststellung ,periodisch
in der Festlegung der Eigenjagd - und Gemeinde¬
jagdgebiete und der Fischereireviere im Bundesland
Wien und in der Begutachtung der von der MA 42
gestellten Baumfällungsansuchen besteht . Ein wei¬
terer Schwerpunkt liegt in der laufenden Kontrolle
des Waldzustandes.

Magistratsdirektion- Auslandsbeziehungen(MD-AB)

Kemaufgaben der MD-AB waren auch 2001:

• die Koordination unterschiedlichster Dienststel¬
len bei internationalen Auftritten

• die Wahrnehmung Wiener Interessen bei Städte¬
netzwerken und Kongressen

• die Betreuung der in Wien ansässigen Interna¬
tionalen Organisationen und Internationalen
Nichtregierungsorganisationen

• die Abwicklung der Auslandshilfe der Stadt Wien
(seit 1. Juli 2001).
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Neben all diesen Aufgaben ist die MD-AB auch
Servicestelle für die unterschiedlichsten Anliegen
der Dienststellen , ausländischer Besucher und In¬
stitutionen.

2001 sind in der MD-AB 2.643 Schriftstücke einge¬
laufen und 1.533 schriftliche Äußerungen (Auslauf)
wurden versandt.

Koordination bei internationalen Auftritten

Schwerpunktveranstaltungen

Im Jahr 2001 wurden die Schwerpunkte bewusst
auf die Nachbearbeitung von bereits in den Vor¬
jahren ausgesuchten Destinationen gelegt .Die MD-
AB koordinierte Veranstaltungen der MD-BD, MA
7, MA 18, MA 53, des WWFF, des WTV, der Wiener
Wirtschaftskammer und des Museumsquartiers an
den Schwerpunktdestinationen Tokyo, Warschau
und Frankfurt.

Vom 14. bis 17. Mai 2001 fanden in Tokyo Touris¬
musworkshops , eine Präsentation des Museums¬
quartiers , eine WIEN PRODUCTS-Präsentation und
Wirtschaftsworkshops statt.

In Warschau fanden vom 20. bis 21. Oktober 2001
„Wien-Tage" statt . Diese wurden durch Planungs¬
stadtrat DI Rudolf Schicker mit der Eröffnung der
Architekturausstellung „Wien , Stadterhaltung -
Stadtemeuerung "eingeleitet .Ein weiteres Highlight
war die von Kulturstadtrat Dr. Andreas Mailath-
Pokorny präsentierte Kunstausstellung „Gefesselt¬
entfesselt . Österreichische Kunst des 20. Jahrhun¬
derts ". Der politisch -diplomatische Höhepunkt der
„Wien-Tage" in Warschau war die Unterzeichnung
der Städtekooperation Warschau - Wien durch die
Bürgermeister Mag.Pawel Piskorski und Dr.Michael
Häupl . Inhalt dieser gemeinsamen Erklärung war
die Übereinkunft der künftigen regen Zusammenar¬
beit in den Bereichen Europäische Integration,
Straßenbau ,Kultur und Umweltschutz .Eine Abend¬
gala im Sheraton Hotel sowie eine Matinee in der
Galerie Porczynski rundeten das Festival ab.

In Frankfurt hat sich die Stadt Wien am 15. Novem¬
ber 2001 als Wirtschaftsstandort und Tourismus¬
metropole präsentiert .Neben einer medialen Vorstel¬
lung des neu eröffneten Wiener Museumsquartiers
wurde das dichte Programm mit einer Wien -Show
in Anwesenheit von Vizebürgermeister Dr. Sepp
Riederund dem Präsidenten der Wirtschaftskammer
Wien Komm.Rat Walter Nettig abgerundet.

Koordinierte Aktivitäten

Mit „Koordinierten Aktivitäten " (Destinationen an
denen mehr als eine Aktivität stattfindet ) war die
Stadt Wien in Leipzig (13.- 16. März 2001), Cannes
(14.- 17. März 2001), Athen (20. März 2001), New
Delhi/Bombay (16.- 24. März 2001), Belgrad (19.- 20.
April 2001),Krakau (24.- 26.April 2001), Los Angeles
(12.- 14.Juli 2001),Tokyo (30.September - 3. Oktober
2001),Hongkong (4.- 7.Oktober 2001), San Francisco
(23.- 26.Oktober 2001),Los Angeles (26.Oktober 2001)
und Bangkok (28.- 30. November 2001) präsent.

Städtekooperationund Städtenetzwerke

Städte Europas - Die Rolle der Hauptstädte im EU-
Beitrittsprozess

Auf Initiative der Bürgermeister der Städte Berlin
und Wien , Klaus Wowereit und Dr. Michael Häupl,
wurden die Bürgermeister der Hauptstädte der EU-
Beitrittskandidatenländer zur Konferenz „Städte
Europas - Die Rolle der Hauptstädte im EU-Bei-
trittsprozess " eingeladen . Gemeinsam wollen die
Bürgermeister eine einheitliche Positionierung der
Städte im Rahmen des EU-Beitrittsprozesses errei¬
chen . Weiters wurden konkrete Erfahrungen beim
Lukrieren von EU-Fördermitteln oder im Umsetzen
von New Public Management -Strategien ausge¬
tauscht . 2002 werden Folgekonferenzen in Prag und
Berlin stattfinden.

3. Donaukonferenz

Im April war Wien Veranstaltungsort der 3. Donau¬
konferenz mit dem Schwerpunkt Schifffahrt . In Zu¬
sammenarbeit des Managements für den Paneuro-
päischen Verkehrskorridor VII - Die Donau , dessen
Vorsitz Wien inne hat , der ARGE Donauländer , der
"via donau " - Donau Transport Entwicklungs-
GesmbH , der internationalen Touristischen Werbe¬
gemeinschaft Die Donau , der Vienna International
Council (VIC) und des Institutes für den Donaura¬
um und Mitteleuropa (IDM)u.v. a .wurden im Wiener
Rathaus internationale Entscheidungsträger aus
Politik , Schifffahrt , Logistik , Transportwirtschaft,
Industrie , Tourismus und Verwaltung mit großem
Erfolg zusammengeführt .Eine branchenspezifische
Ausstellung in der Volkshalle und das Publikums¬
event „Schifffahrt zum Anfassen " auf dem Wiener
Rathausplatz ergänzten das sehr gut besuchte Pro¬
gramm.

Parlamentspräsidentinnenkonferenzen

Vom 19. bis 21. Februar 2001 fand in Wien die 2.
Konferenz der Parlamentspräsidentinnen der Haupt¬
stadtregionen in der Europäischen Union statt , bei
der u . a. die Anforderungen an die Planung und Ent¬
wicklung der Hauptstadtregionen im Hinblick auf
Integrationsangelegenheiten ausführlich diskutiert
wurden.

Die Erweiterung der Europäischen Union und eine
entsprechende Entschließung war nur eines der The¬
men bei der Gemeinsamen Konferenz der Prä¬
sidentinnen der Landesparlamente der Bundes¬
republik Deutschland , der Republik Österreich so¬
wie Südtirols vom 2. bis 4. Mai 2001 in Wien.

Internationale Organisationen und Nichtregie¬
rungsorganisationen in Wien

Vienna Service Office im Vienna International Cen¬
tre

Für die in Wien ansässigen Internationalen Organi¬
sationen (IOs)und Internationalen Nichtregierungs¬
organisationen (INGOs) ist die MD-AB Ansprech¬
partner der Stadt Wien . Die wohl bedeutendste In-
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temationale Organisation in Wien ist die UNO. Ne¬
ben New York und Genf ist Wien Hauptquartier der
Vereinten Nationen (UN).

Aus diesem Grund hat die MD-AB ein Vienna Ser¬
vice Office (VSO) im Vienna International Centre ein¬
gerichtet . 2001 wurde dieses Büro neu besetzt und
eine Öffentlichkeitsinitiative zur besseren Vermark¬
tung und Bewerbung gestartet . Schwerpunkt der
Arbeit im VSO ist die individuelle Beratung bei Fra¬
gen und persönlichen Problemen der Mitarbei¬
terinnen der UNO in Zusammenhang mit ihrem Auf¬
enthalt in Wien . Großes Echo fand der Hospitality
Aftemoon im Herbst 2001 . Seitdem wird das VSO
mit steigender Frequenz besucht , die neu gestartete
PR-Offensive und die - so wichtige — Mundpropa¬
ganda zeigten den gewünschten Erfolg.

Vienna Civil Society Award

2001 fand im Wiener Rathaus wieder die Verleihung
des Vienna Civil Society Award statt . Der UN Vienna
Civil Society Award wurde 1999 gestiftet und erstmals
vergeben .Er unterstreicht die Arbeit des Wiener UN-
Büros für Drogenkontrolle und Verbrechens¬
bekämpfung und dient der Anerkennung außerge¬
wöhnlicher Initiativen und Projekte in diesem Bereich.
Er ist mit jährlich US-Dollar 100.000 dotiert , die zu
gleichen Teilen von denVereinten Nationen ,der Stadt
Wien und dem Außenministerium getragen werden.

Häupl ,Außenministerin Dr.Benita Ferrero -Waldner,
Königin Silvia von Schweden , der ehern . Schweizer
Bundesrat Adolf Ogi sowie frühere Preisträger an¬
gehören ,wählte 2001 die vier Preisträger :Frau Saida
Benhabyles aus Algerien (Verteidigung der Rechte
von Terroropfem ); Herr Athanane Rwamo aus Burun¬
di (Schutz von Kindern vor Hunger ,Ausbeutung und
Drogenmissbrauch ); das Peruanische Instituto
Mundo Libre (Integration von Straßenkindem ); Frau
Veronica Colondam (Information von Jugendlichen
über Drogenmissbrauch ).

Leaming Your Way in Vienna

Der für Mitarbeiterinnen Internationaler Organisa¬
tionen von der MD-AB veranstaltete Deutschkurs
fand 2001 zum ersten Mal auch für die französisch¬
sprachige Gemeinde in Wien statt.

Induction Courses

Als besonderen Service bietet die MD-AB für Mitar¬
beiterinnen Internationaler Organisationen Vorträ¬
ge über Wien -spezifische Themen an . Im Oktober
2001 fand der 3. Induction Course für die Internati¬
onale Atomic Energy Agency (IAEA) im Wiener Rat¬
haus statt . Referiert wurde über die medizinischen
Einrichtungen , Intemetservices der Stadt Wien , das
Vienna Service Office und allgemeine Sicherheits¬
aspekte in der Stadt.

Die Preise werden an Personen und Organisationen
verliehen , die sich in besonderem Maße um die Zivil¬
gesellschaft ,wie etwa auf dem Gebiet der Bekämp¬
fung des Drogenmissbrauchs , der Drogenkrimi¬
nalität , der Rehabilitation von Drogensüchtigen ,der
Betreuung von Entführten oder der Bekämpfung von
Korruption verdient gemacht haben.

Journalist Forum

Das Journalist Forum ist ein Kooperationsprojekt
zwischen United Nations Information Service und
der Stadt Wien .Es dient zur Intensivierung der Kon¬
takte mit denVereinten Nationen und war 2001 kon¬
kret dem großen Themenkomplex Umwelt gewidmet.

Eine Prominentenjury , der der Wiener UNO-Gene-
raldirektor Pino Arlacchi ,Bürgermeister Dr.Michael

Magistratsdirektor Dr. Emst Theimer und Mitarbeiterinnen der Internationalen Atom¬
energiebehörde (IAEA), welche an einem „Induction Course"im Rathaus teilnahmen.
Diese von der MD- Auslandsbeziehungen organisierten Veranstaltungen bieten Vorträ¬
ge über Wien-spezifische Themen für Beschäftigte bei in Wien ansässigen internationa¬
len Organisationen an.

Auslandshilfe

Ab 1. Juli 2001 hat die MD-AB die Agenden der Aus¬
landshilfe für die Stadt Wien übernommen.

Öffentliche Unterstützung für Auslandshilfsprojekte

2001 lagen die Hauptschwerpunkte der finanziellen
Auslandshilfe der Stadt Wien auf der Verbesserung
der Wasserversorgung in Belgrad ,der Hilfe für strah¬
lenerkrankte Menschen rund um Tschernobyl , der
Soforthilfe für die Hochwasseropfer in Polen und der
humanitären Hilfe für Afghanistanflüchtlinge . Da¬
rüber hinaus wurden aus Mitteln der Stadt Wien
Krankenhäuser in Albanien und in der Stadt Nablus
(Israel )mit dringend benötigten Spitalsgütem unter¬
stützt , in einer Roma -Siedlung in Bulgarien Block¬
häuser samt Gemüsegarten für die Selbstversorgung
errichtet , in El Salvador Familienhäuser für die Erd¬
bebenopfer wieder aufgebaut und der Ankauf von
Augenuntersuchungsgeräten für Äthiopien finanziert.

Hilfe für Belgrad

Zur Verbesserung der Wasserversorgung in Belgrad
hat die Stadt Wien im Rahmen ihrer „Hilfe für Bel¬
grad " technische Geräte für das Wasserleitungsnetz
in Belgrad , wie Feuerhydranten , Großarmaturen,
Absperrschieber ,Rohrdichtschellen sowie Leitungs-

48



rohre samt diversem Zubehör angekauft.

Hilfe für strahlenerkrankte Menschen in der Ukrai¬
ne

Auch 15 Jahre nach derTschemobylkatastrophe gilt
es noch , die Opfer medizinisch zu versorgen . Mit
Unterstützung der Stadt Wien hat das ukrainische
Rote Kreuz rund 160 Krankenschwestern mit Visi-
ting -Nurses -Service -Kits (Einwegspritzen , Opera¬
tionsscheren , Pinzetten , Urin -Teststreifen ) ausge¬
stattet und versorgte rund 4.000 Kinder in den Mo¬
naten Oktober bis März mit lebensnotwendigen Vi¬
taminen.

Hochwasserhilfe für Polen

Im Sommer wurde der Großraum Krakau nach
sintflutartigen Regenfällen von einem Jahrhundert¬
hochwasser heimgesucht . Nach Rückgang des Was¬
sers wurden vom Roten Kreuz Desinfektionsmittel,
Säuberungsgeräte und Medikamente mit Geldern der
Stadt Wien angekauft.

Hilfe für Flüchtlingslager an den Grenzen Afghanis¬
tans

In Afghanistan herrscht laut Augenzeugenberichten
das größte Flüchtlingsdrama seit dem Zweiten Welt¬
krieg . In den Grenzregionen zu Taschikistan entste¬
hen unkontrollierte Flüchtlingslager . Medizinische
Betreuung , die Trinkwasserversorgung sowie die
Errichtung von sanitären Anlagen sind derzeit die
dringendsten Anliegen . „Ärzte ohne Grenzen " koor¬
dinierten mit finanzieller Hilfe der Stadt Wien die
Versorgung der Lager vor Ort.

Entwicklungshilfe

Drei Wiener Vereine, die Entwicklungshilfe in Latein¬
amerika ,derTürkei ,Zentralasien und Kaukasien leis¬
ten wurden 2001 finanziell unterstützt.

Hilfslieferungen über die Donau nach Belgrad

15 Gelenkbusse der Wiener Linien sowie eine Reihe
weiterer Fahrzeuge wurden per Schiff nach Belgrad
gebracht und konnten dem Leiter der Belgrader Ver¬
kehrsbetriebe übergeben werden . Es handelt sich
dabei um den 2. Hilfstransport von Kommunal¬
fahrzeugen aus Wien , der auch im Jahr 2001 unter
tatkräftiger Unterstützung der Wiener Linien und
des Wiener Hafens zu Stande gekommen ist.

Krankenwägen ,Müllfahrzeuge und Spitalsgüter für
humanitäre Hilfe

Neben der finanziellen Unterstützung konnte die
Stadt Wien auch vielen Menschen mit Sachgüter¬
spenden helfen . Güter , die in der kommunalen Ver¬
waltung auf Grund des technischen Fortschrittes als
überaltert und nicht mehr zweckmäßig gelten , ver¬
richten weltweit in humanitären Einrichtungen noch
nützliche Dienste . 2001 spendete die Stadt Wien
Krankenwägen an Spitäler in Weißrussland und Ser¬
bien , Müllfahrzeuge gingen nach Bulgarien und in
die Slowakei , Schulmöbel nach Albanien , medizi¬
nisch -technische Geräte wurden an Krankenhäuser

in Syrien , Sri Lanka ,Rumänien , den Kosovo und der
Ukraine verschenkt.

Delegationsbetreuungen

Neben all diesen Hauptaufgaben hatte die MD-AB
auch 2001 hochrangige ausländische Delegationen
als Gastgeber für die Stadt Wien zu betreuen , die
unterschiedlichsten Wünsche ausländischer Fach¬
besucher zu erfüllen sowie Empfänge im Auftrag des
Herrn Bürgermeister zu organisieren.

So hat unter anderem der Präsident des Moskauer
Stadtparlaments , Wladimir Platanow , seinen Amts¬
kollegen in Wien , Herrn Landtagspräsident Johann
Hatzi , zu einem Arbeitsgespräch besucht und wurde
von Herrn Bürgermeister Dr. Michael Häupl im
Wiener Rathaus empfangen . Der stellvertretende
Oberbürgermeister von Moskau ,Herr Anatolij Petrow,
informierte sich in Wien umfassend über das Abfall¬
wirtschaftsmanagement und die Volkszählung 2001.

Neben der Betreuung dieser Spitzenpolitiker hat die
MD-AB wöchentlich mehrere Politiker - und Beam¬
tendelegationen , vor allem aus den Städten Mittel¬
und Osteuropas ,zu betreuen .Hauptschwerpunkt der
Anliegen waren Fragen in Bezug auf das Wiener
Verwaltungssystem , Gesundheitsmanagement und
die Abfallwirtschaft.

Interna

Die MD-AB war 2001 jedoch nicht nur ausschließ¬
lich mit der Erfüllung der ihr in der Geschäftsein¬
teilung des Magistrats übertragenen Aufgaben be¬
traut , sondern stand auch dem Kontrollamt zu ei¬
ner Überprüfung zur Verfügung . Dieses stellte fest,
dass die MD-AB „ihre Koordinationsfunktion in
umfassender Weise wahmahm und mit den Leitli¬
nien 1999 bis 2001, den Jahresplänen und den lau¬
fenden Gesprächsrunden mit den Dienststellen und
Einrichtungen der Stadt Wien sowie den kooperie¬
renden Partnern erfolgreich bemüht war , durch Vor¬
gaben und Koordinierung bei den verschiedenen
Aktivitäten nicht nur in diesem Bereich , sondern
auch durch Verbindung zu den Bereichen Kultur und
Tourismus Synergieeffekte im Interesse eines viel¬
schichtigen Wien -Images zu erzielen ".

Auch 2001 wurde von der MD-AB aus ein Bericht
über die internationalen Aktivitäten der Stadt Wien
im Vorjahr herausgegeben . Dieser Bericht erschien
erstmals in neuem Layout und fand auch dadurch
große Beachtung.

Magistratsdirektion- Europäische Integration und
Wissensmanagement(MD-EIW)

Im Zuge der Neuorientierung der Magistratsdirek¬
tion wurde mit Wirksamkeit 1. Juli 2001 an Stelle
der „MD-Koordinationsbüro " im Rahmen des Ge¬
schäftsbereiches „Internationale Beziehungen " das
Referat „MD-Europäische Integration und Wissens¬
management (MD-EIW)"neu geschaffen.
Die MD-EIW befasste sich 2001 schwerpunktmäßig
mit Fragen der EU-Erweiterung , mit der Vertretung
der Interessen Wiens in europäischen Städtenetz¬
werken , mit Vorbeitrittshilfen für osteuropäische
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Nachbarstädte , mit der Ansiedlung internationaler
Organisationen in Wien sowie - im Bereich Wissens¬
management - mit der Koordination der Grundla¬
genforschung der städtischen Dienststellen.

Als Geschäftsstelle der „Europakommission " des
Wiener Gemeinderats und Landtags wurden von der
MD-EIW insbesondere Fragen der Vorbereitung der
Hauptstädte der osteuropäischen Nachbarländer auf
die künftige EU-Mitgliedschaft , Möglichkeiten der
Teilnahme an EU-Förderprojekten , Fragen einer ge¬
meinsamen Städtepolitik auf europäischer Ebene,
die Vermittlung der Wiener Erfahrungen von fünf
Jahren EU-Mitgliedschaft sowie grundsätzliche Fra¬
gen der Stadtentwicklung behandelt .Zwecks Verbes¬
serung der nachbarschaftlichen Beziehungen hat die
MD-EIW die im Jahr 2000 für Politiker und Stadt¬
verwaltungen von Prag ,Harghita/Rumänien ,Brünn,
Warschau und Kattowitz in Vorbereitung einer künf¬
tigen EU-Mitgliedschaft abgehaltenen „Informa¬
tionsseminare "im Jahr 2001 mit Veranstaltungen für
Bratislava , Brünn und Krakau fortgesetzt . Des wei¬
teren absolvierten Mitarbeiterinnen aus Vilnius,
Prag ,Krakau und Warschau im Rahmen der EU-Bei-
trittshilfen der Stadt Wien von der MD-EIW organi¬
sierte so genannte „Beamtenpraktika " in Wien . Im
Rahmen der „Gemeinsamen Erklärung über die Zu¬
sammenarbeit zwischen der Wallonischen Region
und dem Land Wien " hielt sich im Dezember 2001
auch eine Delegation aus diversen wallonischen
Regierungsämtem in Wien auf , die von der MD-EIW
betreut wurde.

Im Mittelpunkt des von der MD-EIW vierteljährli¬
chen publizierten Newsletters „Euro -News " stan¬
den ebenfalls aktuelle Fragen der EU-Erweiterung.

Die Zusammenarbeit mit Städten der Beitrittsländer
wurde überdies durch die Mitgliedschaft Wiens im
Städtenetzwerk „Eurocities " und hier vor allem im
„Ost-West -Komitee", in dem die MD-EIW die Stadt
Wien vertritt , gefördert . Am 26. Oktober 2001 hat

Zum Thema Auswirkungen einer EU-Mitgliedschaft fand im Rathaus ein von der MD  -
Europäische Integration und Wissensmanagement organisiertes Informationsseminar
für Bürgermeister der Slowakei statt.

amtsführender Stadtrat Dipl .-Ing . Rudolf Schicker
bei der Generalversammlung in Kopenhagen die
Bewerbung Wiens in das 12 Städte umfassende
Exekutivkomitee von Eurocities präsentiert , in das
Wien mit einer deutlichen Mehrheit gewählt wurde.
Für Wien ergibt sich aus dieser neuen Funktion ge¬
rade auch im Hinblick auf den Erweiterungsprozess
die Chance , die Position als wirtschaftlicher und
kultureller Brennpunkt in einem größer werdenden
Europa abzusichem und einmal mehr zu verdeutli¬
chen .Die MD-EIW nimmt auf Verwaltungsebene (im
Exekutivkomitee ) die Vertretung Wiens wahr.

Überdies oblagen der MD-EIW interne Vorbe¬
reitungsarbeiten sowie die Koordinierung mit den
anderen österreichischen Bundesländern bezüglich
der Sitzungen des „Ausschuss der Regionen
(AdR)".Dabei hat sich Wien insbesondere bei städte¬
relevanten Themenbereichen , wie z. B. Liberalisie¬
rung des öffentlichen Personennahverkehrs oder
Fördermaßnahmen für städtische Problemgebiete im
Rahmen des EU-Förderregimes engagiert.

Im Rahmen der Mitgliedschaft bei der „Versamm¬
lung der Regionen Europas (VRE)" hatte die MD-
EIW die Interessen der Stadt Wien in der Kommis¬
sion A - Institutionelle Angelegenheiten und Ost-
West -Zusammenarbeit zu vertreten .Auch die inhalt¬
liche Vorbereitung und die interne Koordinierung der
Wiener Mitgliedschaft im Vorstand der VRE, in dem
Wien durch amtsführenden Stadtrat Dipl .-Ing.
Rudolf Schicker vertreten ist , oblag der MD-EIW.Die
von der MD-EIW präsentierte praktische Unterstüt¬
zung für die MOEL-Städte und Regionen durch EU-
Info -Seminare und Praktikanten -Austausch fand bei
der Sitzung der Kommission A in Berlin großen An¬
klang.

Im Rahmen der Mitgliedschaft im Europarat stand
die Mitarbeit der MD-EIW im „Lenkungsausschuss
des CDLR (Steeringcommittee on Local and Regio¬
nal Democracy )" in Strasbourg im Vordergrund ,wo¬
bei eine Mitarbeiterin der MD-EIW als gemeinsame
Ländervertreterin fungierte . Im Jahre 2001 wurden
insbesondere Fragen der Teilnahme der Bürger am
öffentlichen Leben sowie der lokalen und regiona¬
len Selbstverwaltung diskutiert.

Intensive Bemühungen wurden von der MD-EIW im
Jahre 2001 in enger Zusammenarbeit mit den zu¬
ständigen Dienststellen des Bundes zur Ansiedlung
der Welt Anti -Doping Agentur (WADA) und des Se¬
kretariats der Migrations - und Asylinitiative (MAI)
des Stabilitätspakts Südost -Europa gesetzt , wobei
das wichtige Projekt der Ansiedlung des MAI-Sekre-
tariats tatsächlich erfolgreich abgeschlossen wer¬
den konnte . Das Sekretariat der Migrations - und
Asylinitiative (MAI) wurde am 22. Oktober 2001 in
Wien 4., Möllwaldplatz 5 offiziell eröffnet.

Ziel dieses beim Internationalen Zentrum für Migra¬
tionsentwicklung (ICMPD) in Wien eingerichteten
Sekretariates ist es , im Sinne des Beschlusses des
Europäischen Rates vom 13. September 1999 zum
Stabilitätspakt Südost -Europa einen nachhaltigen
Beitrag zur Stabilisierung der Bereiche Asyl,Migra¬
tion und Grenzkontrolle in Albanien , Bosnien und
Herzegowina , Kroatien , Mazedonien und Föderalis-
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tische Republik Jugoslawien zu leisten.

Darüber hinaus führte die MD-EIW gemeinsam mit
dem Bundesministerium für auswärtige Angelegen¬
heiten intensive Gespräche mit Vertretern der Orga¬
nisation Erdöl exportierender Länder (OPEC) we¬
gen der Sanierung der an diese in Wien 2., Obere
Donaustraße 93 überlassenen Räumlichkeiten.

Im Bereich Wissensmanagement wurde das mit¬
telfristige Forschungsprogramm der Stadt Wien für
die Jahre 2002 bis 2004 mit allen in Frage kommen¬
den Dienststellen erarbeitet . Die quartalsweisen
Übersichten der abgeschlossenen Forschungs¬
projekte wurden im Jahr 2001 den Dienststellen so¬
wie den Klubs der im Gemeinderat vertretenen Par¬
teien erstmals auch elektronisch zur Verfügung ge¬
stellt .Weiters fungierte die MD-EIW als Geschäfts¬
stelle des „Bund/Land Wien -Komitees für Rohstoff -
forschung , Rohstoffversorgungssicherung und
Energieforschung "und sorgte auch in dieser Eigen¬
schaft für die Abstimmung der gemeinsam durch¬
geführten Forschungsprojekte.

Das in Zusammenarbeit mit der MA 27 in Auftrag
gegebene , von der MD-EIW kofinanzierte Interreg
II A-Projekt „Center of Legal Competence (CLC)"
betreffend Investitionsleitfäden für die Slowakei und
Ungarn wurde 2001 fertig gestellt und auch in Buch¬
form veröffentlicht .Überdies wurde ein umfangrei¬
cher Bericht über alle abgeschlossenen bzw . beste¬
henden Kooperationen zwischen Niederösterreich
und Wien seit 1. November 1994 erarbeitet.

Zur Unterstützung der MA 66 waren im Rahmen der
Volkszählung 2001 auch Mitarbeiterinnen der MD-
EIW bei den zahlreichen Anfragen an die „Volkszäh¬
lungs -Hotline " der Stadt Wien zur Erteilung von
Rechtsauskünften eingesetzt.

Weiters wurden die Beiträge Wiens zu dem vom
Europarat deklarierten „Europäischen Jahr der
Sprachen 2001"koordiniert . Insgesamt 16 Dienst¬
stellen haben im Europäischen Jahr der Sprachen
mehr als 30 Projekte in Zusammenarbeit mit dem
Nationalen Österreichischen Komitee durchgeführt,
wie z. B. die am 26. September 2001 - am Europäi¬
schen Tag der Sprachen - am Wiener Rathausplatz
durchgeführte Veranstaltung , bei der 500 Wiener
Schülerinnen selbst verfasste Botschaften des Frie¬
dens per Luftballon in alle Welt versandten.

Ein wichtiges Aufgabengebiet der MD-EIW war auch
die Wahrnehmung der Partei - bzw . Beteiligten¬
stellung der Gemeinde Wien als Standort- oder An¬
liegergemeinde bei diversen Großprojekten . Dabei
waren neben der Vertretung der Interessen der Stadt
Wien bei öffentlichen Erörterungen im Rahmen von
Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren auch
Stellungnahmen zu eisenbahnrechtlichen Konzes¬
sionserteilungen und Trassenbewilligungen sowie
in grenzüberschreitenden Umweltangelegenheiten
abzugeben.

Die Aktivitäten des von der MD-EIW geführten
„Verbindungsbüro der Stadt Wien in Brüssel
(VBB)" standen überwiegend im Zeichen der Be¬
schäftigung mit dem Kommissionsvorschlag über

die Liberalisierung des öffentlichen Personen¬
nahverkehrs sowie der Mitteilung der Kommission
über Leistungen der so genannten Daseinsvorsorge.
So wurden vor allem auch Fragen der Liberalisie¬
rung des Wassermarktes aufgrund des Druckes ver¬
schiedenster Regionalorganisationen einschließlich
des Verbindungsbüros der Stadt Wien nicht als For¬
derung in eine Entschließung des Europäischen Par¬
laments übernommen .Mit Erfolg verhindert wurde
bisher der Verordnungsentwurf der Europäischen
Kommission über die Liberalisierung des öffentli¬
chen Personennahverkehrs , der ein zentrales und
langjähriges Lobbyingthema des Verbindungsbüros
darstellt.

Die Wahrnehmung der Berichtspflichten rund um
die Fachkommission 5 und die Plenartagungen des
Ausschusses der Regionen ,um EUROCITIES und den
Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE),
aber auch die Teilnahme an Hearings des Europäi¬
schen Parlaments und der Kommission sowie fort¬
gesetztes Lobbying für den Weiterbestand der in
Wien angesiedelten Wiener TINA-Bürobetriebs-
GmbH. rundeten die Aktivitäten des Verbindungs¬
büros ab . Die weit reichende Berichtstätigkeit be¬
zog sich weiters auch auf allgemeine Themen ,wie z.
B. die Verhandlungen rund um die Neustrukturierung
der EU-Institutionen („Regierungskonferenz ") im
Hinblick auf die Erweiterung der EU und den Ein¬
fluss von Regionen mit Gesetzgebungskompetenzen
auf die Politiken der EU.

Für das Wien -Haus als Plattform für fachliche , ge¬
sellschaftliche und kulturelle Aktivitäten , stellte
ein Empfang in Brüssel durch Bürgermeister Dr.
Häupl anlässlich des fünfjährigen Bestehens des
Wien-Hauses in Anwesenheit der Herren Thielemans
- Bürgermeister von Brüssel , de Donnea - Minister¬
präsident der Region Brüssel , Chabert - Präsident
des AdR,Wartenberg - Staatssekretär der BRD und
Hans Niessl - Landeshauptmann des Burgenlandes,
den gesellschaftlichen Höhepunkt des Jahres dar.
Im Kulturbereich fanden unter anderem auch zwei
„WienerVorlesungen " im Wien-Haus in Brüssel statt.

Mit Vorträgen über die Aufgaben eines Regional¬
büros in Brüssel bzw.über Organisation und Arbeits¬
weise der EU war das Verbindungsbüro auch An¬
laufstelle für zahlreiche Besuchergruppen aus
Wien , u . a. von der Diplomatischen Akademie und
vom Europarechtsinstitut der Universität Wien . In
diesem Zusammenhang ist auch auf die Mitwirkung
des Verbindungsbüros bei der Organisation der Be¬
suche von Bürgermeister Dr. Häupl , anlässlich der
Teilnahme beim 2. Kohäsionsforum in Brüssel , von
amtsführendem Stadtrat Dipl .-Ing . Schicker , aus
Anlass der Teilnahme an einem informellen Minis¬
terrat für Regionalpolitik und des Besuches von
amtsführendem Stadtrat Vizebürgermeister Dr.
Rieder bei der AdR-Tagung im September 2001 zu
verweisen.

Bei den Aufgaben des Verbindungsbüros hat die
Ausbüdung und Schulung von durchwegs sehr hoch
qualifizierten Mitarbeiterinnen aus diversen Verwal¬
tungen der Beitrittskandidatenländer stark an Be¬
deutung gewonnen . Im Jahr 2001 absolvierten , ne¬
ben Mitarbeiterinnen aus der Wiener Stadtverwal-
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tung , im Sinne einer Heranführungshilfe an die EU
und in Vorbereitung des angestrebten EU-Beitrittes
auch Beamtinnen aus den Städten Prag , Lodz und
Warschau , Bratislava , Laibach , Krakau sowie aus
Tallinn so genannte „Praktika " im Wien -Haus in
Brüssel . Die Schulungen umfassten die theoretische
Behandlung des gesamten Primärrechtes der EU und
sollen helfen , die Funktionsweise und Entschei¬
dungsstrukturen der EU-Institutionen zu verstehen.

Im Oktober 2001 wurde im Rahmen der MD-EIW
eine eigene „Koordinationsstelle Europäische Ver¬
kehrswege TINA-Vienna (MD-EIW, KEV)"zur Zu¬
sammenarbeit mit der Wiener Transport Infra-
structure Needs Assessment (TINA) Bürobetriebs-
GmbH eingerichtet . Die TINA-GmbH, die im Eigen¬
tum der Stadt Wien steht , wirkt - entsprechend den
verkehrspolitischen Zielsetzungen der EU - im Rah¬
men der von dieser angestrebten Projekte , bei der
Planung eines zusammenhängenden , aus verschie¬
denen Modulen bestehenden Verkehrsnetzes (Korri¬
dore ) in Osteuropa mit . Durch die enge Zusammen¬
arbeit der MD-EIW, KEV mit der TINA-GmbH be¬
steht für die Stadt Wien die Möglichkeit , ihre Inter¬
essen bereits in der Planungsphase in die Formulie¬
rung der Verkehrspolitik der Europäischen Kommis¬
sion für die EU-Erweiterung einfließen zu lassen.

Im Jahr 2001 hatte die neue Koordinationsstelle die
Interessen der Stadt Wien vor allem in folgenden In¬
stitutionen zu vertreten :ARGE Donauländer ,Steering
Committee des CorridorVH Management,Vereinigung
Südosteuropäischer Hauptstädte und ARGE-Ko-
ordinationsstelle der Korridore IV,VII und X.

Magistratische Bezirksämter(MBÄ)

Die magistratischen Bezirksämter (MBÄ) sind im
Wesentlichen mit jenen Aufgaben betraut , die im
Bezirk - somit näher an den Bürgerinnen - durch¬
geführt werden können . Sie sind bürgernahe
Außenstellen des Magistrats der Stadt Wien in den
Bezirken . Diese Aufgaben erledigen sie möglichst
freundlich , schnell und unbürokratisch . Während
der allgemeinen Parteienverkehrszeiten (Montag bis
Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr, Donnerstag auch 15.30
bis 17.30 Uhr) sind die Mitarbeiterinnen der MBÄ
bemüht , allen Rat und Hilfe Suchenden zielführende
Auskünfte und Anleitungen zu geben ,wie die jewei¬
ligen Probleme - seien es Beeinträchtigungen , die
von Gewerbebetrieben herrühren , wie Lärm - bzw.
Geruchsbelästigungen oder Verschmutzungen der
Umwelt durch Ablagerungen usw .- gemeinsam mit
den Bürgerinnen unter Beachtung der gesetzlichen
Bestimmungen zu lösen sind.

Die sehr unterschiedlichen Aufgaben reichen von der
Bedienung der Kundinnen durch die Erledigung
von Anträgen der Bürgerinnen , die Parteien eines
Verwaltungsverfahrens sind , über die Organisation
von Wahlen auf Bundes - und Landesebene , Volks¬
begehren undVolksabstimmungen ,über die Mitwir¬
kung bei Groß(Volks)zählungen bis zur Durchsetzung
der öffentlichen Ordnung in Bezug auf Nachbar¬
schafts - und Umweltschutz . Dies kommt insbeson¬
dere im Rahmen der Betriebsanlagengenehmigungs¬
verfahren sowie in Verfahren zur Beseitigung von
sanitären Übelständen zum Ausdruck . Zur Durch¬

setzung von in diesem Bereich ergangenen behörd¬
lichen Anordnungen ist in manchen Fällen die Durch¬
führung von VerwaltungsStrafverfahren notwendig.

Den MBÄ obliegt im Interesse des Kunden - und
Konsumentenschutzes die Überprüfung der Eim
haltung der Bestimmungen der Gewerbeordnung ,des
Lebensmittelgesetzes , der Lebensmittelkenn¬
zeichnungsverordnung u. a. in enger Zusammenar¬
beit mit dem Marktamt der Stadt Wien. Die strikte
Überwachung dieser Konsumentenschutzbestim¬
mungen führt zu einer beträchtlichen Anzahl von
Verwaltungsstrafverfahren , die zur Folge haben ,dass
die bezeichneten Bestimmungen - die den hohen
Standard des Lebensmittelrechts in Österreich
ausweisen - auch entsprechend eingehalten werden.

Zur möglichen Beschleunigung des Kundendiens¬
tes für die Bürgerinnen stehen den magistratischen
Bezirksämtern moderne EDV-Geräte zur Verfügung.
Vernetzung und wienweit wirkende Software¬
programme machen es möglich , dass Gewerbe¬
berechtigungen oder Betriebsanlagengenehmigun¬
gen äußerst rasch erteilt werden können , wenn alle
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind (z. B. die
Nachweise über die Befähigung , die Unbescholten¬
heit bzw . Standorteignung ). So ist es zum Beispiel
möglich , Gewerbeanmeldungen innerhalb von Mi¬
nuten zu erledigen . In allen MBÄ ist seit August 2001
die Gewerbeanmeldung -online möglich . Diese er¬
spart den Kundinnen zusätzliche Amtswege und die
Stadt Wien konnte dadurch ihren Vorsprung in
bürgemaher Verwaltung weiter ausbauen.

Im Verfahren zur Genehmigung von Betriebsanlagen
ist durch den Gesetzgeber die Einschaltung von tech¬
nischen und medizinischen Sachverständigen , die
Anhörung von Formalparteien , wie Arbeitsinspek¬
torat , Umweltanwalt sowie nicht zuletzt als Vertre¬
ter der Gemeinde und der Bezirksbevölkerung der/
die Bezirksvorsteherin zwingend vorgesehen.

Um künftigen Unternehmerinnen eine weitere Hilfe¬
stellung zu geben , wurde in den Bezirksämtern ein
eigenes Untemehmerservice in Form von Projekt¬
sprechtagen eingerichtet . Einmal monatlich stehen
rechtskundige Beamte des magistratischen Bezirks¬
amts ,gewerbetechnische Amtssachverständige ,Bau¬
polizisten ,Arbeitsinspektoren sowie Mitarbeiter der
Wirtschaftskammer und des Arbeitsmarktservice
gleichzeitig zur Auskunftserteilung an Unternehmer
und Personen , die sich selbständig machen wollen,
zur Verfügung . In diesem Zusammenhang wurde den
magistratischen Bezirksämtern mit 1. Jänner 2000
auch die Genehmigung von Schanigärten (Gastgärten
auf öffentlichem Grund ) übertragen , um den Gewer¬
betreibenden und Bürgerinnen weitere Amtswege zu
ersparen.

Ein wesentlicher Schritt in Richtung der Verfahrens¬
beschleunigung ist die Verbindung mit dem Zentra¬
len Gewerberegister , das sämtlichen Gewerbe¬
behörden in Österreich zur Verfügung steht.

Das in den Bezirksämtern eingesetzte Beschleu¬
nigungsprogramm zeigt entsprechende Erfolge. So
werden - bei gründlicher Vorbesprechung - Be¬
triebsanlagengenehmigungen innerhalb von 21
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Tagen ab kompletter Einreichung erteilt . Ein spezi¬
elles Controlling -Programm für den Ablauf und die
Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens hat
sich besonders bewährt .Auch auf Grund dieser Er¬
folge konnte die Stadt Wien ihre Stellung als gefrag¬
ter Wirtschaftsstandort weiter ausbauen.

Die magistratischen Bezirksämter orientieren sich
am One -Stop -Prinzip , das den Bürgerinnen zusätz¬
liche Amtswege ersparen soll .Als Beispiel möge die¬
nen , dass die MBÄ nunmehr auch Staatsbürger¬
schaftsnachweise ausstellen .Dieses Service erfreut
sich bei der Bevölkerung zunehmender Beliebtheit.
Betriebswirtschaftliche Methoden , wie Projekt¬
management , Controlling und Kostenrechnung so¬
wie fachübergreifende Betrachtungsweise erzeugen
nicht nur zentral (wie z. B. in geschäftsgruppen¬
gebundenen Abteilungen ), sondern auch dezentral
in den MBÄ wirkungsintensivierende Effekte.

Die Bezirksämter vollziehen insbesondere folgende
Bundesgesetze : Die Gewerbeordnung (Erteilen von
Gewerbeberechtigungen und gewerbliches Betriebs¬
anlagenrecht ), das Wasserrechtsgesetz , das Arbeit¬
nehmerinnenschutzgesetz , das Chemikaliengesetz,
das Abfallwirtschaftsgesetz , das Forstgesetz , das
Zivildienst - und Heeresgebührengesetz (Familienun¬
terhalt und Wohnkosten für Zivildiener ), das Bäder¬
hygienegesetz , einen Teil der Straßenverkehrs¬
verordnung und des Bundesstraßenfinanzierungs¬
gesetzes sowie die Beurkundung des Austritts aus
einer Religionsgemeinschaft.

An zu vollziehenden Landes - bzw . Gemeindevor¬
schriften kommen beispielsweise hinzu : Die Rein-
halteverordnung (betreffend die Bekämpfung von
sanitären Übelständen ), das Wiener Tierhalte - und
Tierschutzgesetz , das Wiener Buschenschankgesetz,
das Wiener Feuerpolizei - und Luftreinhaltegesetz
(hier insbesondere die Kehrverordnung ), das Baum¬
schutzgesetz , das Gebrauchsabgabegesetz u . a. In
all diesen Bereichen sind die MBÄ auch im Bedarfs¬
fall zur Durchführung der jeweiligen Verwaltungs¬
strafverfahren in erster Instanz zuständig.

Die magistratischen Bezirksämter sind somit die
kompetente Kontaktstelle für die Bürgerinnen vor
Ort , die rasch und nahe dem Wohn - bzw . Beschäf¬
tigungsort für die sie unmittelbar betreffenden An¬
gelegenheiten tätig werden.

Als Überblick über die Tätigkeiten der Bezirksämter
seien einige Zahlen über die in diesen Dienststellen
im Jahr 2001 angefallenen Geschäftsfälle in den
nebenstehenden Tabellen angeführt.

Die Aufteilung dieser beispielhaft angeführten Agen¬
den ist naturgemäß von Bezirk zu Bezirk je nach Be-
völkerungs -,Betriebs - und Baustruktur verschieden.
Von den magistratischen Bezirksämtern sind daher
innerstädtische Bereiche mit einem hohen Althaus¬
bestand ebenso zu betreuen , wie Bezirke mit ausge-

Administrativverfahren

Betriebsanlagenverfahren , die mit Bescheiden abgeschlossen wurden
(Neugenehmigungen , Genehmigungen von Änderungen ,Vorschreibung
weiterer Auflagen usw .) 2.070

Betriebsanlagenüberprüfungen 2.878
Gewerbeanmeldungen 12.798
Gewerbeentziehungen 1.584
Religionsaustritte 11.059
Baumschutzverfahren 2.525
Ersatzpflanzungen 1.809
Familienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe für Zivildiener 888
Sanitäre Übelstände 1.498
Buschenschankangelegenheiten 138
Einsprüche gegen Kostenvorschreibungen bei Abschleppung

von Kraftfahrzeugen 884
Ausnahmebewilligungen gemäß § 45 Abs . 4 StVO (Parkpickerl)

in den Bezirken 1 bis 9, sowie 20 73.225

Strafverfahren

Ausländerbeschäftigungsgesetz 2.050
Arbeitnehmerinnenschutzgesetz 127
Unbefugte Gewerbeausühung 1.694
Nicht genehmigte Betriebsanlagen 243
Gewerbeausübung ohne gewerberechtlichen Geschäftsführer 473
Übertretung des Sonn - und Feiertagsruhegesetzes 127
Verstöße gegen das Lebensmittelgesetz 1.878
Verstöße gegen die Lebensmittelkennzeichnungsverordnung 1.965
Wiener Baumschutzgesetz 107
Bauordnung für Wien 1.065
Straßenverkehrsordnung (insbesondere Kfz,

die ohne Kennzeichen abgestellt wurden ) 4.087
Gebrauchsabgabegesetz 8.178
Bundesstatistikgesetz 945

dehnten Gewerbe - und Industriezentren , aber auch
Bezirke mit großen Grünflächen ,Waldgebieten , länd¬
lichen und landwirtschaftlich genutzten Bereichen.
Dienst am Bürger ist heute für die MBÄ in erhöhtem
Maß Aufgabe und Pflicht . Es sollen Verfahren so
durchgeführt werden , dass einerseits der Bürger
nicht mehrere Verfahren nebeneinander durchlau¬
fen muss und andererseits durch geeignete Kommu¬
nikationsmittel und Zugriffsmöglichkeiten der Be¬
zirksämter auf den Datenbestand zentraler Dienst¬
stellen der Zugang zum Recht für die Bürgerinnen
verbessert und erleichtert wird.

Die magistratischen Bezirksämter nutzen die Mög¬
lichkeiten der modernen Computertechnologie für
die einfache und rasche Aufgabenerfüllung als
Kundinnenservice . Die Möglichkeit Wahlkarten
oder Stimmkarten für Volksbegehren ebenso wie
„Parkpickerl " per Internet zu beantragen sowie die
Gewerbeanmeldung -online sind Beispiele dafür.
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